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Antrag A01-Ä01
Laufende Nummer: 164 • Änderungsantrag zu A01

Antragsteller*in: Alexandra Bahr, LAG Feminismus 
Status: übernommen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 56 - 77

 56 Awareness ist eine gemeinsame Verantwortung und nicht allein Aufgabe einzelner
 57 Awareness-Personen. Deshalb soll Awareness als Bestandteil der politischen und
 58 organisatorischen Arbeit von Die Linke Hamburg weiter verankert werden. Der
 59 Landesvorstand unterstützt gemeinsam mit den zuständigen Strukturen und
 60 Bezirksverbänden und Ortsgruppen bei der Entwicklung eigener Strukturen. Dabei
 61 sollen klare und transparente Regelungen für den Umgang mit Grenzverletzungen,
 62 Diskriminierung, sexualisierter Gewalt und anderem übergriffigem Verhalten
 63 geschaffen werden. Für die Begleitung von Personen, denen übergriffiges oder
 64 diskriminierendes Verhalten vorgeworfen wird, sowie für notwendige
 65 Täter*innenarbeit werden externe, unabhängige und entsprechend qualifizierte

Fachstellen bzw. Fachkräfte hinzugezogen. Diese Aufgaben sollen nicht allein von
 67 ehrenamtlichen Awareness-Personen oder innerparteilichen Strukturen übernommen
 68 werden. Der Landesvorstand entwickelt hierfür gemeinsam mit dem Bund ein
 69 Konzept, um mit fachlich geeigneten Stellen verbindliche Verfahren und
 70 Zuständigkeiten festzulegen. Dabei stehen der Schutz und die Unterstützung
 71 betroffener Personen im Mittelpunkt. Gleichzeitig soll ein professioneller und
 72 fachlich angemessener Umgang mit beschuldigten bzw. übergriffigen Personen
 73 gewährleistet werden. Die notwendigen externen Beratungs- und
 74 Unterstützungsleistungen werden vom Landesverband finanziert. Auch eine dafür
 75 geschaffene feste und bezahlte Stelle auf Landesebene, mit einer fachlich
 76 geeigneten Person, die in awareness-Fällen als Ansprechperson fungiert, halten
 77 wir für erstrebenswert.

Awareness ist eine gemeinsame Verantwortung und nicht allein Aufgabe einzelner Awareness-
Personen. Deshalb soll Awareness als Bestandteil der politischen und organisatorischen Arbeit von 
Die Linke Hamburg weiter verankert werden. 

Auf Initiative der LAG Feminismus und Grundlage des Ursprungs-Antrages „Für eine feministische 
Linke in allen Bezirken“ hat der Landesvorstand eine externe Person zur Entwicklung eines 
Awareness-Konzepts beauftragt, das fachlich geeigneten Stellen, verbindliche Verfahren und 
Zuständigkeiten festlegt. Dieses Vorgehen ist im Antrag 06: Strukturkonzept Awareness- und 
Vertrauensarbeit konkretisiert und finanziell zugesichert worden. Es gilt nun, dieses Awareness 
Strukturkonzept Die Linke in Hamburg zügig in allen Bezirken umzusetzen. Das bedeutet, dass so 
schnell wie möglich Gremien, Anlaufstellen, Vertrauenspersonen, Verantwortliche und 
Schlichtungsstellen eingerichtet werden müssen. Zudem müssen Schulungen angeboten, eine 
kritische Reflexion des Konzeptes durchgeführt und Maßnahmen der Qualitätssicherung umgesetzt 
werden. 

Zeile 79 - 91
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 79 Der Landesverband organisiert regelmäßig Bildungsangebote zu feministischen,
 80 queeren, antirassistischen und antidiskriminierenden Perspektiven sowie zu
 81 Awareness, Intersektionalität, den Umgang mit Diskriminierung und kritischer
 82 Männlichkeit. Dabei soll mindestens einmal jährlich ein landesweites Bildungs-
 83 oder Vernetzungsangebot stattfinden. Darüber hinaus sollen regelmäßig Workshops
 84 und Schulungen für Mitglieder und insbesondere für Menschen mit Verantwortung in
 85 der Partei angeboten werden. Awareness-Bildung soll dabei nicht nur der
 86 Ausbildung einzelner Awareness-Personen dienen. Alle Mitglieder sollen für
 87 diskriminierungssensible, grenzachtende und solidarische Parteiarbeit
 88 sensibilisiert werden. Die Bildungsangebote werden gemeinsam mit den zuständigen
 89 LAGen und, sofern sinnvoll, mit externen Fachstellen und Referent*innen
 90 entwickelt und durchgeführt. Der Landesverband übernimmt die hierfür notwendigen
 91 Honorare und Sachkosten.

Der Landesverband benennt ein bis zwei Personen aus dem Landesvorstand, die für die Koordination 
und Weiterentwicklung der innerparteilichen Bildungs- und Awarenessarbeit zuständig sind. Sie 
übernehmen insbesondere die Vernetzung zwischen dem Landesvorstand, den haupt- und 
ehrenamtlich für Awareness und Bildungsarbeit zuständigen Personen, den Arbeitsgemeinschaften 
und Bezirken sowie der Rosa-Luxemburg-Stiftung und weiteren relevanten 
Kooperationspartner*innen. Ziel ist es, bestehende Angebote und Strukturen miteinander zu 
verknüpfen, Bedarfe innerhalb des Landesverbandes zu erfassen und eine kontinuierliche sowie 
bedarfsgerechte Bildungsarbeit sicherzustellen.

Für eine fundierte Etablierung und kontinuierliche Weiterentwicklung dieser innerparteilichen 
bildungspolitischen Grundstruktur organisiert der Landesvorstand mindestens einmal pro Quartal ein 
landesweites Bildungs- oder Vernetzungsangebot. Diese Angebote vermitteln feministische, queere, 
antirassistische, intersektionale und weitere antidiskriminierende Perspektiven und setzen sich 
insbesondere mit Awareness, dem Umgang mit Diskriminierung und kritischer Männlichkeit 
auseinander. Dabei sollen sowohl grundlegende Kenntnisse vermittelt als auch praktische 
Handlungsmöglichkeiten für den innerparteilichen Alltag entwickelt und gestärkt werden.

Die jeweiligen Bildungs- und Vernetzungsangebote werden zeitnah nach ihrer Durchführung evaluiert 
und in einer reflexiven Auswertungs- und Planungseinheit nachbereitet. Die hierfür benannten 
Personen aus dem Landesvorstand koordinieren diesen Prozess und wirken darauf hin, dass die 
Ergebnisse der Evaluation in die Planung und Ausgestaltung der jeweils folgenden Bildungsangebote 
einfließen. Auf diese Weise wird eine kontinuierliche Qualitätssicherung gewährleistet und 
sichergestellt, dass notwendige Veränderungen und Anpassungen frühzeitig erkannt und umgesetzt, 
sowie die Bildungsangebote an aktuelle Bedarfe und Erfahrungen innerhalb des Landesverbandes 
angepasst werden.

Begründung und Anmerkungen

Antragsteller: LAG Feminismus

Mit den Änderungen wollen wir sowohl die Forderungen noch klarer konkretisieren, vor allem im Hinblick 
auf Bildungsarbeit, wo die vorherige Formulierung uns doch zu schwammig vorkam. Außerdem fehlte der 
Aspekt regelmäßiger Evaluation, damit die Bedarfe der Bildungsseminare stetig angepasst und hochwertig 
gehalten werden können. Diese wichtigen Aspekte sollen noch ergänzt werden. 

Die Änderungen zum Thema Awareness ergeben sich aus einer präziseren internen Abstimmung mit Blick 
auf das neu erarbeitete Awareness Konzept durch eine Honorarkraft. Wir wollen in diesem Absatz vor 
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allem auf das vorliegende Konzept hinweisen und auf dessen Umsetzung drängen, anstatt eigene Punkte 
durch unseren Vortrag vorzulegen wie im ursprünglichen Antrag.

weitere Antragstellende

LAG Feminismus

Antrag A03-Ä02
Laufende Nummer: 175 • Änderungsantrag zu A03

Antragsteller*in: David Stoop (BV HH-Mitte, del-BV:OL, Abgeordnete)
Status: übernommen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 8 - 10

 8 Der Landesverband Hamburg ersucht schließlich die Bürgerschaftsfraktion, bei 
 9 großen Aktionen des zivilen Ungehorsams Jurist*innen zu beauftragen, welche die 
 10 parlamentarischen Beobachter*innen währendFür Rückfragen steht den Abgeordneten, die 

parlamentarische Beobachtung durchführen, regelmäßig auch juristische Expertise zur Verfügung. Auf 
 Demonstrationsgeschehen erfolgt die juristische Begleitung durch bewährte Strukturen, deren 
Zuständigkeit nicht durch eine Parallelstruktur der Aktion begleiten und beraten
 Linksfraktionen gedoppelt werden sollte.

Antrag A04-Ä01
Laufende Nummer: 74 • Änderungsantrag zu A04

Antragsteller*in: Gernot Wolter (BV Eimsbüttel, del-BV:OL), LAG Demokratische Linke
Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 1 - 2

 1 Gewerkschaftspolitische Konferenz der Linke Hamburg
 2 im Jahr 2027

Gewerkschaftspolitische Konferenz der Linke Hamburg 
im Jahr 2027/2028

Zeile 4

 3 Die LAG-Betrieb & Gewerkschaft organisiert gemeinsam mit dem Landesvorstand und 
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 4 allen interessierten Genossen*innen im Jahr 20272027/2028 eine ganztägige 
 5 gewerkschaftspolitische Konferenz der Linke Hamburg.

Begründung und Anmerkungen

Antragstellerin: LAG Demokratische Linke 

Auch im Leitantrag der LAG Antifa ist eine Konferenz für 2027 geplant, die vom Landesverband 
organisatorisch unterstützt werden soll. Hier wäre in Ruhe zu klären, was tatsächlich leistbar ist. Beide 
Konferenzen sind inhaltlich und organisatorisch sehr anspruchsvoll und sollten daher einerseits eine 
angemessen Vorlaufzeit haben und sich andererseits nicht zeitlich so in die Quere kommen, dass der 
Landesverband überlastet ist und die laufende Neumitglieder-, Bildungs- und sonstige 
Veranstaltungsarbeit zusätzlich darunter leidet.

Alternativ sollte geprüft werden, ob die Rosa-Luxemburg-Stiftung nicht motiviert werden kann, ihre 
großen Gewerkschaftskonferenzen einmal 2027 oder 2028 in Hamburg durchzuführen.

Antrag A05-Ä05
Laufende Nummer: 76 • Änderungsantrag zu A05

Antragsteller*in: Tim Manzella (BV Eimsbüttel, del-BV:OL), LAG Demokratische Linke
Status: übernommen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 1 - 2

 1  Sozialistische Intelligenz statt Künstlicher
Intelligenz

Regulierung von Künstlicher Intelligenz für eine 
zukunftsorientierte, nachhaltige und solidarische 
Gesellschaft

Begründung und Anmerkungen

Antragsstellerin: LAG Demokratische Linke

In dem Antrag geht es um gesellschaftliches Umdenken und Wandel hin zu einer sozialistischen 
Wertegemeinschaft, das wird aus dem bisherigen Titel nicht klar. Außerdem geht es im Antrag auch nicht 
um die Abschaffung/Ersetzung von KI, wie der Titel suggeriert, sondern um eine erweiterte gesetzliche 
Regulierung und einen bewussteren Umgang. Die Formulierung "Sozialistische Intelligenz" bleibt im 
Antrag vage. Dieser Titel ist präziser.

weitere Antragstellende
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LAG Demokratische Linke

Antrag A05-Ä04
Laufende Nummer: 77 • Änderungsantrag zu A05

Antragsteller*in: Tim Manzella (BV Eimsbüttel, del-BV:OL), LAG Demokratische Linke
Status: übernommen in geänderter Fassung
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 3 - 10

 3 Der unkontrollierte Hype um "KI" zerstörtEine unregulierte Tech-Industrie, dominiert aus dem Silicon 
Valley, greift unsere natürlichen Lebensgrundlagen an,

 4 vertieft soziale Ungerechtigkeiten, automatisiert Vorurteile und entwertet
 5 menschliche Wissens- und Kreativarbeit. Globale Tech-Konzerne betreiben
 6 gigantische Rechenzentren auf Kosten unseres Grundwassers und Klimas, während
 7 sie an der Börse zu absurden und unheilbringenden Blasen heranwachsen.
 8 Spätestens die neuesten Nachrichten darüber, dass Die Vision von Post-Libertären Tech-Industriellen, 

Kapital ohne den größten „Kostenfaktor“ Mensch „erwirtschaften“ zu können, führt zu massenhaften 
Entlassungen und einer Verschärfung von wirtschaftlicher Unsicherheit durch alle 
Einkommensschichten. Dass US-KI-Firmen im großen Stil

 9 alte Bücher vernichten, sollten uns wachrütteln:ist ein Versuch, die zentralisierte Wissensbündelung 
als Machtmonopol zu etablieren und muss als symbolische Absage an das staatliche Hochschulwesen 
verstanden werden: Wir müssen diese unregulierte Technologie

 10 und ihren ideologischen Unterbau kritisch hinterfragen und ihr Schadenspotenzial einhegen!

Zeile 11 - 17

 11 Insbesondere problematisch ist generative KI, um die sich der aktuelle Hype 
 12 meist dreht.
 13 Generative KI. Sie ist nichts weiter als ein statistisches Sprachmodell. Das
 14 bedeutet, dass Inhalte zwar plausibel aussehen, aber nicht auf tatsächlichem
 15 Wissen und Verständnis aufbauen, sondern nur auf Basis von Wahrscheinlichkeiten
 16 generiert werden (sog. "stochastische Papageien").
 17  und bekanntermaßen häufig Halluzinationen, also frei erfundene Antworten und Quellen enthalten.

Die Modelle wirken dabei als Blackboxen, da diese Wahrscheinlichkeiten meist 
 18 nicht einsehbar und aufgrund der Größe und Komplexität der Modelle für Menschen
 19 nicht nachvollziehbar sind.
 20 Darüber hinaus sind alle Modelle nicht-deterministisch, d. h. die gleiche
 21 Eingabe führt nicht zur exakt gleichen Ausgabe.

Begründung und Anmerkungen

Antragsstellerin: LAG Demokratische Linke

Es ist nicht der Hype, der zerstört, diese Formulierung ist zu depersonalisiert, weshalb wir vorschlagen, sie 
an beiden Stellen zu ersetzen. Stattdessen sollten die Verantwortlichen klar benannt werden. Außerdem 
spielt der Armutsfaktor eine entscheidende Rolle: Das Versprechen an Unternehmen, Gewinne durch 
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Personalabbau zu generieren oder die Verluste durch die verschärften Krisen auszugleichen, beflügelt die 
Blase und die Börsen maßgeblich. Entsprechend sollte auch an dieser Stelle deutlicher benannt werden, 
wer für die Massenentlassungen und die dadurch bedingte Verschärfung sozialer Ungleichheit 
verantwortlich ist und was die Konsequenzen davon sind.

Zudem ist es wichtig, zu erwähnen, warum Bücher vernichtet werden: Erstens, um ein Machtmonopol 
(Wissen) zu erzeugen, und zweitens als symbolische Absage an traditionelle Wissenstransfers und 
Hierarchien (Kern der Post-Libertären Denkweise). Es sollte aufgegriffen werden, dass dahinter stark 
ideologisierte Strukturen stehen, die progressiven Ansätzen entgegenstehen.

weitere Antragstellende

LAG Demokratische Linke

Antrag A05-Ä03
Laufende Nummer: 78 • Änderungsantrag zu A05

Antragsteller*in: Tim Manzella (BV Eimsbüttel, del-BV:OL), LAG Demokratische Linke
Status: übernommen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 23 - 25

 23 Der Einsatz von generativer KI sollte, wenn mit sensiblen und persönlichen Daten und ohne aktive 
Einwilligung der betroffenen Personen gearbeitet wird, für den öffentlichen und verbeamteten Dienst 
grundsätzlich aufausgeschlossen werden. Das schließt explizit den Einsatz von KI und 
Drohneneinsätze bei der Polizei ein Minimum beschränkt 

 24 werden.
 25 .

Wenn generative KI eingesetzt wird, sollten die Schäden für Umwelt und 
 26 Gesellschaft minimiert werden. Die unterschiedlichen Technologien &
 27 Einsatzzwecke sind dabei getrennt voneinander zu bewerten.
 28 Grundsätzlich ist menschlicher Einsatz dem Einsatz von KI vorzuziehen.

Begründung und Anmerkungen

Antragsstellerin: LAG Demokratische Linke

Die ursprüngliche Forderung ist unpräzise: Was genau ist das Minimum? An wen richtet sie sich, wer genau 
soll sich beschränken? Handelt es sich um einen parteiinternen Aufruf? Oder soll KI generell überall 
beschränkt werden, sind also auch Privatpersonen oder Wirtschaftsakteure gemeint? Für viele (auch 
innerhalb der Partei / „Mal kurz Chattie fragen“) hat KI bereits Einzug in den Alltag gehalten. Wie schützt/
kompensiert ein so vage formulierter Beschluss die bereits betroffenen Kulturschaffenden und 
wissenschaftlich arbeitenden Menschen?

Unser Änderungsvorschlag formuliert stattdessen eine deutlich konkretere Forderung für den öffentlichen 
und verbeamteten Dienst und nimmt so das Anliegen des zweiten KI-Antrags in diesen Antrag mit auf.

weitere Antragstellende

2. Tagung des 10. Landesparteitags Die Linke Hamburg
Bürgersaal Wandsbek, 10.10.2026 - 11.10.2026

13 / 95
Stand: 9.10.2026



LAG Demokratische Linke

Antrag A05-Ä06
Laufende Nummer: 79 • Änderungsantrag zu A05

Antragsteller*in: Tim Manzella (BV Eimsbüttel, del-BV:OL), LAG Demokratische Linke
Status: übernommen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 26

 23 Der Einsatz von generativer KI sollte grundsätzlich auf ein Minimum beschränkt
 24 werden.
 25 Wenn generative KI eingesetzt wird, sollten die Schäden für Umwelt und 

 26 Gesellschaft minimiert werden. Um das objektiv einzuordnen, braucht es erkennbare, verständliche 
und vergleichbare Metriken, die von unabhängigen Stellen ermittelt und evaluiert werden. Die 
unterschiedlichen Technologien & 

 27 Einsatzzwecke sind dabei getrennt voneinander zu bewerten.
 28 Grundsätzlich ist menschlicher Einsatz dem Einsatz von KI vorzuziehen.

Begründung und Anmerkungen

Antragsstellerin: LAG Demokratische Linke

An dieser Stelle im Beschluss wird nicht erläutert, wie genau es funktioniert, beim Einsatz von generativer 
KI die Schäden für Umwelt und Gesellschaft zu minimieren. Um dieses "Schlupfloch" zu schließen, 
schlagen wir vor, zu ergänzen, dass für eine solche Bewertung die Erstellung konkreter Metriken nötig ist.

weitere Antragstellende

LAG Demokratische Linke

Antrag A05-Ä02
Laufende Nummer: 80 • Änderungsantrag zu A05

Antragsteller*in: Tim Manzella (BV Eimsbüttel, del-BV:OL), LAG Demokratische Linke
Status: übernommen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 27 - 28

 23 Der Einsatz von generativer KI sollte grundsätzlich auf ein Minimum beschränkt
 24 werden.
 25 Wenn generative KI eingesetzt wird, sollten die Schäden für Umwelt und
 26 Gesellschaft minimiert werden. Die unterschiedlichen Technologien & 

 27 Einsatzzwecke sind dabeigesellschaftlich getrennt voneinander zu bewerten.
 28 Grundsätzlich Demokratieförderliche Projekte, die einer gerechteren Gesellschaft dienen (zum 
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Beispiel Ressourcenplanung und -verteilung oder Aufarbeitung parlamentarischer Beschlüsse) oder 
Barrieren abbauen, sofern sie auf öffentlich zugänglichen Daten beruhen, stellen Ausnahmen dar.
Menschlicher Einsatz ist menschlicher Einsatz dem Einsatz von KI prinzipiell vorzuziehen.

Begründung und Anmerkungen

Antragsstellerin: LAG Demokratische Linke

Die Formulierung ist so weniger pauschal. Es ist sinnvoll, die später im Antrag ohnehin ausgeführten 
Ausnahmen auch an dieser Stelle bereits zu nennen. Gerade für Menschen mit individuellen 
Anforderungen durch Behinderungen können KI-Systeme zur Unterstützung mehr Flexibilität und 
Selbstbestimmung bedeuten. Auch für repetitive Aufgaben sind sie hervorragend geeignet. Der Antrag 
wird so realistischer und pragmatischer: Statt als "zukunftsablehnende" Verbotspartei daherzukommen, 
sollten wir eine Zukunftsvision dafür parat haben, wie wir die bestehenden Technologien ethisch und 
unterstützend nutzen können.

weitere Antragstellende

LAG Demokratische Linke

Antrag A05-Ä07
Laufende Nummer: 81 • Änderungsantrag zu A05

Antragsteller*in: Tim Manzella (BV Eimsbüttel, del-BV:OL), LAG Demokratische Linke
Status: übernommen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 29 - 30

 29 Bilder, Videos & Texte - Sozialistische Intelligenz statt Künstlicher 
IntelligenzKreative Arbeit aufwerten: "Ohne KI entstanden" als Qualitätsmerkmal

Zeile 31 - 34

 31 Der Einsatz von generativer KI für die Erstellung von Bildern, Videos & Texten 
 32 sollte vermieden werden. StattdessenBei der Außenkommunikation der Landespartei sollten für 

diese Arbeit echte, nach dem Prinzip "show, don't tell", für die Erstellung von Bildern, Videos und 
Texten sichtbar

 33 Künstler:innen, Texter:innen usw. eingebunden werden. 
 34 und der Hinweis "Ohne KI entstanden" verwendet werden. Aber auch für parteiinterne Zwecke nutzt 

die Linke Hamburg prinzipiell keine generative KI zur Erstellung von Bildern, Videos und Texten. 
Wir nutzen die Sozialistische Intelligenz (SI) anstatt der KI.

 35

 35 Zu diesem Zweck wird ein innerparteiliches Netzwerk aufgebaut, das Aufgaben in
 36 diesen Bereichen gezielt an Menschen mit dem passenden Fachwissen oder passenden
 37 außer-parteilichen Kontakten verteilt.
 38 Bei Sozialistischer Intelligenz stehen dabei Authentizität, Kreativität und
 39 Menschlichkeit im Vordergrund, nicht Perfektion oder geschliffene Sprache.
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 40 Unsere Kommunikation darf Ecken und Kanten haben!
 41 Deepfakes oder Bilder & Videos von realen Menschen dürfen nicht erstellt oder
 42 weiterverbreitet werden.

Begründung und Anmerkungen

Antragsstellerin: LAG Demokratische Linke

Anstatt das Verbot in den Vordergrund zu stellen, betonen wir zunächst die Umsetzung einer 
Kennzeichnungspflicht gemäß EU-Richtlinie und nehmen uns vor, menschengemachte Leistungen als 
etwas Positives und Wertvolles hervorzuheben. Das steht der Entwertung des Menschen durch die 
Reduzierung auf die Wertschöpfung und Profite diametral entgegen und bewirkt einen Shift hin zu der 
Aufwertung des Menschen als Mittelpunkt, ohne ihn mit der Leistung an sich zu verknüpfen. Die folgende 
Formulierung ist dann trotzdem schärfer und klarer in ihrer Ablehnung generativer KI für die genannten 
Zwecke als die ursprünglich verwendete schwache Formulierung mit "sollte". Außerdem wird an beiden 
Stellen ergänzt, an wen sich der Beschluss genau richtet.

weitere Antragstellende

LAG Demokratische Linke

Antrag A05-Ä08
Laufende Nummer: 82 • Änderungsantrag zu A05

Antragsteller*in: Tim Manzella (BV Eimsbüttel, del-BV:OL), LAG Demokratische Linke
Status: übernommen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 34 - 39

 31 Der Einsatz von generativer KI für die Erstellung von Bildern, Videos & Texten
 32 sollte vermieden werden. Stattdessen sollten für diese Arbeit echte
 33 Künstler:innen, Texter:innen usw. eingebunden werden. 
 34

 34 Wir nutzen die Sozialistische Intelligenz (SI) anstatt der KI.
 35 Zu diesem Zweck wird ein innerparteiliches Netzwerk aufgebaut, das Aufgaben in
 36 diesen Bereichen gezielt an Menschen mit dem passenden Fachwissen oder passenden
 37 außer-parteilichen Kontakten verteilt.
 38 Bei Sozialistischer Intelligenz stehen dabei Authentizität, Kreativität und
 39 Menschlichkeit stehen dabei im Vordergrund, nicht Perfektion oder geschliffene Sprache. 
 40 Unsere Kommunikation darf Ecken und Kanten haben!
 41 Deepfakes oder Bilder & Videos von realen Menschen dürfen nicht erstellt oder
 42 weiterverbreitet werden.

Zeile 54 - 55

 50 Generative KI kann zur Recherche eingesetzt werden, dabei muss aber unbedingt
 51 darauf geachtet werden, Informationen gewissenhaft zu prüfen, bevor diese
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 52 weiterverbreitet werden. Die Genauigkeit der Antworten von KI-Modellen nimmt
 53 potenziell ab, je spezifischer/fachlicher die Anfragen sind. Gerade für komplexe 

 54 Themen sollte daher auf die Expertise von Menschen gesetzt werden - SI statt KI 
 55 für komplexe Themen.

Begründung und Anmerkungen

Antragsstellerin: LAG Demokratische Linke

Analog zu unserer vorgeschlagenen Überschriftsänderung streicht dieser Antrag die weiteren 
Verwendungen des Begriffs "Sozialistische Intelligenz", der in dem Antrag nicht weiter erläutert wird und 
uns so nicht hilfreich erscheint. Jedenfalls nicht, ohne zunächst zu klären, was damit gemeint ist, was aber 
zu einer langen Grundsatzdebatte führen dürfte. (Es ist auch anzumerken, dass "SI" bereits von der 
amerikanischen Rechten als Abkürzung für "Super Intelligence" verwendet wird.)

weitere Antragstellende

LAG Demokratische Linke

Antrag A05-Ä01
Laufende Nummer: 36 • Änderungsantrag zu A05

Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 35 - 37

 31 Der Einsatz von generativer KI für die Erstellung von Bildern, Videos & Texten
 32 sollte vermieden werden. Stattdessen sollten für diese Arbeit echte
 33 Künstler:innen, Texter:innen usw. eingebunden werden. 
 34 Wir nutzen die Sozialistische Intelligenz (SI) anstatt der KI.
 35

 35 Zu diesem Zweck wird ein innerparteiliches Netzwerk aufgebaut, das Aufgaben in 
 36 diesen Bereichen gezielt an Menschen mit dem passenden Fachwissen oder passenden 
 37 außer-parteilichen Kontakten verteilt.
 38 Bei Sozialistischer Intelligenz stehen dabei Authentizität, Kreativität und
 39 Menschlichkeit im Vordergrund, nicht Perfektion oder geschliffene Sprache.
 40 Unsere Kommunikation darf Ecken und Kanten haben!
 41 Deepfakes oder Bilder & Videos von realen Menschen dürfen nicht erstellt oder
 42 weiterverbreitet werden.

Begründung und Anmerkungen

Antragsteller: Landesvorstand

Der Aufbau eines solchen Netzwerks kann dazu führen, dass ein exklusiver Zirkel entsteht, in dem 
(bezahlte) Aufträge der Partei vergeben werden. Dies ist zu vermeiden. Auftragsvergaben müssen 
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grundsätzlich offen sein und sollten nicht in die Hände eines Netzwerks, dessen Ausgestaltung aus dem 
Antrag nicht hervorgeht, gelegt werden.

Antrag A05-Ä09
Laufende Nummer: 83 • Änderungsantrag zu A05

Antragsteller*in: Tim Manzella (BV Eimsbüttel, del-BV:OL), LAG Demokratische Linke
Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 56

 56 Einsatz generativer KI fürs Coden oder Automatisieren

Zeile 57 - 65

 57 Generative KI kann zur Unterstützung beim Automatisieren wiederkehrender
 58 Aufgaben genutzt werden. Hierbei muss insbesondere darauf geachtet werden, dass
 59 KI-Anwendungen niemals zur Entscheidungsfindung genutzt werden dürfen. Jegliche
 60 mit KI erstellte Automatisierung muss stets menschlicher Kontrolle unterliegen
 61 und klar definierten deterministischen Regeln folgen. Wenn Prozesse
 62 automatisiert werden, ist stets Raum für Einzelfälle & Ausnahmen zu lassen -
 63 Automatisierung darf nicht ausgrenzen!
 64 Automatisierte Prozesse müssen stets transparent für Nutzende als solche
 65 gekennzeichnet sein.

Begründung und Anmerkungen

Antragsstellerin: LAG Demokratische Linke

Aus der Berufspraxis gesprochen: Wo sollen diese Kontrollinstanzen sein/einsetzen? Wer ist 
verantwortlich dafür, das umzusetzen? PM? Business? UX? Dev? Best Practice in UX sieht bereits vor, dass 
genau das eingehalten wird, was sich "AI Ethic" nennt. Dass dies auch umgesetzt und kontrolliert wird, 
setzt voraus, dass UX-Designer*innen und PMs das entsprechende Wissen und die Entscheidungshoheit in 
der Firma dafür haben und durchsetzen können. Das sind firmenpolitische Fragen, die wir parlamentarisch 
schwer beeinflussen können, es sei denn, wir entwerfen entsprechende Regularien, die auf EU-Ebene 
durchgesetzt (viele Unternehmen agieren nicht nur in HH) und auch kontrolliert werden. Es bleibt 
insgesamt unklar, an wen sich dieser Abschnitt richtet und was er bewirken soll.

weitere Antragstellende

Antragsstellerin: LAG Demokratische Linke

Antrag A08-Ä01
Laufende Nummer: 163 • Änderungsantrag zu A08

Antragsteller*in: Eric Golbs (BV Harburg, del-BV:OL)
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Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 35

 32 1. Die deutsche, europäische und Hamburger Klimapolitik muss sich weiterhin am
 33 Ziel orientieren, die globale Erwärmung auf 1,5 Grad zu begrenzen, auch wenn
 34 eine Einhaltung dieser Grenze ohne zeitweilige Überschreitung nach aktuellem 

 35 Stand der Wissenschaft kaum nochnicht mehr erreichbar ist. Gerade deshalb müssen 
 36 Deutschland, die EU und Hamburg ihren größtmöglichen Beitrag zur Begrenzung
 37 weiterer Erwärmung leisten. Maßstab hierfür sind der Stand der Wissenschaft
 38 sowie die Verpflichtungen aus dem Pariser Klimaabkommen, dem Seerecht, den
 39 Menschenrechtsabkommen und dem Völkergewohnheitsrecht.

Begründung und Anmerkungen

Ein Überschreiten des 1.5°C-Ziels ist nach aktuellem Bericht der UNEP aus September 2026 unvermeidlich.

Antrag A11-Ä02
Laufende Nummer: 107 • Änderungsantrag zu A11

Antragsteller*in: Bezirksvorstand HH-Mitte
Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 25 - 27

 25 Der Einsatz von generativer KI sollte im Öffentlichen Dienst grundsätzlich auf 
 26 ein Minimum beschränkt werden.
 27 nur zum Wohl der Bürger*innen ohne Verlust von Qualität und Einschränkung von Rechten 

stattfinden. Ein funktionierender, effizienter und bürger*innen-orientierter (Sozial-)Staat ist 
essenziell zur Erreichung des demokratischen Sozialismus. Dafür können auch KI-Systeme genutzt 
werden, wobei Antidiskriminierung und Datenschutz unbedingt einzuhalten und Entscheidungen 
immer nur durch Menschen zu treffen sind.
Wenn generative KI eingesetzt wird, sollten die Schäden für Umwelt und 

 28 Gesellschaft minimiert werden. Die unterschiedlichen Technologien &
 29 Einsatzzwecke sind dabei getrennt voneinander zu bewerten.
 30 Grundsätzlich ist menschlicher Einsatz dem Einsatz von KI vorzuziehen.

Begründung und Anmerkungen

Antragsteller: Bezirksvorstand Hamburg-Mitte

KI Systeme können großen Schaden anrichten, wenn sie unsachgemäß oder unvorsichtig angewandt 
werden. Klug und reflektiert eingesetzt, können sie Abläufe aber erheblich effizienter gestalten. Dafür sind 
klare Leitplanken zu setzen.

Der Antrag zeichnet diese Leitplanken vor, verbleibt aber eingangs trotzdem in einer ablehnenden 
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Haltung.

Wird KI wie im Antrag beschrieben eingesetzt, ist ihr Einsatz im öffentlichen Dienst zur Steigerung des 
Gemeinwohls vertretbar und zur Erreichung eines gut funktionierenden Staatsapparats sinnvoll.

Antrag A11-Ä01
Laufende Nummer: 49 • Änderungsantrag zu A11

Antragsteller*in: Bezirksvorstand HH-Mitte
Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 48 - 51

 48 Der Einsatz von KI sollte im Bereich der Psychotherapie und anderweitiger
 49 psychologischer Hilfsangebote unterbunden werden. Die Interaktion zwischen
 50 Menschen muss im Vordergrund stehen und darf nicht durch KI ersetzt werden.
 51 Zudem darf KI nicht für das Erstellen von Patientenprofilen genutzt werden. 

Die Interaktion zwischen ausgebildeten, menschlichen Psychotherapeut*innen ist für erkrankte 
Menschen unverzichtbar und darf nicht durch KI ersetzt werden. Aufgrund der schädlichen 
Gesundheitspolitik der Bundesregierung, die dringend eine Kursänderung erfordert, warten aktuell 
aber viele Menschen viel zu lange auf ihre dringend benötigten Therapieplätze. Zur Überbrückung von 
Wartezeiten können spezialisierte Therapie-Anwendungen mit KI-Unterstützung für Patient*innen 
hilfreich sein. Diese müssen jedoch sorgsam reguliert werden. Sprachmodelle (wie ChatGPT oder 
Claude) sind für psychologische Unterstützung nicht geeignet.

Zudem darf KI nicht für das Erstellen von Patient*innenprofilen genutzt werden.

Begründung und Anmerkungen

Die dumme Politik der Bundesregierung gefährdet die psychische Gesundheit vieler Menschen. Notwendig 
und richtig wäre es, das Gesundheitssystem so umzugestalten, dass jeder Mensch jederzeit die nötige 
Hilfe bekommen kann.

Darauf müssen wir hinarbeiten.

Aktuell jedoch müssen kranke Menschen mit langen Wartezeiten rechnen. In diesen können spezialisierte 
Apps helfen, auch wenn sie menschlichen Kontakt nicht ersetzen.

Darum sollten wir uns nicht grundsätzlich gegen psychotherapeutische Programme mit KI aussprechen.

Problematisch sind hingegen Chatbots wie ChatGPT und Claude, da diese z.B. suizidale Tendenzen 
verstärken können.

Antrag A13-Ä11
Laufende Nummer: 61 • Änderungsantrag zu A13

Antragsteller*in: Gernot Wolter (BV Eimsbüttel, del-BV:OL), LAG Demokratische Linke
Status: übernommen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 
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Zeile 1 - 2

 1 Keine Einsätze der Bundeswehr nach Innen und Außen:
 2 Deshalb die Rekrut*innen nicht alleine lassen.

Wehrpflichtige, Rekrut*innen und Soldat*innen nicht 
alleine lassen.

Zeile 3 - 8

 3 Nach Innen kann die Bundeswehr z.B. gegen Streikende, Blockierende, Betriebs-
und Hausbesetzer*innen eingesetzt werden. Das würde gesellschaftliche
Veränderungen durch friedliche Massenbewegungen aushebeln. Nach Außen kann
Soldat*innen befohlen werden, auf die Bevölkerung, Bekannte und Soldat*innen der
ausländischen Nachbarschaft zu schießen. Das wäre das Ende internationaler
Solidarität.

Begründung und Anmerkungen

Antragstellerin: LAG Demokratische Linke 

Überschrift und Einleitung haben nichts mit dem dann folgenden Forderungstext zu tun. Der Antrag 
beschäftigt sich mit der Organisation und Unterstützung von Wehrpflichtigen und neu eingestellten 
Soldat:innen (Rekrut:innen). Die Auseinandersetzung mit der sogenannten Notstandsgesetzgebung (z.B. 
Einsätze der Bundeswehr im Inneren z.B. im Spannungsfall) erfolgt im Antrag. Hier müsste man entweder 
tiefer einsteigen und die Abschaffung oder Reform der 1968 nach 10 Jahren Streit verabschiedeten 
Notstandsgesetzgebung fordern (s. unseren Alternativänderungsantrag zur selben Stelle) oder dies 
zunächst ausklammern, weil man noch keine Forderung daran knüpfen kann/will.

Antrag A13-Ä12
Laufende Nummer: 62 • Änderungsantrag zu A13

Antragsteller*in: Gernot Wolter (BV Eimsbüttel, del-BV:OL), LAG Demokratische Linke
Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 1 - 2

 1 Keine Einsätze der Bundeswehr nach Innen und Außen:
 2 Deshalb die Rekrut*innen nicht alleine lassen.
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Notstandsgesetze reformieren, Wehrpflichtige, 
Rekrut*innen und Soldat:innen nicht alleine lassen.

Zeile 3 - 8

 3 Nach Innen kann die Bundeswehr z.B. gegen Streikende, Blockierende, Betriebs-
und Hausbesetzer*innen eingesetzt werden. Das würde gesellschaftliche
Veränderungen durch friedliche Massenbewegungen aushebeln. Nach Außen kann
Soldat*innen befohlen werden, auf die Bevölkerung, Bekannte und Soldat*innen der
ausländischen Nachbarschaft zu schießen. Das wäre das Ende internationaler
Solidarität.

Die im Mai 1968 nach 10 Jahren Streit vom Bundestag verabschiedeten Notstandsgesetze, die im 
Verteidigungsfall (Art. 115a ff GG), im Spannungsfall (Art. 80a GG) und dem inneren Notstand (Art. 91 
GG) greifen und u.a. auch Einsätze der Bundeswehr im Inneren ermöglichen (Artikel 87a GG) gehören 
angesichts der steigenden militärischen Spannungen auf den Prüfstand. Der Landesvorstand wird 
aufgefordert, beim Bundesvorstand und den Expert:innen der Bundestagsfrakton für 
Verfassungsrecht und Verteidigungspolitik auf eine Aktualisierung der Position der Linken zu den 
Notstandsgesetzen hinzuwirken, wobei die Linke Hamburg weiterhin entsprechend unserem 
Grundsatzprogramm Einsätze der Bundeswehr im Inneren ablehnt.

Begründung und Anmerkungen

Antragstellerin: LAG Demokratische Linke

Der Antrag bezieht sich auf die Notstandsgesetze, ohne diese zu bearbeiten oder eine Haltung hierzu zu 
finden. Arbeitskämpfe sind z.B. nach Art. 9 Abs.3 GG explizit auch im Spannungsfall geschützt, aber es wäre 
zu prüfen, ob mehr Sicherungen einzuziehen sind und wie ohne Verletzung von Grundrechten auf 
neuartige Bedrohungen eingegangen werden kann. Dies kann aktuell aber nur ein Arbeitsauftrag sein.

Antrag A13-Ä03
Laufende Nummer: 114 • Änderungsantrag zu A13

Antragsteller*in: Sandra Victoria Mader (BV HH-Nord, del-BV:MQ-Ers02, ZS 
(beratend) AG WiPo, 11.10.26: nachgerückt), Kerstin Fremder-
Sauerbeck, Lutz Lorenz, Victoria Mader, LAG Frieden und 
internationale Politik

Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 5 - 8

 3 Nach Innen kann die Bundeswehr z.B. gegen Streikende, Blockierende, Betriebs-
und Hausbesetzer*innen eingesetzt werden. Das würde gesellschaftliche 

 5 Veränderungen durch friedliche Massenbewegungen aushebelnerheblich erschweren. Nach Außen 
kann
Soldat*innen befohlen werden, auf die Bevölkerung, Bekannte und Soldat*innen der
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ausländischen Nachbarschaft zu schießen. Das wäre das Ende internationaler
Internationale Solidarität braucht hingegen unseren bedingungslosen Einsatz für die Einhaltung des 
Völkerrechts und die Verwirklichung der Menschenrechte.

Begründung und Anmerkungen

So mächtig ist das Militär nun auch nicht. Außerdem kann es die Seiten wechseln (z.B. erster Weltkrieg, 
Nelkenrevolution in Portugal)

Aus dem Parteiprogramm:

„Die Linke ist eine internationalistische Friedenspartei, die für Gewaltfreiheit eintritt, ob im Inneren von 
Gesellschaften oder zwischen Staaten. Daraus leiten wir unser Engagement gegen Krieg, Völkerrechtsbruch, 
Menschenrechtsverletzungen und militärische Denklogiken im Umgang mit Konflikten ab. Neben der Kritik 
an Gewaltakteuren und an gewaltfördernden Machtstrukturen geht es uns um die Aufklärung über tiefere 
Zusammenhänge von Konfliktursachen. Gemeinsam mit Friedensbewegungen und allen 
friedensorientierten Partnern ringen wir um Wege zu struktureller Gewaltprävention und für einen zivilen 
Konfliktaustrag.“

AntragstellerInnen: Kerstin Fremder-Sauerbeck, Lutz Lorenz, Victoria Mader, LAG Frieden und 
internationale Politik

Antrag A13-Ä04
Laufende Nummer: 115 • Änderungsantrag zu A13

Antragsteller*in: Sandra Victoria Mader (BV HH-Nord, del-BV:MQ-Ers02, ZS 
(beratend) AG WiPo, 11.10.26: nachgerückt), Kerstin Fremder-
Sauerbeck, Lutz Lorenz, Victoria Mader, LAG Frieden und 
internationale Politik

Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 8

 3 Nach Innen kann die Bundeswehr z.B. gegen Streikende, Blockierende, Betriebs-
und Hausbesetzer*innen eingesetzt werden. Das würde gesellschaftliche
Veränderungen durch friedliche Massenbewegungen aushebeln. Nach Außen kann
Soldat*innen befohlen werden, auf die Bevölkerung, Bekannte und Soldat*innen der
ausländischen Nachbarschaft zu schießen. Das wäre das Ende internationaler 

 8 Solidarität. Bis heute wird aber in den deutschen Streitkräften Untertanengeist verbreitet. 
Soldat*innen sollen nicht kritisch hinterfragen, sondern gehorchen. Ihnen soll Menschlichkeit und 
Humanität soweit abtrainiert werden, dass sie bereit sind andere Menschen zu töten. Dieses Ziel einer 
Armee ist nicht reformierbar, sondern das militärische und gewaltvolle Denken muss prinzipiell 
überwunden werden.

Begründung und Anmerkungen

„Die Armee ist die Schule der Nation in Waffen. […] Es ist das wahrhaftig eine Schule wie im antiken Staate, 
die zur Ergänzung der Körperkraft des Mannes dienen und den Charakter zugleich erziehen soll, die […] in 
ein, zwei, drei Jahren Dienstzeit Ordnung, Zucht, Reinlichkeit, die Gewöhnung an Gehorsam, das Bewußtsein 
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der Zugehörigkeit zum Staat und alle die Eigenschaften entwickelt, deren Entwicklung wir heute 
dringender bedürfen als jemals. Denn heute gerade ist gegen die stetige Tendenz der Verweichlichung […,] 
der Verkümmerung der körperlichen Entwicklung […,] die allgemeine Genuß und Erwerbssucht die 
Verpflichtung, […] seinem Staate zu dienen, das unersetzliche Gegengewicht.“ aus der Rede des 
Abgeordneten Rudolf Gneist in der Sitzung des Reichstages am 16. Februar 1874.

Das Militär richtet sich nicht nur gegen andere, sondern auch immer gegen seine Angehörigen.

AntragstellerInnen: Kerstin Fremder-Sauerbeck, Lutz Lorenz, Victoria Mader, LAG Frieden und 
internationale Politik

Antrag A13-Ä05
Laufende Nummer: 116 • Änderungsantrag zu A13

Antragsteller*in: Sandra Victoria Mader (BV HH-Nord, del-BV:MQ-Ers02, ZS 
(beratend) AG WiPo, 11.10.26: nachgerückt), Kerstin Fremder-
Sauerbeck, Lutz Lorenz, Victoria Mader, LAG Frieden und 
internationale Politik

Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 13 - 17

 12 Der Landesverband Hamburg unterstützt bereits junge Leute bei der 

 13 Kriegsdienstverweigerung (siehe auch Beschluss Antrag A23). In der Konsequenz 
 14 bereitet er sich auch auf die Reaktivierung der Wehrpflicht vor. Für die Zeit, 
 15 die die Wehrpflichtigen im Militär verbringen, werden ihnen unterstützende 
 16 Gespräche und Rat zur Bewältigung des Alltags bei der Truppe bis hinDarüber hinaus ermutigen wir 

Angehörige der Bundeswehr ebenfalls ein kritisches Verhältnis zum Handwerk mit dem Tod zu
 17 Rechtsberatungen angeboten. entwickeln. In der Konsequenz bereitet er sich auch auf die 

Reaktivierung der Wehrpflicht vor. Dazu wird ein regelmäßiges Treffen eingerichtet.
 18

 18

Begründung und Anmerkungen

Es geht nicht um Alltagsbewältigung, sondern Veränderung des Alltags für alle.

AntragstellerInnen: Kerstin Fremder-Sauerbeck, Lutz Lorenz, Victoria Mader, LAG Frieden und 
internationale Politik

Antrag A13-Ä06
Laufende Nummer: 117 • Änderungsantrag zu A13

Antragsteller*in: Sandra Victoria Mader (BV HH-Nord, del-BV:MQ-Ers02, ZS 
(beratend) AG WiPo, 11.10.26: nachgerückt), Kerstin Fremder-
Sauerbeck, Lutz Lorenz, Victoria Mader, LAG Frieden und 
internationale Politik

Status: zugelassen
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Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 13 - 14

 12 Der Landesverband Hamburg unterstützt bereits junge Leute bei der 

 13 Kriegsdienstverweigerung (siehe auch Beschluss Antrag A23). In der Konsequenz 
 14 bereitet er sich auch aufEntscheidend ist aber die Reaktivierung der Wehrpflicht vorzu verhindern. 

Daher unterstützt der Landesverband entsprechende Aktivitäten und übernimmt Verantwortung für 
die Koordinierung der verschiedenen Akteure und Bündnisse gegen die Wehrpflicht. Für die Zeit, 

 15 die die Wehrpflichtigen im Militär verbringen, werden ihnen unterstützende
 16 Gespräche und Rat zur Bewältigung des Alltags bei der Truppe bis hin zu
 17 Rechtsberatungen angeboten. Dazu wird ein regelmäßiges Treffen eingerichtet.
 18

Begründung und Anmerkungen

Die „Reaktivierung“ der Wehrpflicht ist als Militarisierung der Jugend grundsätzlich abzulehnen.

„Man hat ja noch niemals versucht, den Krieg ernsthaft zu bekämpfen. Man hat ja noch niemals alle 
Schulen und alle Kirchen, alle Kinos und alle Zeitungen für die Propaganda des Krieges gesperrt. Man weiß 
also gar nicht, wie eine Generation aussähe, die in der reinen Luft eines gesunden und kampfesfreudigen, 
aber kriegablehnenden Pazifismus aufgewachsen ist. Das weiß man nicht. Man kennt nur staatlich 
verhetzte Jugend.“

Kurt Tucholsky, Die Weltbühne, 1931.

AntragstellerInnen: Kerstin Fremder-Sauerbeck, Lutz Lorenz, Victoria Mader, LAG Frieden und 
internationale Politik

Antrag A13-Ä07
Laufende Nummer: 118 • Änderungsantrag zu A13

Antragsteller*in: Sandra Victoria Mader (BV HH-Nord, del-BV:MQ-Ers02, ZS 
(beratend) AG WiPo, 11.10.26: nachgerückt), Kerstin Fremder-
Sauerbeck, Lutz Lorenz, Victoria Mader, LAG Frieden und 
internationale Politik

Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 20 - 22

 20 Wird bekannt, wann und wo in Hamburg Rekrut*innen eingezogen werden, begleiteorganisiert
 21 die Linke diese mit Rat dazu, wie sie sich gegenGegenproteste und klären über militärische Prinzipien 

wie Disziplinierung und Schikanen
 22 behaupten könnenauf und wie dagegen Widerstand möglich ist. Dazu werden selbstverständlich 

geeignete Medien 
 23 bereitgestellt.

Begründung und Anmerkungen
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Es geht nicht darum "sich zu behaupten", sondern Schädliches zu verändern und dafür Aufklärung und 
Bewegung zu organisieren.

AntragstellerInnen: Kerstin Fremder-Sauerbeck, Lutz Lorenz, Victoria Mader, LAG Frieden und 
internationale Politik

Antrag A13-Ä01
Laufende Nummer: 56 • Änderungsantrag zu A13

Antragsteller*in: LAG Demokratische Linke
Status: übernommen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 35

 35 • Auflösung der Bundeswehruniversitäten durch Eingliederung in die öffentlichen Universitäten 
gegebenenfalls als duale Studiengänge,

 36

 36

 37 weiter reichende Forderungen wären u.a.:

Begründung und Anmerkungen

Antragstellerin: LAG Demokratische Linke

Dies dient als Klarstellung, dass hier nicht Ressourcen einfach verschwinden, sondern umgewidmet 
werden sollen.

Antrag A13-Ä10
Laufende Nummer: 145 • Änderungsantrag zu A13

Antragsteller*in: Eric Golbs (BV Harburg, del-BV:OL)
Status: übernommen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 40 - 41

 40 • Wählbarkeit und Abwählbarkeit der Offiziere durch die Soldatinnen und Soldatenumfangreiches 
Mitspracherecht der Soldat*innen bei der Auswahl der Führungskräfte

 41 .

Begründung und Anmerkungen

Es gibt nicht nur Offiziere, sondern auch die Laufbahn der Unteroffiziere. Zusätzlich übernehmen zum Teil 
Soldat*innen der Mannschaftslaufbahn Führungsaufgaben.

Antrag A13-Ä08
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Laufende Nummer: 119 • Änderungsantrag zu A13

Antragsteller*in: Sandra Victoria Mader (BV HH-Nord, del-BV:MQ-Ers02, ZS 
(beratend) AG WiPo, 11.10.26: nachgerückt), Kerstin Fremder-
Sauerbeck, Lutz Lorenz, Victoria Mader, LAG Frieden und 
internationale Politik

Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 42 - 43

 42 (Das ist keine abschließende Aufzählung.)
 43  Diese Forderungen werden auch in den politischen Diskurs eingebracht mit dem mittelfristigen Ziel 

die Bundeswehr aufzulösen.

Begründung und Anmerkungen

Soldaten sind Mörder!

Aus dem Parteiprogramm: „Die Linke setzt sich für eine schrittweise Abrüstung der Bundeswehr ein, die 
kriegsführungsfähigsten Teile sollen zuerst abgerüstet werden. Die Abrüstung ist zu begleiten durch 
Konversionsprogramme für die Beschäftigten in der Rüstungsproduktion, für die Soldatinnen und Soldaten 
und für die Liegenschaften der Bundeswehr. Die Linke verfolgt langfristig das Ziel eines Deutschlands, 
eines Europas ohne Armeen, einer Welt ohne Kriege.“

AntragstellerInnen: Kerstin Fremder-Sauerbeck, Lutz Lorenz, Victoria Mader, LAG Frieden und 
internationale Politik

Antrag A13-Ä09
Laufende Nummer: 121 • Änderungsantrag zu A13

Antragsteller*in: Sandra Victoria Mader (BV HH-Nord, del-BV:MQ-Ers02, ZS 
(beratend) AG WiPo, 11.10.26: nachgerückt), Kerstin Fremder-
Sauerbeck, Lutz Lorenz, Victoria Mader, LAG Frieden und 
internationale Politik

Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 49

 45 Das Treffen zur Beratungvon Wehrpflichtigen regt die gewerkschaftliche
 46 Organisation der Wehrpflichtigen an, um zumindest eine Vertretung für die
 47 unmittelbaren Interessen zu haben.
 48 Ein Arbeitskreis beim DGB ist einer Vertretung durch eine Einzelgewerkschaft 

 49 vorzuziehen. Dabei sind antimilitaristische Strukturen der Gewerkschaften zu beteiligen, um eine 
Perspektive für die Auflösung der Bundeswehr zu erarbeiten.

Begründung und Anmerkungen

Wir müssen nicht bei Null anfangen, sondern sollten die fortschrittlichen Strukturen in den 
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Gewerkschaften stärken.

AntragstellerInnen: Kerstin Fremder-Sauerbeck, Lutz Lorenz, Victoria Mader, LAG Frieden und 
internationale Politik

Antrag A13-Ä02
Laufende Nummer: 57 • Änderungsantrag zu A13

Antragsteller*in: Gernot Wolter (BV Eimsbüttel, del-BV:OL), LAG Demokratische Linke
Status: übernommen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 56

 56

Mit den Punkten 3.-5. wenden wir uns auch an Zeit- und Berufssoldat:innen. Ebenso unterstützen 6. 
wir diese entsprechend Punkt 2. gegen Schikanen und Disziplinierungen.

Begründung und Anmerkungen

Antragstellerin: LAG Demokratische Linke

Insgesamt ist der vorliegende Antrag sehr schwammig und noch sehr unkonkret ausgeführt. Auf der 
anderen Seite sollen junge Menschen Forderungen entwickeln, die ihnen beispielhaft schon vorgegeben 
werden, was keine selbstermächtigende Herangehensweise ist.

Es wäre dem Thema eher angemessen, sich der Frage der Organisation von Soldat:innen im Rahmen einer 
Linken Debatte über Sicherheitspolitik gründlicher zu widmen. Dabei wären auch Genoss:innen 
einzubinden, die selbst schon in der Bundeswehr gearbeitet haben, um von deren Erfahrungen zu 
profitieren.

Wenn der Antrag tatsächlich auf dem Parteitag zur Abstimmung kommen sollte, wäre eine wichtige 
Klarstellung die hier vorgeschlagene Änderung. Zeit- und Berufssoldat:innen und insbesondere junge 
Menschen, die mangels anderer beruflicher Perspektive freiwillig in die Bundeswehr eintreten, müssen 
ebenso wie die jungen Menschen, die den Kriegsdienst als Wehrpflichtige nicht verweigern – und diese 
werden mit dem Antrag in seiner bisherigen Form hauptsächlich adressiert – in ihren Rechten gestärkt 
und organisiert werden. Dabei wird es auch darum gehen, Soldat:innen mit PTBS oder anderweitigen 
berufsbedingten Erkrankungen zu unterstützen.

Antrag A14-Ä01
Laufende Nummer: 96 • Änderungsantrag zu A14

Antragsteller*in: Marie Kleinert (BV Altona, del-BV:MQ, Abgeordnete)
Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 15 - 16

 14 In Hamburg sollen die Wohnungen den Menschen zum Wohnen dienen. Es darf keinen 
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 15 Platz in unserer Stadt für große, profitorientierte Wohnungskonzerne und -eigentümer*innen geben, 
die mit 

 16 unserendurch überhöhte Mieten, Verdrängung oder andere ausbeuterische Praktiken Gewinne auf 
Kosten der Mieter*innenmachen.. Sie dürfen nicht darüber bestimmen, wer sich das 

 17 Leben in unserer Stadt leisten kann. Deshalb unterstützen wir die Initiative
 18 „Hamburg enteignet“ und ihr Ziel, große profitorientierte Wohnungsbestände in
 19 eine gemeinwohlorientierte Bewirtschaftung zu überführen.

Begründung und Anmerkungen

Der zweite Satz wird so umformuliert, dass klar ist: Es geht um ausbeuterische Geschäftsmodelle großer 
Wohnungskonzerne, nicht um alle Eigentümer*innen oder Vermieter*innen. Eine pauschale Formulierung, 
die alle Eigentümer*innen einschließt, wäre auch unter der Überschrift „Hamburg enteignet“ nicht 
kongruent mit dem Anliegen der Initiative, die sich ausdrücklich nur auf große, profitorientierte 
Wohnungsbestände bezieht.

Antrag A15-Ä01
Laufende Nummer: 67 • Änderungsantrag zu A15

Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 6

 3 Der Landesvorstand informiert die Mitglieder der Landespartei über die zum 1.
 4 August eingeführte Regelanfrage. Hierbei erläutert er, was diese für die
 5 Mitglieder bedeutet, wie sich die Mitglieder im Falle einer Betroffenheit wehren 

 6 können - insbesondere durch den Eintritt in eine DGB Gewerkschaft und Rechtschutz - und weist auf 
bestehende Beratungsangebote hin.

Zeile 8 - 12

 8 Der Landesverband unterstützt Mitglieder im Falle einer Betroffenheit bei einer
 9 Verfolgung ihrer Rechte, solange die Betroffenheit aus der Verfolgung von Zielen
 10 resultiert, welche mit denen der Partei übereinstimmen. Diese Unterstützung soll
 11 im Falle von hinreichenden Erfolgsaussichten der Rechtsverfolgung und einem
 12 ansonsten fehlenden Rechtsschutz der Betroffenen auch eine finanzielle sein.

Begründung und Anmerkungen

Antragsteller: Landesvorstand

Die DGB-Gewerkschaften verfügen bereits über etablierte Strukturen für die arbeitsrechtliche Beratung 
und Vertretung ihrer Mitglieder. Der Rechtsschutz begleitet Gewerkschaftsmitglieder dabei von der 
Beratung bis hin zur gerichtlichen Vertretung. 

Als Partei sollten wir Mitglieder in arbeitsrechtlichen Auseinandersetzungen und Arbeitskämpfen politisch 
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und solidarisch unterstützen. Gleichzeitig sollten wir keine Parallelstrukturen zu den Gewerkschaften und 
ihrem Rechtsschutz schaffen. Vielmehr sollte unsere Aufgabe darin bestehen, auf die bestehenden 
gewerkschaftlichen Strukturen hinzuweisen und diese zu stärken.

Dazu gehört auch, für die Mitgliedschaft in einer DGB-Gewerkschaft zu werben. Denn gewerkschaftlicher 
Rechtsschutz ist eine Leistung für Gewerkschaftsmitglieder und gehört zu den konkreten Vorteilen einer 
Mitgliedschaft.

Darüber hinaus bedeutet Gewerkschaftsmitgliedschaft nicht nur individueller Rechtsschutz, sondern die 
gemeinsame Organisierung von Beschäftigten und die kollektive Durchsetzung ihrer Interessen.

Antrag A16-Ä02
Laufende Nummer: 86 • Änderungsantrag zu A16

Antragsteller*in: LAG Demokratische Linke
Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 3 - 9

 3 „Wissenschaft wird als solidarische Bemühung von Menschen in methodisch
ausgewiesener und zielbewußter Erkenntnisarbeit gegen die Irrationalität der
natürlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse unternommen, damit die Erde als
der einheitlich gemeinsame Lebensraum einer brüderlichen Menschheit in Frieden
bewohnt und mit Vernunft genutzt wird.“

 8 (Peter Fischer-Appelt/Johannes Berger: Kreuznacher Hochschulkonzept. Reformziele
 9 der Bundesassistentenkonferenz, 1968)

Zeile 10 - 17

 10  „Dabei haben wir immer betont, dass die finanzielle Ausstattung der Hochschulen
nur eine Bedingung, aber nicht die alleinige Voraussetzung für die Schaffung
oder den Erhalt von exzellenter Forschung ist. Begrenzte öffentliche Mittel
können nämlich auch Initiator für eine stärkere Fokussierung und Profilbildung
sein. Das wiederum kann dabei helfen, Exzellenz entstehen zu lassen. Dadurch
wird es ermöglicht, leichter, besser und enger mit der Wirtschaft
zusammenzuarbeiten.“ (F.H. Melsheimer, Präses der Handelskammer Hamburg. In:

 17 „hamburgerwirtschaft“, Juli 2014)

Senat und Handelskammer sind sich einig darin, dass die Hamburger Hochschullandschaft auf 
wenige Exzellenzbereiche geschrumpft werden muss. Das widerspricht nicht nur der 
Wissenschaftsfreiheit, sondern auch der Offenheit der Hochschulen für möglichst viele Menschen 
also der Durchsetzung von demokratischer Teilhabe in der akademischen Bildung.  

Begründung und Anmerkungen

Antragstellerin: LAG Demokratische Linke
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Ein Landesparteitag beschließt keine Zitate anderer. Es ist zu sagen, was die wesentliche Erkenntnis ist.

Antrag A16-Ä03
Laufende Nummer: 87 • Änderungsantrag zu A16

Antragsteller*in: LAG Demokratische Linke
Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 22 - 29

 22 Seit Jahrzehnten verweigert der Hamburger Senat den Hochschulen ausreichende 
 23 Finanzmittel - entgegen der sozialen Öffnung, gewachsenen Aufgaben und Kosten. 
 24 Mit dem Haushaltsentwurf derDie Hochschulen unserer Stadt für 2027/28 drohen jetzt weitere 
 25 Verschärfungen: Ganze Studiengänge stehen vor dem Aus, Gebührenerhöhung und 
 26 Studienplatzabbau würden die soziale Selektion massiv verschärfen, Stellenstopps 
 27 treiben Stress und Arbeitsverdichtung bei Beschäftigten weiter voran, Streichung 
 28 von Promotionsstellen würde den akademischen Mittelbau und damit Lehre und 
 29 Forschung schwächenwaren nie auskömmlich finanziert aber derzeit läuft ein so dramatischer 

Sparkurs, dass teils einfachste Dinge nicht mehr funktionieren werden. Die Hochschulen werden 
bewusst und radikal geschrumpft.

Die Unis und Hochschulen sind mit erhöhten Betriebskosten konfrontiert. Hier stellt der Senat 
nicht die nötigen Mittel für einen reibungslosen Betrieb zur Verfügung und nutzt zynisch die 
Hochschulautonomie zur Umsetzung, um die Verantwortung zu verschieben.

Seit 2019 kämpfen Initiativen wie TVStud und Verbündete für einen Tarifvertrag für studentisch 
Beschäftigte. Die Tatsache, dass die studentisch Beschäftigten kaum Mitbestimmungsrechte haben 
oder gar durch einen Personalrat vertreten werden, ist und bleibt ein Skandal.

Eingeschränkte Öffnungszeiten in den Fachbibliotheken und eine Staats- und 
Universitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky, in der es entweder tropft oder die 
Brandmeldeanlage nicht funktioniert, die für Neuanschaffungen öffentlich um Spenden bitten 
muss, sind ein Offenbarungseid für den Senat und einem „exzellenten“ Hochschulstandort 
Hamburg nicht würdig.

Stellennachbesetzungen entfallen u.a. nach dem Zufallsprinzip dergestalt, dass die Stellen, die 
zuerst nachzubesetzen wären, nicht besetzt werden. Dieses Stellenroulette führt zu teils zu 
chaotischen Zuständen in den Fakultäten, weil einfachste Abläufe nicht mehr gewährleistet sind.

An der Universität Hamburg soll die Zahl der Studienanfänger:innen von derzeit 9.485 (und 2025 
noch 9.823) auf 8.810 im Jahr 2028 mit einer Ziel- und Leistungsvereinbarung drastisch reduziert 
werden.

Mindestens 660 Studienplätzen sollen auch an der HAW bis 2030 abgebaut werden. Die HAW droht 
sogar, ihr gerade erst verliehenes Promotionsrecht zu verlieren, was viele Promovierende 
verunsichert.

Die überhastete Nicht-Zulassung von neuen Studierenden im Aufbaumaster Pflege und 
Therapiewissenschaft an der HAW und UHH nach nur einem Jahr, ist exemplarisch dafür, dass den 
Unis und Hochschulen finanziell das Wasser bis zum Hals steht und langfristige Planungen 
kurzfristig abgeräumt werden müssen. Dabei hat der Senat sich vor einem Jahr für diesen Master 
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noch feiern lassen.

Schon gibt es Berichte, dass Dienstleister nur noch gegen Vorkasse für die Uni Hamburg tätig 
werden, weil Rechnungen nur mit großer Verzögerung gezahlt werden

Es gibt sogar Meldungen an die Politik, dass die pünktliche Überweisung von Gehältern an der UHH 
nicht immer gewährleistet waren.

Die Linke steht für einen verbesserten Zugang zu Unis und Hochschulen. Der Kurs des Senats 
befeuert den Trend, dass neben den enorm hohen Lebenshaltungskosten, immer weniger ein 
Studium in Hamburg aufnehmen können.

Begründung und Anmerkungen

Antragstellerin: LAG Demokratische Linke

An dieser Stelle sollte nicht nur vom Aufruf des ASTA zu den Protesten abgeschrieben, sondern 
exemplarisch und damit konkret ausgeführt werden, wie dramatisch die Situation ist.

Antrag A16-Ä05
Laufende Nummer: 97 • Änderungsantrag zu A16

Antragsteller*in: LAG Demokratische Linke
Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 37

 35 Bildung und Wissenschaft ausbauen statt abbauen - zum Allgemeinwohl
 36 Die auskömmliche Grundfinanzierung ist notwendige Basis für demokratische 

 37 Wissenschaft. Das geht alle an! Denn es geht um:

Zeile 38 - 39

 38

 39

sozial offene Hochschulen für die Bildung mündiger Persönlichkeiten – für
alle!

Zeile 40 - 42

 40

 41

 42

zivile Entwicklung: Massiver Ausbau von Friedenwissenschaft mit
Friedensforschungsinstituten und Zivilklauseln (Verbot von
Militärforschung) als gemeinsame Leitlinie

Zeile 43 - 44

 43

 44

wissenschaftliches Engagement für einen „New Deal“ mit massiven staatlichen
Investitionen in den Sozialstaat

Zeile 45 - 46
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 45

 46

Inklusion – überall in der Gesellschaft, mit Bildung und für demokratische
Teilhabe

Zeile 47 - 48

 47

 48

Geschichtsbewusste Kulturarbeit mit dem humanistischen Erbe in Schrift,
Ton, Bild, Form und Darstellung – zur Völkerverständigung

Zeile 49 - 50

 49

 50

Ingenieur- und Naturwissenschaften im Dienst des Menschen, u.a. zur
Bewältigung und sozialen Überwindung der Klimakrise

Zeile 51 - 52

 51

 52

Menschenwürdige, öffentliche Gesundheitsversorgung und -bildung mit dem
Menschen und nicht dem Profit im Mittelpunkt

Zeile 53 - 54

 53

 54

Engagierte Rechtswissenschaft für die Verwirklichung von Menschen- und
Grundrechte

Zeile 55 - 56

 55

 56

Demokratische Infrastruktur- und Stadtentwicklung für soziale, nachhaltige
und inklusive Bau- und Raumgestaltung

Begründung und Anmerkungen

Antragstellerin: LAG Demokratische Linke

An dieser Stelle schießt der Antrag über sein Ziel hinaus und schwingt sich zum Wundermittel für bessere 
Kulturarbeit, bessere Gesundheitsversorgung, gegen Militarisierung, für Frieden, Völkerverständigung und 
Völkerrecht auf. Dies schadet dem eigentlichen Ziel, aus einer Analyse die dann folgenden Fordeurngen 
der Protestbewegung abzuleiten. 

Antrag A16-Ä04
Laufende Nummer: 88 • Änderungsantrag zu A16

Antragsteller*in: LAG Demokratische Linke
Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 57 - 63

 57 Wer die Wissenschaft dauerhaft unterfinanziert, schränkt die Hochschulen ein, 
 58 für eine Gesellschaft zu arbeiten, in der alle menschenwürdig leben können. Das 
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 59 Geld dafür ist reichlich vorhanden! Bereits jetzt verjähren in Hamburg hunderte 
 60 Millionen nicht eingezogener Steuergelder - allein 2025 gut 263 Mio. €. Eine 
 61 Erhöhung der Steuer auf Vermögen oder Erbschaft und die Rücknahme der massiven 
 62 Rüstungsausgaben würden politische Gestaltungsmöglichkeiten erheblich ausbauen. 
 63 Es braucht sinnvolle öffentliche Investitionen statt der „Schuldenbremse“muss also umgesteuert 

werden. Das Geld dafür ist vorhanden. Nicht nur verjähren in Hamburg hunderte Millionen nicht 
eingezogener Steuergelder - allein 2025 gut 263 Mio. €. Eine Erhöhung der Steuer auf Vermögen würde 
nach einer Studie des DIW über 3 Mrd. € zusätzlich Steuereinnahmen für die Stadt bringen. Auch eine 
Erbschaftssteuerreform würde direkt der Stadt zugute kommen. Ebenso kann man sich am Berliner 
Wahlprogramm der Linken orientieren und eine Anhebung der Grunderwerbsteuer, eine höhere 
Grundsteuer für Luxusimmobilien und ein progressives Anheben der Zweitwohnungssteuer einsetzen. 
Auch eine Erhöhung der Gewerbesteuer ist zu prüfen, da das Gewerbe der Stadtt von gut 
ausgebildeten Hochschulabsolvent:innen direkt profitiert. Die enormen Kosten der Rüstungsstrategie 
der Bundesregierung sind ebenso vom Senat infrage zu stellen wie falsche Maßnahmen wie z.B. der 
Tankrabatt, der Hamburger nach dem Umsatzsteuerverteilungsschlüssel über 46 Mio. € geringere 
Steuereinnahmen beschert. Fakt 

 64 ist: Jeder investierte Euro in die Wissenschaft bringt zwei bis drei Euro an
 65 Wirtschaftswachstum und schafft gute Arbeitsplätze.

Begründung und Anmerkungen

Antragstellerin: LAG Demokratische Linke 

An dieser Stelle kann man ausführlicher werden und auch die Ideen aus dem Berliner Wahlkampf mit 
einbeziehen.

Antrag A16-Ä01
Laufende Nummer: 35 • Änderungsantrag zu A16

Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: zugelassen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 88 - 89

 88 Zur Mobilisierung der Linken für die Demonstration im November wird ein Budget
 89 von 1500,00 Euro Hamburg bereitgestellt.

Begründung und Anmerkungen

Antragsteller: Landesvorstand

Aus dem Antrag geht nicht hervor, welche Demonstration unterstützt werden soll, weshalb die Delegierten 
nicht informiert darüber abstimmen können.

Zudem ist es auch nicht sinnvoll, schon ein Budget für die Mobilisierung der Mitglieder zu beschließen, 
ohne einen Ansatz mitzudenken, wie die Mitglieder überhaupt mobilisiert werden sollen oder wofür 
dieses Budget konkret genutzt werden soll. Dafür ist ein genauerer Finanzantrag notwendig.

Zudem kann der Landesparteitag gemäß § 12 Abs. 2 zwar über die grundsätzlichen Richtlinien zur 
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Finanzierung der politischen Arbeit im Landesverband beschließen, Finanzbeschlüsse müssen aber durch 
den Landesvorstand gefällt werden (§ 15 Abs. 2). Darum wäre ohnehin ein weiterer Finanzantrag an den 
Landesvorstand notwendig. Auf Basis eines solchen Antrags, in dem auch dargestellt ist, was genau 
finanziert werden kann, kann dann darüber beschlossen werden.

Eine grundsätzliche Unterstützung der Proteste an den Hochschulen, vor deren Hintergrund Finanzanträge 
behandelt werden sollten, wurde im Beschluss „Hamburgs Hochschulen retten! Wer an Wissenschaft 
spart, spart an Zukunft, Demokratie und Gerechtigkeit“ (https://www.die-linke-hamburg.de/fileadmin/lv/
lavo/beschluesse/2026/260509_Hamburgs_Hochschulen_retten.pdf) bereits beschlossen.

Antrag A17-Ä02
Laufende Nummer: 85 • Änderungsantrag zu A17

Antragsteller*in: Gernot Wolter (BV Eimsbüttel, del-BV:OL), LAG Gegen jeden 
Antisemitismus

Status: übernommen
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 4 - 20

 4 1.Wir begrüßen den Beschluss des Bundesparteitages vom 21.6.2026 „Gegen jeden
 5 Antisemitismus“. Zur Umsetzung dieses Beschlusses in Hamburg wird der
 6 Landesvorstand aufgefordert, mindestens zweimal im Jahr Bildungs- und
 7 Dialogveranstaltungen zu planen und durchzuführen, die über Antisemitismus in
 8 allen seinen Erscheinungsformen aufklären und damit zur Bekämpfung
 9 judenfeindlicher Narrative beitragen. Weiter wird der Landesvorstand
 10 aufgefordert, allen in der oder für die Partei in Hamburg Ämter bekleidenden
 11 Genoss*innen, regelmäßig durch dafür erprobte Organisationen wie z.B. die RIAS
 12 (Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus), die Amadeu-Antonio-Stiftung,
 13 möglichst unter Einbeziehung von Organisationen, die für die jüdische Community
 14 in Hamburg repräsentativ sind, Schulungen anzubieten und diese auch in den Kanon
 15 der Aktivisti-Schulung einzubauen. Damit sensibilisieren wir uns als
 16 Landesverband, um Antisemitismus zu erkennen, zu benennen und ihm entschlossen
 17 entgegenzutreten. Eine kritische Auseinandersetzung mit eigenen, verinnerlichten
 18 antisemitischen Überzeugungen soll angeregt und begleitet werden. Die
 19 Landesarbeitsgemeinschaft Gegen jeden Antisemitismus steht dabei beratend zur
 20 Seite.

2.Der Landesparteitag fordert den Parteivorstand auf über die Umsetzung des genannten Beschlusses 
vom 21.6.2026 auf dem nächsten Bundesparteitag Rechenschaft abzulegen. Der Bericht soll 
insbesondere die durchgeführten Bildungsangebote, die Unterstützung der Gliederungen, die 
eingesetzten finanziellen Mittel und Personalressourcen enthalten.

Begründung und Anmerkungen

Antragstellerin: LAG Gegen jeden Antisemitismus

Die Änderung besteht in der Nummerierung und dem zugefügten Punkt 2.. Vor dem Hintergrund der 
aktuellen Diskussion über Antisemitismus in der Linken, ist es wichtig, dass der Beschluss des Parteitages 
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zügig in die Umsetzung kommt.

Antrag A17-Ä01
Laufende Nummer: 84 • Änderungsantrag zu A17

Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: übernommen in geänderter Fassung
Sachgebiet: A - Allgemeine Anträge 

Zeile 6 - 18

 4 Wir begrüßen den Beschluss des Bundesparteitages vom 21.6.2026 „Gegen jeden
 5 Antisemitismus“. Zur Umsetzung dieses Beschlusses in Hamburg wird der 

 6 Landesvorstand aufgefordert, mindestens zweimal im Jahrregelmäßig Bildungs- und
 7 Dialogveranstaltungen zu planen und durchzuführen, die über Antisemitismus in
 8 allen seinen Erscheinungsformen aufklären und damit zur Bekämpfung
 9 judenfeindlicher Narrative beitragen. Weiter wird der Landesvorstand
 10 aufgefordert, allen in der oder für die Partei in Hamburg Ämter bekleidenden 
 11 Genoss*innenaufgefordert, regelmäßig durch dafür erprobte Organisationen wie z.B. die RIAS
 12 (Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus), die Amadeu-Antonio-Stiftung,
 13 möglichst unter Einbeziehung von Organisationen, die für die jüdische Community
 14 in Hamburg repräsentativ sind, Schulungen anzubieten und diese auch gemeinsam mit Schulungen 

anderer Diskriminierungsformen in den Kanon
 15 der Aktivisti-Schulung einzubauen. Damit sensibilisieren wir uns als
 16 Landesverband, um Antisemitismus zu erkennen, zu benennen und ihm entschlossen
 17 entgegenzutreten. Eine kritische Auseinandersetzung mit eigenen, verinnerlichten
 18 antisemitischen ÜberzeugungenDenkmustern soll angeregt und begleitet werden. Die 
 19 Landesarbeitsgemeinschaft Gegen jeden Antisemitismus steht dabei beratend zur
 20 Seite.

Begründung und Anmerkungen

Da Antisemitismus in der gesamten Gesellschaft weiterhin verankert ist, müssen wir uns dem Kampf 
gegen Antisemitismus widmen und dazu auch den Beschluss des Bundesparteitags umsetzen. Die Linke 
Hamburg hat kein strukturelles Antisemitismus-Problem, allerdings sollten Schulungsangebote nicht auf 
Funktions- und Mandatsträger*innen beschränkt werden, und insgesamt als Teil unserer auch 
parteiinternen Bldungsarbeit zu Antidiskriminierung verstanden werden.

Antrag D03-Ä01
Laufende Nummer: 176 • Änderungsantrag zu D03

Antragsteller*in: Gernot Wolter (BV Eimsbüttel, del-BV:OL)
Status: zugelassen
Sachgebiet: D - Dringlichkeitsanträge
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Zeile 1 - 3

 1 Gegen Kriegskeynesianismus und die Militarisierung
 2 norddeutscher Häfen und Industrie – Für mehr zivile
 3 Investitionen!

Gegen die Militarisierung norddeutscher Häfen und 
Industrie - für den Vorrang des Zivilen und mehr zivile 
Investitionen!

Zeile 7 - 13

 4 Die fortschreitende Militarisierung Deutschlands vollzieht sich nicht im
 5 luftleeren Raum, sondern führt zu einer drastischen Verschiebung
 6 gesellschaftlicher Prioritäten - auch und gerade in Norddeutschland. Unter dem 

 7 Deckmantel der „Zeitenwende“ etabliert sich ein staatlich gestützter 
 8 Kriegskeynesianismus, derwerden Milliardenbeträge aus öffentlichen Kassen in die
 9 Rüstungsindustrie gelenkt, während die zivile und soziale Infrastruktur
 10 systematisch kaputtgespart wird. Jeder Euro, der in Panzer, Kriegsschiffe und 
 11 Munition fließt, fehlt bei der Sanierung von Schulen, Krankenhäusern, 
 12 Schwimmbädern und im und auch die laufenden Ausgaben für Bildung, Gesundheit, Soziales und 

Kommunen unter dem Diktat der Schuldenbremse bleiben. Wir stehen für eine auskömmliche 
Finanzierung der sozialen Infrastruktur statt Milliarden für Panzer, Kriegsschiffe und Munition. Dass 
Schulen, Krankenhäuser und Schwimmbäder verfallen und der soziale Wohnungsbau. Wir halten fest: 
Aufrüstung und der 

 13 Abbau des Sozialstaates sind zwei Seiten derselben Medaille stockt, ist auch Folge der politischen 
Entscheidung, ausgerechnet die Rüstung von der Schuldenbremse zu befreien, während ansonsten 
jeder Euro dreimal umgedreht werden muss. Wir verweigern uns 

 14 diesem fatalen Kurs und kämpfen für eine radikale Kehrtwende hin zu einer
 15 Politik, die das menschliche Leben und die soziale Sicherheit ins Zentrum
 16 stellt.

Begründung und Anmerkungen

Antragstellerin: LAG Demokratische Linke

Der Begriff „Kriegskeynesianismus“ trifft die Sache nicht und ist für die Politik der Bundesregierung sogar 
noch beschönigend. Die Rüstungsindustrie widerspricht dem keynesianischen Gedanken, weil sie Güter 
herstellt, die im besten Fall eingelagert und im schlimmsten zerstört werden, die weder Wohlstand noch 
Lebensqualität schaffen. Auch die Bundesregierung denkt bei ihrer Politik mit Sicherheit nicht an Keynes, 
sie verkauft die Militarisierung als Industriepolitik und hält für alles andere an der Schuldenbremse fest. 
Zudem gehen viele der großen Beschaffungen an Hersteller in den USA, was keine heimische 
Wertschöpfung schafft und noch eine ganz andere Ebene der Kritik erfordert (z.B. die F-35 mit Kill Switch).
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Seit der entsprechenden Reform der Schuldenbremse ist das Grundproblem vor allem die 
Ungleichbehandlung militärischer und ziviler Investitionen vor der Schuldenbremse, und nicht dass jeder 
Euro der Rüstung in sozialen Bereichen fehlen würde. Die eigentliche Ursache für die Kürzungen und den 
Verfall der Infrastruktur bleibt also die Schuldenbremse, welche der Antragstext nicht in die 
Verantwortung nimmt.

Antrag D03-Ä02
Laufende Nummer: 177 • Änderungsantrag zu D03

Antragsteller*in: Gernot Wolter (BV Eimsbüttel, del-BV:OL)
Status: zugelassen
Sachgebiet: D - Dringlichkeitsanträge

Zeile 22 - 26

 18 Bremen wird zum Militär-Hub umgebaut: Bis zum Jahr 2031 wird Bremerhaven als
 19 zentrale militärische und zivile Logistikdrehscheibe (Deployment Hub Bremerhaven

2031) ausgebaut. Der Bund stellt hierfür rund 1,35 Milliarden Euro aus dem
 21 Verteidigungsetat zur Verfügung; das Land Bremen beteiligt sich mit über 200 

 22 Millionen Euro. Bitter ist, dass innerhalb der Bremer Koalition auch die 
 23 Senatorinnen der Partei Die Linke diesem militärischen Ausbau von Hafen und 
 24 Flughafen zugestimmt hat. Gleichzeitig fallen die Schulen und Schwimmbäder 
 25 auseinander: Der Sanierungsstau in Bremen liegt bei 1,45 Milliarden Euro und 
 26 wächst weiter an, weil aus einem Landessondervermögen. Investitionsgelder in militärische 

Großprojekte fließen also in militärische Großprojekte.

Begründung und Anmerkungen

Antragstellerin: LAG Demokratische Linke

Es ist nicht Aufgabe eines Dringlichkeitsantrages an den Hamburger Landesparteitag, Genoss*innen 
anderer Landesverbände Ratschläge zu geben, zumal der dortige Landesverband auf seinem Parteitag im 
Juni bereits einen eigenen und wesentlich konkreteren Beschluss zu diesem Themenkomplex gefasst hat. 
Die 200 Millionen kommen aus dem Sondervermögen Hafen, daher ist bis auf die allgemeine Kritik an der 
Konstruktion – siehe Ä01 – auch kein direkter Zusammenhang zum Sanierungsstau gegeben. Aus einer 
neuen Absichtserklärung für Bremerhaven ergibt sich keine Dringlichkeit für den Hamburger 
Landesparteitag, ein Antrag an den Bundesparteitag sollte regulär und in Zusammenarbeit mit den 
Genoss*innen aus Bremen erarbeitet werden.

Antrag D03-Ä03
Laufende Nummer: 178 • Änderungsantrag zu D03

Antragsteller*in: Gernot Wolter (BV Eimsbüttel, del-BV:OL)
Status: zugelassen
Sachgebiet: D - Dringlichkeitsanträge
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Zeile 47

 40 Fette Gewinne durch den Tod: Militarisierung und Aufrüstung beschert den
 41 Rüstungskonzernen und ihren Aktionär*innen historische Rekordgewinne. Die Renk
 42 Group hob ihre Dividende für das abgelaufene Geschäftsjahr um 38 % an und
 43 schüttete 58 Millionen Euro aus. Der Militärelektronik-Spezialist Hensoldt
 44 zahlte 63,25 Millionen Euro aus. Rheinmetall erhöhte die Dividende dank des
 45 boomenden Geschäfts mit dem Tod sogar um rund 42 % im Vergleich zum Vorjahr: Auf
 46 der Hauptversammlung am 12. Mai 2026 wurde eine Ausschüttung von 11,50 Euro je 

 47 Aktie beschlossen - eine Gesamtsumme von 369 Millionen Euroüber 500 Millionen Euro. 
Hauptauftraggeber dieser Konzerne ist der Staat. So wird öffentliches Geld direkt an einige wenige 
Krisengewinner und deren Aktionär*innen umverteilt. Geboten ist deshalb die Vergesellschaftung der 
Rüstungsindustrie oder mindestens eine starke öffentliche Beteiligung an den großen 
Rüstungskonzernen.

Begründung und Anmerkungen

Antragstellerin: LAG Demokratische Linke

369 Millionen beziehen sich wohl auf die Vorjahresdividende von 8,10 Euro. Mit 46,6 Millionen 
ausgegebenen Aktien, darunter keinen eigenen Aktien, ergeben sich für 2026 sogar 536 Millionen Euro. 
Dies macht die Dimension der privaten Gewinne durch die staatlich finanzierte Aufrüstung nochmal 
deutlicher, daher ist die Eigentumsfrage hier besonders entscheidend.

Antrag D03-Ä04
Laufende Nummer: 179 • Änderungsantrag zu D03

Antragsteller*in: Gernot Wolter (BV Eimsbüttel, del-BV:OL)
Status: zugelassen
Sachgebiet: D - Dringlichkeitsanträge

Zeile 53

 52 Die Linke wehrt sich weiterhin konsequent gegen den Kurs der militärischen 1. 

 53 Aufrüstung und den damit einhergehenden weiteren Rückbau des Sozialstaateseine 
Haushaltspolitik, die Rüstung von der Schuldenbremse befreit, während beim Sozialstaat gekürzt 
wird. 

 54

 55

Für einen Stopp der Aufrüstung und die Umlenkung der Investitionsmittel in
zivile Bereiche und die soziale Infrastruktur.

Zeile 57 - 60

 56 Die Linke lehnt die Militarisierung norddeutscher Häfen sowie der 2. 

 57

 58

 59

 60

norddeutschen Industrie entschieden ab. Wir fordern alle Fraktionen, 
Regierungsmitglieder und Vorstände dazu auf,Häfen brauchen mehr öffentliche Investitionen, und 
zwar wegen ihrer zivilen Bedeutung und nicht erst, wenn sich dieser Entwicklung auf 
allen Ebenen entgegenzustellen und keinen militärischen Ausbauprojekten 
zuzustimmenein militärischer Nutzen ergibt. Für Hamburg gilt: Im Sinne der Präambel unserer 
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Landesverfassung soll der Hafen ein Ort des zivilen Welthandels und der Völkerverständigung 
bleiben.

Begründung und Anmerkungen

Antragstellerin: LAG Demokratische Linke

Wir erleben, dass Politiker*innen aller Parteien die Sanierung von Straßen, Brücken und Schienen nur 
noch finanzieren können, indem sie diese Projekte auch als militärisch nutzbar deklarieren. Dann kann 
Geld an der Schuldenbremse vorbei aus dem Verteidigungshaushalt fließen. Wir kritisieren diese 
Fehlkonstruktion, aber wer sie unter den aktuellen Umständen für dringend nötige Sanierungen ziviler 
Infrastruktur nutzt, handelt nicht falsch. Wir vertrauen unseren Bremer Genoss*innen, dass sie vor Ort 
kluge Entscheidungen treffen.

Antrag L01-Ä11
Laufende Nummer: 146 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 1

 1 Es reicht! Kürzt euch doch selbst!
Es reicht für alle! Opposition für Umverteilung und sozialen Fortschritt jetzt!

weitere Antragstellende

AG Studierendenpolitik

Antrag L01-Ä12
Laufende Nummer: 147 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 5

 4 Und auf dem Bundesparteitag 2026 haben wir als Die Linke entschieden, dass dafür 

 5 der Widerstand organisiert werden muss. Wir wollen, dass die Menschen Selbstvertrauen in ihre 
kollektive gesellschaftliche Macht (zurück-)gewinnen.
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weitere Antragstellende

AG Studierendenpolitik

Antrag L01-Ä05
Laufende Nummer: 108 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: LAG Frieden und internationale Politik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 6 - 8

 6 Und das ist dringend notwendig. Die Kriegsgefahr steigt, die Vorbotenpolitische, ideologische und 
militärische Aufrüstung wird von den Herrschenden absichtlich gesteigert mit der Gefahr eines 
größeren - auch atomaren - Krieges, die Folgen der

 7 Klimakatastrophe zeigen sich immer deutlicher, die soziale Spaltung wächst und 
 8 diewird politisch organisiert, und die aufhaltsame Rechte ist dadurch weiter auf dem Vormarsch. In 

der aktuellen Gesellschaftsunordnung 
 9 des autoritären Neoliberalismus stellt sich nicht mehr die Frage, ob wir gerade
 10 eine Krise des Kapitalismus erleben, sondern allenfalls wie viele.

Begründung und Anmerkungen

Kriegsvorbereitung ist kein Naturzustand. Siehe Red Storm Charlie.

Antragstellerin: LAG Frieden und internationale Politik

Antrag L01-Ä13
Laufende Nummer: 148 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 8 - 10

 6 Und das ist dringend notwendig. Die Kriegsgefahr steigt, die Vorboten der
 7 Klimakatastrophe zeigen sich immer deutlicher, die soziale Spaltung wächst und 

 8 die Rechte ist weiter auf dem Vormarsch. In der aktuellen Gesellschaftsunordnung 
 9 des autoritären Neoliberalismus stellt sich nicht mehr die Frage, ob wir gerade 
 10 eine Krise desDer Kapitalismus erleben, sondern allenfalls wie vieleist in einer tiefgreifenden 

Systemkrise, die alle gesellschaftlichen Bereiche umfasst. Sie kann nur durch das Engagement der 
Vielen für radikale Umverteilung von Oben nach Unten (auch global), Abrüstung und Frieden, für das 
Völkerrecht und internationale Solidarität positiv gewendet werden. Hoffnung entsteht durch 
Opposition.
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weitere Antragstellende

AG Studierendenpolitik

Antrag L01-Ä06
Laufende Nummer: 109 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: LAG Frieden und internationale Politik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 16 - 18

 16 Heute ist es die Aufrüstung, doch der Neoliberalismus findet immer ausreichend 
 17 GründeAls Legitimation für das Schredderndie Aufrüstung und die beabsichtigte Zerstörung des 

Sozialstaats, wie New Labour und die Agenda 2010 
 18 eindrucksvoll bewiesen haben soll zum wiederholten Mal in der deutschen Geschichte "der Russe" 

herhalten, der in wenigen Jahren vor der Tür stehe und nur die Sprache der "Abschreckung" verstehe. 
Die Drohungen und die völkerrechtswidrige Sanktionspolitik gegen Russland sind Teil des Problems, 
weil sie Energiekrise, Deindustrialisierung und Arbeitsplatzvernichtung der Bevölkerungen 
vorantreiben. Allerdings schaffen die Auflösung der sogenannten 

 19 Weltordnung, die Zunahme internationaler Krisen und Kriege sowie der aus dem
 20 Gleichgewicht geratene internationale Handel zwei parallele Phänomene. Zum einen
 21 ist das Kapital in diesen Zeiten geringen Wachstums auf der Suche nach sicheren
 22 -am besten staatlich abgesicherten- Anlageformen, zum anderen steigt die Angst
 23 in der Bevölkerung vor tatsächlichen oder auch nur wahrgenommenen Bedrohungen.
 24 So wird ein gesellschaftliches Klima geschaffen, in dem selbst vermeintlich
 25 progressive Stimmen die Wiedereinführung der Wehrpflicht fordern und ein
 26 Drohnen-Startup nach dem anderen das Kapital der Investoren einwirbt, die sich
 27 damit ein Stück vom Kuchen des 110 Milliarden Euro umfassenden
 28 Verteidigungshaushalts sichern wollen.

Begründung und Anmerkungen

Aus der Geschichte ist zu lernen.

Antragstellerin: LAG Frieden und internationale Politik

Antrag L01-Ä07
Laufende Nummer: 110 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: LAG Frieden und internationale Politik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 18 - 20
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 16 Heute ist es die Aufrüstung, doch der Neoliberalismus findet immer ausreichend
 17 Gründe für das Schreddern des Sozialstaats, wie New Labour und die Agenda 2010 

 18 eindrucksvoll bewiesen haben. Allerdings schaffen die Auflösung der sogenannten 
 19 Weltordnung, die Zunahme internationaler Krisen und KriegeDer Neoliberalismus ist in der Krise. Als 

"Lösung" wird noch mehr von derselben falschen Medizin propagiert: aggressive Expansion nach 
Außen sowie der aus dem 

 20 Gleichgewicht geratene internationale Handel zwei parallele Phänomenesoziale und politische 
Repression nach Innen - was die Krise noch weiter steigert. Wir trauern der alten Weltordnung nicht 
nach, die auf Konkurrenz, Ausbeutung und westlicher Vorherrschaft beruht, weil wir mit Genoss*innen 
und Mitstreiter*innen in aller Welt für eine sozial gerechte, friedliche, multipolare Weltordnung der 
Gleichen unter Gleichen streiten. Zum einen 

 21 ist das Kapital in diesen Zeiten geringen Wachstums auf der Suche nach sicheren
 22 -am besten staatlich abgesicherten- Anlageformen, zum anderen steigt die Angst
 23 in der Bevölkerung vor tatsächlichen oder auch nur wahrgenommenen Bedrohungen.
 24 So wird ein gesellschaftliches Klima geschaffen, in dem selbst vermeintlich
 25 progressive Stimmen die Wiedereinführung der Wehrpflicht fordern und ein
 26 Drohnen-Startup nach dem anderen das Kapital der Investoren einwirbt, die sich
 27 damit ein Stück vom Kuchen des 110 Milliarden Euro umfassenden
 28 Verteidigungshaushalts sichern wollen.

Begründung und Anmerkungen

Der internationale Handel war noch nie im "Gleichgewicht", er war schon immer ungerecht.

Antragstellerin: LAG Frieden und internationale Politik

Antrag L01-Ä08
Laufende Nummer: 111 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: LAG Frieden und internationale Politik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 20 - 23

 16 Heute ist es die Aufrüstung, doch der Neoliberalismus findet immer ausreichend
 17 Gründe für das Schreddern des Sozialstaats, wie New Labour und die Agenda 2010
 18 eindrucksvoll bewiesen haben. Allerdings schaffen die Auflösung der sogenannten
 19 Weltordnung, die Zunahme internationaler Krisen und Kriege sowie der aus dem 

 20 Gleichgewicht geratene internationale Handel zwei parallele Phänomene. Zum einen 
 21 ist das Kapital in diesen Zeiten geringen Wachstums auf der Suche nach sicheren 
 22 -am besten staatlich abgesicherten- Anlageformen, zum anderen steigt die Angst 
 23 in derMit Feinbildern und einer Politik, die das Kapital begünstigt und die Bevölkerung vor 

tatsächlichen oder auch nur wahrgenommenen Bedrohungenruiniert, wird Angst geschürt, um zu 
verhindern, dass mehr Menschen in Bewegung kommen und ihre Geschicke selbst in die Hand 
nehmen. 

 24 So wird ein gesellschaftliches Klima geschaffen, in dem selbst vermeintlich

2. Tagung des 10. Landesparteitags Die Linke Hamburg
Bürgersaal Wandsbek, 10.10.2026 - 11.10.2026

43 / 95
Stand: 9.10.2026



 25 progressive Stimmen die Wiedereinführung der Wehrpflicht fordern und ein
 26 Drohnen-Startup nach dem anderen das Kapital der Investoren einwirbt, die sich
 27 damit ein Stück vom Kuchen des 110 Milliarden Euro umfassenden
 28 Verteidigungshaushalts sichern wollen.

Begründung und Anmerkungen

Reden erst die Völker selber, werden sie schnell einig sein.

Antragstellerin: LAG Frieden und internationale Politik

Antrag L01-Ä14
Laufende Nummer: 149 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 24 - 28

 16 Heute ist es die Aufrüstung, doch der Neoliberalismus findet immer ausreichend
 17 Gründe für das Schreddern des Sozialstaats, wie New Labour und die Agenda 2010
 18 eindrucksvoll bewiesen haben. Allerdings schaffen die Auflösung der sogenannten
 19 Weltordnung, die Zunahme internationaler Krisen und Kriege sowie der aus dem
 20 Gleichgewicht geratene internationale Handel zwei parallele Phänomene. Zum einen
 21 ist das Kapital in diesen Zeiten geringen Wachstums auf der Suche nach sicheren
 22 -am besten staatlich abgesicherten- Anlageformen, zum anderen steigt die Angst
 23 in der Bevölkerung vor tatsächlichen oder auch nur wahrgenommenen Bedrohungen. 

 24 So wird ein gesellschaftliches Klima geschaffen, in dem selbst vermeintlich 
 25 progressive Stimmen die Wiedereinführung der Wehrpflicht fordern und ein 
 26 Drohnen-Startup nach dem anderen das Kapital der Investoren einwirbt, die sich 
 27 damit ein Stück vom Kuchen des 110 Milliarden Euro umfassenden 
 28 Verteidigungshaushalts sichern wollendie rechten Rattenfänger leichtes Spiel haben, die Wut gegen 

Entwürdigungen aller Art nach rechts zu lenken.

weitere Antragstellende

AG Studierendenpolitik

Antrag L01-Ä15
Laufende Nummer: 150 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung
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Zeile 29 - 33

 29 Für uns hingegen bleibt nur die Aussicht auf mehr und längeres Arbeiten, eine 
 30 gekürzte Rente, weniger Wohngeld, keinen Therapieplatz, höhere Pflegekosten, 
 31 Überlastung der Hausärzt*innen, Entprofessionalisierung der Sozialen Arbeit, 
 32 weniger Unterhaltsvorschuss, Totalsanktionen,heißt das Reißen jeder Klimaziele und 
 33 Grenzschließungen, den Kampf für Arbeitszeitverkürzung bei vollem Personal- und Lohnausgleich, 

eine würdige Rente, angemessenes Wohngeld und niedrigere Mieten, ein humanes, gut ausgestattetes 
Gesundheitswesen, Verbesserung der Pflege, gute Bildung und Ausbildung, sanktionsfreies 
Bürgergeld, eine intakte Umwelt und kooperative internationale Beziehungen zu intensivieren.

weitere Antragstellende

AG Studierendenpolitik

Antrag L01-Ä16
Laufende Nummer: 151 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 47

 45 Diese Kürzungen wurden und werden auf Bundesebene vorbereitet, und zwar mit
 46 ausdrücklicher Unterstützung des Hamburger Finanzsenators Dressel, der selbst 

 47 weitere Einschnitte beim Sozialstaat fordert. Es ist für uns daher nur konsequent, zu verhindern, dass 
 48 der eingeschlagene Weg der Bundesregierung im Hamburger Haushalt weitergegangen
 49 wird. Der Anfang September in der Bürgerschaft vorgestellte Entwurf ist eine
 50 Katastrophe für die soziale Infrastruktur der Stadt. Die Ausgaben für Kinder und
 51 Jugendliche sowie die Schulbegleitung werden bereits jetzt zurückgefahren. Das
 52 droht die sozialen Fortschritte der letzten Jahrzehnte in den Bereichen
 53 Kinderrechte und Inklusion nachhaltig zu beschädigen. Gekürzt werden soll bei
 54 sozialer Integration, Obdachlosen- und Suchthilfe. Besonders hart trifft die
 55 Kürzungspolitik des Senats die Universitäten. Ihnen wird ein rigider Sparzwang
 56 aufgedrückt, der in der Konsequenz dazu führt, dass an Unis wie der HCU mehr als
 57 20 Prozent des Personals verloren gehen wird. Statt in Bildung und Wissenschaft
 58 zu investieren, kürzt der Senat in diesen so wichtigen Feldern besonders
 59 radikal. Die Gebühren für Kitas und Schulessen sollen erhöht werden.
 60 Gleichzeitig sind die Behörden kaum noch in der Lage die staatlichen Aufgaben zu
 61 organisieren und zu kontrollieren.

weitere Antragstellende

AG Studierendenpolitik
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Antrag L01-Ä09
Laufende Nummer: 112 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: LAG Frieden und internationale Politik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 63 - 67

 63 Ob Gewerkschaften, Sozialverbände, BetroffenenFriedensinitiativen oder linke
 64 Aktivist*innen; siewir alle sagen laut „Es reicht!“ und stellen sichuns dieser Politik
 65 der sozialen Kälte entgegen. SieWir organisieren sichuns in Bündnissen und Netzwerken,
 66 auf Demos und Kundgebungen und im direkten Gespräch mit danderen Menschen. SieWir
 67 bringen ihunseren Protest auf die Straße und vorin das Hamburger Rathaus, in die Betriebe, Schulen, 

Hochschulen und Kultur- und Sozialeinrichtungen.

Begründung und Anmerkungen

Ohne Frieden ist alles nichts.

Antragstellerin: LAG Frieden und internationale Politik

Antrag L01-Ä17
Laufende Nummer: 152 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 68

 68 Kürzt euch doch selbst!

Geld ist genug da!

weitere Antragstellende

AG Studierendenpolitik

Antrag L01-Ä23
Laufende Nummer: 161 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung
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Zeile 69 - 73

 69 Das Geld für eine andere Politik wäreist vorhanden, wenn der Senat denn willens 
 70 wäre, den Rotstift einmal nicht bei den Armen dieser Stadt anzusetzent, sondern
 71 bei der eigenen Symbol- und Klientelpolitikden Reichen und Konzernen. Über 260 Millionen Euro
 72 Steuerrückstände sind 2025 verjährt, Gesamtrückstände von 1,2 Milliarden werden
 73 nicht eingetrieben, weil die Finanzämter chronisch unterbesetzt sindder politische Wille dafür fehlt, 

die Vermögenden in ihrer „Freiheit“ einzuschränken.. 600 
 74 Millionen Euro soll die Rettung des Elbtowers kosten, und 250 Millionen Euro
 75 gibt die Stadt für den Neubau der Kühne Oper aus. Und jährlich 3,4 Milliarden
 76 Euro gehen nach konservativer Schätzung jedes Jahr alleine durch die Aussetzung
 77 der Vermögenssteuer verloren.

Begründung und Anmerkungen

"Reicher Mann und armer Mann standen da und sahn sich an. Und der Arme sagte bleich: Wär‘ ich nicht 
arm, wärst du nicht reich" - Bertolt Brecht, 1934

weitere Antragstellende

AG Studierendenpolitik

Antrag L01-Ä18
Laufende Nummer: 154 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 83 - 85

 79 Dem Generalangriff auf die sozialen Errungenschaften muss mit einem
 80 Generalangriff der sozialen Bewegung begegnet werden. Die Linke versteht sich
 81 als Teil dieser Protestbewegung gegen den sozialen Kahlschlag und gegen die
 82 zynische Rhetorik einer Kriegstüchtigkeit im Namen der Friedenssicherung. In der 

 83 außerparlamentarischen und parlamentarischen Arbeit beraten wir uns intensivkritisch mit 
Gewerkschaften und

 84 Sozialverbänden für eine gemeinsamoffensive Linie im Sinne der Beschäftigten und der 
 85 Menschen unserer Stadt. Als Partei arbeiten wir mit verschiedenen Initiativen 
 86 und zivilgesellschaftlich Engagierten im Bündnis unkürzbar gegen Sozialabbau und
 87 Aufrüstung. Und als Mitglieder unserer Partei arbeiten wir jeden Tag daran, im
 88 Gespräch mit unseren Nachbar*innen und Kolleg*innen und bei Aktionen unserer
 89 Bezirksverbände und Stadtteilgruppen, die Menschen zu überzeugen in Widerspruch
 90 und Widerstand gegen die unsoziale Politik von CDU, SPD und Grüne in Bund und
 91 Land zu gehen.

weitere Antragstellende
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AG Studierendenpolitik

Antrag L01-Ä02
Laufende Nummer: 95 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: LAG Betrieb und Gewerkschaft, LAG Antimilitarismus, LAG 
Bewegungslinke

Status: übernommen in geänderter Fassung
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 87

 79 Dem Generalangriff auf die sozialen Errungenschaften muss mit einem
 80 Generalangriff der sozialen Bewegung begegnet werden. Die Linke versteht sich
 81 als Teil dieser Protestbewegung gegen den sozialen Kahlschlag und gegen die
 82 zynische Rhetorik einer Kriegstüchtigkeit im Namen der Friedenssicherung. In der
 83 parlamentarischen Arbeit beraten wir uns intensiv mit Gewerkschaften und
 84 Sozialverbänden für eine gemeinsame Linie im Sinne der Beschäftigten und der
 85 Menschen unserer Stadt. Als Partei arbeiten wir mit verschiedenen Initiativen
 86 und zivilgesellschaftlich Engagierten im Bündnis unkürzbar gegen Sozialabbau und 

 87 Aufrüstung. 
Es ist Aufgabe der Linken, den Widerstand gegen den sozialen Kahlschlag konsequent mit 
antimilitaristischen Protesten zu verbinden. Wir werden diesen Zusammenhang weiterhin auf Flyern 
und Veranstaltungen in die Öffentlichkeit tragen. Darüber hinaus bauen wir unsere Bündnisarbeit im 
Bereich Antimilitarismus aus. Auch 2027 werden wir uns an Bündnisprotesten gegen das NATO 
Manöver Red Storm beteiligen, Aktionen von Rheinmetall entwaffnen unterstützen und zum 
Ostermarsch, zu Protesten gegen den Veteranentag sowie zu Schulstreiks gegen Wehrpflicht aufrufen.
Und als Mitglieder unserer Partei arbeiten wir jeden Tag daran, im 

 88 Gespräch mit unseren Nachbar*innen und Kolleg*innen und bei Aktionen unserer
 89 Bezirksverbände und Stadtteilgruppen, die Menschen zu überzeugen in Widerspruch
 90 und Widerstand gegen die unsoziale Politik von CDU, SPD und Grüne in Bund und
 91 Land zu gehen.

Hinweise der Antragskommission

Teilübernahme, Text leicht verändert: "Wir werden diesen Zusammenhang weiterhin auf Flyern und 
Veranstaltungen in die Öffentlichkeit tragen. Darüber hinaus bauen wir unsere Bündnisarbeit im Bereich 
Antimilitarismus aus. Auch 2027 werden wir uns an Bündnisprotesten gegen das NATO Manöver Red Storm 
und weiteren Aktionen beteiligen."

Antrag L01-Ä19
Laufende Nummer: 156 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: übernommen
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Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 88 - 89

 79 Dem Generalangriff auf die sozialen Errungenschaften muss mit einem
 80 Generalangriff der sozialen Bewegung begegnet werden. Die Linke versteht sich
 81 als Teil dieser Protestbewegung gegen den sozialen Kahlschlag und gegen die
 82 zynische Rhetorik einer Kriegstüchtigkeit im Namen der Friedenssicherung. In der
 83 parlamentarischen Arbeit beraten wir uns intensiv mit Gewerkschaften und
 84 Sozialverbänden für eine gemeinsame Linie im Sinne der Beschäftigten und der
 85 Menschen unserer Stadt. Als Partei arbeiten wir mit verschiedenen Initiativen
 86 und zivilgesellschaftlich Engagierten im Bündnis unkürzbar gegen Sozialabbau und
 87 Aufrüstung. Und als Mitglieder unserer Partei arbeiten wir jeden Tag daran, im 

 88 Gespräch mit unseren Nachbar*innen und Kolleg*innen und bei Aktionen unserder
 89 Bezirksverbände und Stadtteilgruppen, die Menschen zu überzeugen in Widerspruch 
 90 und Widerstand gegen die unsoziale Politik von CDU, SPD und Grüne in Bund und
 91 Land zu gehen.

Begründung und Anmerkungen

Wir sind für die Abschaffung des Privateigentums, auch an Menschen.

weitere Antragstellende

AG Studierendenpolitik

Antrag L01-Ä04
Laufende Nummer: 91 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: Kerstin Fremder-Sauerbeck (ZS (Stimmrecht) AG Betrieb & 
Gewerkschaft, del-ZS:MQ), LAG Betrieb und Gewerkschaft, LAG 
Antimilitarismus, Bewegungslinke

Status: übernommen in geänderter Fassung
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 91

 79 Dem Generalangriff auf die sozialen Errungenschaften muss mit einem
 80 Generalangriff der sozialen Bewegung begegnet werden. Die Linke versteht sich
 81 als Teil dieser Protestbewegung gegen den sozialen Kahlschlag und gegen die
 82 zynische Rhetorik einer Kriegstüchtigkeit im Namen der Friedenssicherung. In der
 83 parlamentarischen Arbeit beraten wir uns intensiv mit Gewerkschaften und
 84 Sozialverbänden für eine gemeinsame Linie im Sinne der Beschäftigten und der
 85 Menschen unserer Stadt. Als Partei arbeiten wir mit verschiedenen Initiativen
 86 und zivilgesellschaftlich Engagierten im Bündnis unkürzbar gegen Sozialabbau und
 87 Aufrüstung. Und als Mitglieder unserer Partei arbeiten wir jeden Tag daran, im
 88 Gespräch mit unseren Nachbar*innen und Kolleg*innen und bei Aktionen unserer
 89 Bezirksverbände und Stadtteilgruppen, die Menschen zu überzeugen in Widerspruch
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 90 und Widerstand gegen die unsoziale Politik von CDU, SPD und Grüne in Bund und 

 91 Land zu gehen. Die Linke Hamburg setzt sich dafür ein, dass die Linke noch vor dem Winter zu 
bundesweiten Sozialprotesten an einem zentralen Ort aufruft. Der Landesverband wird zu diesen 
Protesten Busse organisieren.

Begründung und Anmerkungen

erfolgt mündlich

Hinweise der Antragskommission

Teilübernahme:

Einfügung in Zeile 87 (statt in Zeile 91) nach: "Aufrüstung."

Text leicht geändert: "Die Linke Hamburg setzt sich dafür ein, dass die Linke zu weiteren bundesweiten 
Sozialprotesten aufruft. Der Landesverband wird gegebenenfalls zu diesen Protesten Busse 
organisieren."

Antrag L01-Ä20
Laufende Nummer: 157 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 91

 79 Dem Generalangriff auf die sozialen Errungenschaften muss mit einem
 80 Generalangriff der sozialen Bewegung begegnet werden. Die Linke versteht sich
 81 als Teil dieser Protestbewegung gegen den sozialen Kahlschlag und gegen die
 82 zynische Rhetorik einer Kriegstüchtigkeit im Namen der Friedenssicherung. In der
 83 parlamentarischen Arbeit beraten wir uns intensiv mit Gewerkschaften und
 84 Sozialverbänden für eine gemeinsame Linie im Sinne der Beschäftigten und der
 85 Menschen unserer Stadt. Als Partei arbeiten wir mit verschiedenen Initiativen
 86 und zivilgesellschaftlich Engagierten im Bündnis unkürzbar gegen Sozialabbau und
 87 Aufrüstung. Und als Mitglieder unserer Partei arbeiten wir jeden Tag daran, im
 88 Gespräch mit unseren Nachbar*innen und Kolleg*innen und bei Aktionen unserer
 89 Bezirksverbände und Stadtteilgruppen, die Menschen zu überzeugen in Widerspruch
 90 und Widerstand gegen die unsoziale Politik von CDU, SPD und Grüne in Bund und 

 91 Land zu gehen. Wir sind und bleiben Opposition und lehnen eine Regierungsbeteiligung in Hamburg 
ab.

weitere Antragstellende

AG Studierendenpolitik
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Antrag L01-Ä01
Laufende Nummer: 94 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: LAG Bewegungslinke Hamburg
Status: übernommen in geänderter Fassung
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 91

 79 Dem Generalangriff auf die sozialen Errungenschaften muss mit einem
 80 Generalangriff der sozialen Bewegung begegnet werden. Die Linke versteht sich
 81 als Teil dieser Protestbewegung gegen den sozialen Kahlschlag und gegen die
 82 zynische Rhetorik einer Kriegstüchtigkeit im Namen der Friedenssicherung. In der
 83 parlamentarischen Arbeit beraten wir uns intensiv mit Gewerkschaften und
 84 Sozialverbänden für eine gemeinsame Linie im Sinne der Beschäftigten und der
 85 Menschen unserer Stadt. Als Partei arbeiten wir mit verschiedenen Initiativen
 86 und zivilgesellschaftlich Engagierten im Bündnis unkürzbar gegen Sozialabbau und
 87 Aufrüstung. Und als Mitglieder unserer Partei arbeiten wir jeden Tag daran, im
 88 Gespräch mit unseren Nachbar*innen und Kolleg*innen und bei Aktionen unserer
 89 Bezirksverbände und Stadtteilgruppen, die Menschen zu überzeugen in Widerspruch
 90 und Widerstand gegen die unsoziale Politik von CDU, SPD und Grüne in Bund und 

 91 Land zu gehen.

Am Arbeitsplatz und in der Gewerkschaft suchen wir das Gespräch u.a. darüber, wie wir noch mehr 
Druck auf die Regierenden ausüben können, um die Rücknahme der Angriffe auf den Sozialstaat, die 
Arbeitszeit und Arbeitsbedingungen (Befristungen, Krankschreibung etc.) zu erzwingen. 

Begründung und Anmerkungen

Mobilisierung zur Organisation innerhalb von Betrieben und Gewerkschaften / ÄA der LAG 
Bewegungslinke Hamburg

Hinweise der Antragskommission

Teilübernahme, Einfügung in geänderter Form in Zeile 87 vor "Und als Mitglieder": "Als Beschäftigte und 
Gewerkschafter*innen suchen wir das Gespräch mit Kolleg*innen am Arbeitsplatz u.a. darüber, wie wir 
noch mehr Druck ausüben können, um die Rücknahme der Angriffe auf Sozialstaat, Arbeitszeit und 
Arbeitsbedingungen zu erzwingen."

Antrag L01-Ä21
Laufende Nummer: 159 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 93
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 92 Die Linke versteht sich als Pol der Hoffnung. In diesen krisenhaften Zeiten 

 93 können wir uns nicht daraufkommt es sehr auf uns und die Linke weltweit an, damit aus passivem 
Unmut aktive Gegenwehr wird. Wir beschränken uns nicht darauf, Widerstand gegen geplante 
Kürzungen zu 

 94 organisieren, denn der Erhalt des Status Quo allein wäre auch nur der Erhalt von
 95 Kinder- und Altersarmut, Niedriglöhnen, Rassismus und Polizeigewalt. Als Linke
 96 müssen wir diejenige politische Kraft sein und bleiben, die den Menschen wieder
 97 glaubhaft vermitteln kann, dass ein besseres Leben für sie, eine gerechtere Welt
 98 für uns alle weiterhin möglich ist. Das ist unsere Aufgabe, sei es in der
 99 Gestaltung konkreter Politik vor Ort wie auch in dem Aufzeigen der Möglichkeiten
 100 einer demokratisch sozialistischen Gesellschaft.

weitere Antragstellende

AG Studierendenpolitik

Antrag L01-Ä22
Laufende Nummer: 160 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 96 - 100

 92 Die Linke versteht sich als Pol der Hoffnung. In diesen krisenhaften Zeiten
 93 können wir uns nicht darauf beschränken, Widerstand gegen geplante Kürzungen zu
 94 organisieren, denn der Erhalt des Status Quo allein wäre auch nur der Erhalt von
 95 Kinder- und Altersarmut, Niedriglöhnen, Rassismus und Polizeigewalt. Als Linke 

 96 müssen wir diejenige politische Kraft sein und bleiben, die den Menschen wieder 
 97 glaubhaft vermitteln kann, dasssich für ein besseres Leben für sie, eine gerechtere Welt 
 98 für uns alle weiterhin möglich ist, eine gerechtere Welt einsetzt. Das ist unsere Aufgabe, sei es in der
 99 Gestaltung konkreter Politik vor Ortradikaler Reformen wie auch in dem Aufzeigen der 

Möglichkeitender Hervorbringung
 100  einer demokratisch sozialistischen Gesellschaft und zivilen, egalitären Weltordnung.

weitere Antragstellende

AG Studierendenpolitik

Antrag L01-Ä10
Laufende Nummer: 113 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: LAG Frieden und internationale Politik
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Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 98

 92 Die Linke versteht sich als Pol der Hoffnung. In diesen krisenhaften Zeiten
 93 können wir uns nicht darauf beschränken, Widerstand gegen geplante Kürzungen zu
 94 organisieren, denn der Erhalt des Status Quo allein wäre auch nur der Erhalt von
 95 Kinder- und Altersarmut, Niedriglöhnen, Rassismus und Polizeigewalt. Als Linke
 96 müssen wir diejenige politische Kraft sein und bleiben, die den Menschen wieder
 97 glaubhaft vermitteln kann, dass ein besseres Leben für sie, eine gerechtere Welt 

 98 für uns alle weiterhin möglich ist. Das Völkerrecht mit dem Gewaltverbot der UN-Charta, der 
Souveränität der Völker, selbst über ihre Ressourcen und das politische System zu bestimmen, sowie 
den Menschenrechten bilden dafür eine menschenwürdige Perspektive. Im Sinne des UN-Sozialpakts 
kämpfen wir an jeder Stelle für die Verwirklichung des Rechts auf gebührenfreie Bildung, Gesundheit, 
Arbeit, Wohnen, Pflege und kulturelle Entfaltung. Abrüstung und soziale Entwicklung bilden eine 
erfreuliche Einheit. Das ist unsere Aufgabe, sei es in der 

 99 Gestaltung konkreter Politik vor Ort wie auch in dem Aufzeigen der Möglichkeiten
 100 einer demokratisch sozialistischen Gesellschaft.

Begründung und Anmerkungen

Uns aus dem Elend zu erlösen, können wir nur selber tun.

Antragstellerin: LAG Frieden und internationale Politik

Antrag L01-Ä03
Laufende Nummer: 75 • Änderungsantrag zu L01

Antragsteller*in: LAG Demokratische Linke
Status: übernommen in geänderter Fassung
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 100

 92 Die Linke versteht sich als Pol der Hoffnung. In diesen krisenhaften Zeiten
 93 können wir uns nicht darauf beschränken, Widerstand gegen geplante Kürzungen zu
 94 organisieren, denn der Erhalt des Status Quo allein wäre auch nur der Erhalt von
 95 Kinder- und Altersarmut, Niedriglöhnen, Rassismus und Polizeigewalt. Als Linke
 96 müssen wir diejenige politische Kraft sein und bleiben, die den Menschen wieder
 97 glaubhaft vermitteln kann, dass ein besseres Leben für sie, eine gerechtere Welt
 98 für uns alle weiterhin möglich ist. Das ist unsere Aufgabe, sei es in der
 99 Gestaltung konkreter Politik vor Ort wie auch in dem Aufzeigen der Möglichkeiten 

 100 einer demokratisch sozialistischen Gesellschaft.

Die Abgeordnetenhauswahlen in Berlin haben gezeigt, dass Hoffnung zu Handeln führt und die 
konsequente Ausrichtung an den Bedürfnissen der Menschen die Linke erfolgreich dabei gemacht 
hat, Nichtwähler:innen an die Urnen zu holen, Menschen mit wenig Geld zu überzeugen und 
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Arbeitnehmer:innen für linke Politik zurückzugewinnen. Die Linke Hamburg will nach der Hauptstadt 
auch der zweitgrößten Stadt des Landes diese Hoffnung geben und die Menschen mitreißen.

Begründung und Anmerkungen

Antragstellerin: LAG Demokratische Linke

Es gibt Hoffnung, die aus Berlin kommt und die wir aufgreifen sollten.

Hinweise der Antragskommission

Teilübernahme, Einfügung in Zeile 98 nach "weiterhin möglich ist.": "Die Abgeordnetenhauswahlen in 
Berlin haben gezeigt, dass Hoffnung zu Handeln führt und die konsequente Ausrichtung an den 
Bedürfnissen der Menschen die Linke erfolgreich gemacht hat. Die Linke Hamburg will diese Hoffnung 
geben und die Menschen mitreißen."

Antrag L02-Ä11
Laufende Nummer: 129 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: LAG Antifa/gegen Rechts
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 3 - 8

 3 Die RechtsentwicklPolarisierung in Deutschland ist inzwischen unverkennbar. Für politisch
 4 Linke ist es essenziell, anzuerkennenzu erkennen, dass dies keine zufällige Entwicklung, 
 5 sondern das Ergebnis jahrzehntelanger neoliberaler Politik ist. Im Schatten von 
 6 stagnierenden Löhnen, steigenden Preisen, Aushöhlung des Sozialstaats, 
 7 Unterversorgung der Kommunen und Verunsicherungen über die Weltlage, findendie extreme Rechte 

die Funktion hat, ein tief in der Krise befindliches System der Ausbeutung und Konkurrenz zu retten 
durch

 8 populistische Rhetorik, Sündenböcke und Rassismus Anklang. Nur konsequente gesellschaftliche 
Opposition für Frieden, soziale Gleichheit und kulturelle Emanzipation sind eine echte Alternative. 
Der barbarischen Zuspitzung von Konkurrenz und Entwürdigung setzen wir Solidarität und 
konsequenten Kampf für eine menschenwürdige Welt entgegen. Konservative Parteien 

 9 setzen Inhalte durch, die nicht von dem Programm der AfD zu unterscheiden sind.

Begründung und Anmerkungen

Clara Zetkin, „Der Kampf gegen den Faschismus“. Bericht auf dem Erweiterten Plenum des 
Exekutivkomitees der Kommunistischen Internationale am 20. Juni 1923:
“Die Reformisten sehen im Faschismus den Ausdruck der Unerschütterlichkeit, der alles übertreffenden 
Kraft und Stärke der bourgeoisen Klassenherrschaft, der das Proletariat nicht gewachsen ist, gegen die 
den Kampf aufzunehmen vermessen und vergeblich ist. Es bleibt ihm so nichts anderes übrig, als still und 
bescheiden zur Seite zu treten, den Tiger oder Löwen der bürgerlichen Klassenherrschaft ja nicht durch 
den Kampf für seine Befreiung, für seine Diktatur zu reizen, kurz, auf Gegenwart und Zukunft zu verzichten 
und geduldig abzuwarten, ob man auf dem Wege der Demokratie und Reform ein weniges 
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vorwärtskommen könne.
Ich bin entgegengesetzter Ansicht und alle Kommunisten wohl mit mir. Nämlich, daß der Faschismus, mag 
er sich noch so kraftmeierisch gebärden, ein Ausfluß der Zerrüttung und des Zerfalls der kapitalistischen 
Wirtschaft und ein Symptom der Auflösung des bürgerlichen Staates ist. Nur wenn wir verstehen, daß der 
Faschismus eine zündende, mitreißende Wirkung auf breite soziale Massen ausübt, die die frühere 
Existenzsicherheit und damit häufig den Glauben an die Ordnung von heute schon verloren haben, 
werden wir ihn bekämpfen können.“

Antragstellerin: LAG Antifa/gegen Rechts

Antrag L02-Ä01
Laufende Nummer: 38 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 3 - 9

 3 Die Rechtsentwicklung in Deutschland ist inzwischen unverkennbar. Für politisch 
 4 Linke ist es essenziell, anzuerkennen, dass diesDas ist keine zufällige Entwicklung,
 5 sondern das Ergebnis jahrzehntelanger neoliberaler Politik ist. Im Schatten. Verstärkt von
 6 stagnierenden Löhnen, steigenden Preisen, Aushöhlung des Sozialstaats,
 7 Unterversorgung der Kommunen und Verunsicherungen über die Weltlage, finden
 8 populistismenschenfeindliche Rhetorik, Sündenböcke und Rassismus verstärkt Anklang. Konservative 

ParteienDie Regierungsparteien lassen sich von der AfD treiben und
 9  setzen inzwischen Inhalte durch, die nicht von dem Programmdenen der AfD zu unterscheiden sind.

Begründung und Anmerkungen

Antragsteller: Landesvorstand

Nicht nur politisch Linke müssen das anerkennen, sondern alle. Wissenschaftliche Evidenz belegt diese 
These und auch neoliberale Politiker*innen sollten wissenschaftlliche Ergebnisse anerkennen.

Rassisismus und Menschenfeindlichkeit gibt es auch ohne Neoliberalismus. Abstiegsängste hängen damit 
zwar zusammen, aber nicht alleine.

Der Begriff "Populismus" wird von den wenigsten Menschen verstanden und ist zur politischen Analyse 
außerhalb wissenschaftlicher Diskurse wenig geeignet. Darüber hinaus muss Populismus nicht zwingend 
schlecht sein und ist für sich genommen noch kein Problem - schon gar nicht eines, das auf gleicher Stufe 
mit Rassismus steht.

Es ist richtig, dass andere Parteien (nicht nur Konservative, sondern in Regierungsverantwortung etwa 
auch die SPD) Forderungen der AfD übernehmen. Hier ist sprachliche Genauigkeit erforderlich, damit die 
AfD nicht verharmlost wird. Die Übernahme einzelner AfD-Positionen durch andere muss benannt und 
verurteilt werden, gleichzeitig muss deutlich sein, dass die AfD mit der Gesamtheit ihres 
menschenfeindlichen Programms eine andere Qualität der Grausamkeit brächte.
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Antrag L02-Ä09
Laufende Nummer: 64 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: LAG Demokratische Linke
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 5 - 9

 3 Die Rechtsentwicklung in Deutschland ist inzwischen unverkennbar. Für politisch
 4 Linke ist es essenziell, anzuerkennen, dass dies keine zufällige Entwicklung, 

 5 sondern auch das Ergebnis jahrzehntelanger neoliberaler und menschenabwertender Politik und 
Rethorik ist. Im Schatten von 

 6 stagnierenden Löhnen, steigenden Preisen,stagnierender Löhne, steigender Preise, der Aushöhlung 
des Sozialstaats,

 7 der Unterversorgung der Kommunen und Verunsicherungen, der dramatischen Verschlechterung der 
physischen und gesellschaftlichen Infrastruktur gerade in den ländlichen Räumen, einer allgemeinen 
Vertrauenskrise und der Verunsicherung über die Weltlage, mit ihren mehrfachen Krisen finden

 8 populistische Rhetorik, Sündenböcke und Rassismus Anklang. Konservative Parteien
 9 setzen zudem häufig Inhalte durch, die nichtkaum von dem Programm der AfD zu unterscheiden sind.

Begründung und Anmerkungen

Antrag der LAG Demokratische Linke

Offensichtlich ist die jahrzehntelange neolioberale Politik eine Ursache der Rechtsentwicklung. Der 
nächste Satz erklärt jedoch selbst, dass dies nicht die einzige Ursache ist. In der Tat fanden und finden 
auch unabhängig von neoliberaler Politik populistische Rhetorik, Sündenböcktheorien und Rassismus 
Anklang. Der Text nennt z.B. Verunsicherungen über die Weltlage als Ursache hierfür. Daneben gibt es 
weitere Faktoren, wie eine Vertrauenskrise, Ängste, vorhandene große Mängel der - sozialen - Infrastruktur 
und der Daseinsvorsorge sowie sozialpsychologische Bedingungen etc., die im Zusammenspiel mit 
neoliberaler Politik und populistischer Rhetorik auch und gerade von konservativen Politikern, wie Merz 
und Dobrindt ("Stadtbild" etc.), die Rechtsentwicklung begünstigen. Der letzte Satz des Absatzes scheint 
zudem eine weitere Ursache zu nennen, nämlich konservative Politik, die von der Politik der AfD nicht zu 
unterscheiden sei. Auch dieser Satz steht somit im Widerspruch zu der - verkürzten - monokausalen 
Erklärung, dass die neoliberale Politik die einzige Ursache für die Rechtsentwicklung sei und es für Linke 
essentiell sei, dies anzuerkennen. Anerkennen sollten Linke dagegen, dass es Unterschiede zwischen CDU 
und AfD gibt (s. die Debatte nach der "Faschismus-Aussage" von Luigi) und es keineswegs immer so ist, 
dass die Politik der CDU vom Programm der AfD nicht unterscheidbar ist.

Antrag L02-Ä12
Laufende Nummer: 130 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: LAG Antifa/gegen Rechts
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung
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Zeile 8 - 9

 3 Die Rechtsentwicklung in Deutschland ist inzwischen unverkennbar. Für politisch
 4 Linke ist es essenziell, anzuerkennen, dass dies keine zufällige Entwicklung,
 5 sondern das Ergebnis jahrzehntelanger neoliberaler Politik ist. Im Schatten von
 6 stagnierenden Löhnen, steigenden Preisen, Aushöhlung des Sozialstaats,
 7 Unterversorgung der Kommunen und Verunsicherungen über die Weltlage, finden 

 8 populistische Rhetorik, Sündenböcke und Rassismus Anklang. Konservative Parteien 
 9 setzen Inhalte durch, die nicht von dem Programm der AfDDie AfD nimmt die Funktion eines 

Antreibers von Militarisierung, Sozialabbau und Autoritarismus ein. Dafür betreibt die AfD einen 
aggressiven Kulturkampf gegen die Errungenschaften der 68er-Bewegung. Sie trommelt für den 
Rückzug ins Private zu unterscheiden sind„Heim und Herd“, ein steinzeitliches Geschlechterbild und 
das Drängen der Sorge-, Pflege- und Erziehungstätigkeiten in die Familie � samt Abtreibungsverbot, 
Homophobie, Hetze gegen Linke und Rassismus. Dem entgegen entwickeln wir eine antifaschistische 
Kultur der kollektiven Lebensführung: Solidarität, demokratische Gestaltung des “Was, Wie und Wozu” 
der Arbeit, die allseitige Entwicklung der Persönlichkeiten, künstlerische Betätigung und politisches 
Engagement.

Begründung und Anmerkungen

Beschlusslage auf Bundesebene! (Vgl. den vom Bundesparteitag am 21.6.2026 beschlossenen Leitantrag 
„Die Linke aufbauen, Hoffnung und Widerstand organisieren!“, https://www.die-linke.de/partei/
parteidemokratie/parteitag/potsdamer-parteitag/potsdamer-parteitag/beschluesse/detail/news/die-
linke-aufbauen-hoffnung-und-widerstand-organisieren/)

Antragstellerin: LAG Antifa/gegen Rechts

Antrag L02-Ä22
Laufende Nummer: 39 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: Luzian Massarrat (Landesvorstand, BV HH-Mitte, del-BV:OL, 
Landesvorstandskandidat*innen)

Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 10 - 38

 10 Wieder sehen wir, dass die herrschende Klasse hierbeiErneut agieren Superreiche und einige 
Unternehmen als Steigbügelhalter für

 11 den Faschismus agiert:Faschismus: Sie finanzieren nicht nur faschistische Parteien wie die
 12 AfD, sondern auch außerparteiliche Organisationen, Lobbyorganisationen, und
 13 Desinformationskampagnen und Weiteres.

 14 .

Der Kampf gegen den Faschismus ist untrennbar mit dem Kampf gegen seine
 15 gesellschaftlichen Voraussetzungen verbunden. Wenn Löhne unter Druck geraten,
 16 Mieten steigen und sich Reichtum und Macht konzentrieren, können rechte Kräfte
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 17 soziale Ängste rassistisch und nationalistisch umdeuten. Unsere Antwort ist die
 18 solidarische Organisierung der arbeitenden Klasse über Herkunft, Geschlecht und
 19 Aufenthaltsstatus hinweg. Antifaschismus heißt deshalb auch, soziale Kämpfe zu
 20 stärken und gemeinsam mit Gewerkschaften, Mieter*inneninitiativen, migrantischen
 21 Organisationen und sozialen Bewegungen gesellschaftliche Gegenmacht aufzubauen.
 22

 23 Extrem rechte, rassistische, sexistische und queerfeindliche Politik finden
 24 immer mehr Anklang in der bürgerlichen Mitte, der arbeitenden Klasse und der 
 25 Jugend. DieGesellschaft. Die schulische Inklusion in der Schule ist in Gefahr, Obdachlose, 

Migrant*innen,
 26 Mitglieder der LGBTQIA+ Community und politisch Linke sind immer häufiger
 27 gewalttätigen Angriffen ausgesetzt, Lehrer*innen werden untersollen unter dem Vorwand der
 28 Neutralitätspflicht von politischer Aufklärungsarbeit und dem Schutz der
 29 Demokratie abgehalten werden. Der Wahlprogramm der AfD in Sachsen-Anhalt zeigt, wie ernst es der 

Partei mit ihrer menschenfiendlichen Politik ist: Die Grundrechte der Menschen dort sind in Gefahr. 
Auch wenn wir aus Solidarität und nicht aus Eigennutz

 30 handeln muss klar sein: Im Falle eines faschistischen Regimes in Deutschland
 31 wird es uns alle treffen.

 32 Auch
Doch auch in Hamburg nimmt die rechte Präsenz zu. Rechtsextreme, rassistische,

 33 völkische und sozialdarwinistische Positionen werden sichtbarer und
 34 selbstverständlicher. Sowohl aufAuf der Straße, im Parlament, als auch und im Alltag.
 35 Das lässt sich nicht allein an Zahlen messen. Rechte Bedrohung bedeutet fürFür
 36 viele Hamburger*innen bedeutet rechte Bedrohung schon heute, angefeindet, eingeschüchtert, 

ausgeschlossen 
 39 und angegriffen zu werden.
 40

 41 Den Mitgliedern der Partei Die Linke ist diese Entwicklung bekannt; die Haltung
 42 des Antifaschismus ist einer der Grundsätze unserer Politik. Doch der
 43 Antifaschismus darf nicht bloß eine innere Haltung bleiben. Die Geschichte
 44 zeigt: Selbst, wenn sich antifaschistische Kräfte zahlreich organisieren und
 45 gegen den Faschismus ankämpfen, können sie unterliegen. Wir müssen aus den
 46 Fehlern der Vergangenheit lernen und früh damit beginnen, die antifaschistische
 47 Organisierung verstärkt als Priorität verstehen, um uns den faschistischen
 48 Kräften in unserer Gesellschaft mit Wissen, Haltung und Militanz
 49 entgegenzustellen.
 50

 51 Wer von extrem Rechten eingeschüchtert, bedroht, angegriffen, ausgegrenzt wird,
 52 soll sich auf uns verlassen können. Bei der Verteidigung der Grund- und
 53 Menschenrechte, der erkämpften demokratischen, emanzipatorischen
 54 Errungenschaften - der Arbeiter*innenbewegung, der Frauenbewegung und anderer
 55 fortschrittlicher Bewegungen -, beim Kampf gegen die Angriffe auf Vielfalt,
 56 gegen Ausgrenzung, gegen die völkische Umgestaltung des Bildungswesens oder die
 57 Angriffe auf die Freiheit der Kunst unterstützen wir euch. "Wir kämpfen an eurer
 58 Seite", muss unsere Botschaft, aber vor allem unsere Praxis sein.
 59
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 60 Forderungen

Begründung und Anmerkungen

Herrschende Klasse: Wenn wir mit unserer Rhetorik nicht nur für gebildete Linke verständlich sein wollen, 
müssen wir hier präziser sein. Unter herrschender Klasse können sich viele Menschen nichts vorstellen 
bzw. verstehen (insbesondere im Kontext des vorhergehenden Satzes) eher die Politik als das Kapital.

Menschenfeindliche Politik findet in der ganzen Gesellschaft Anklang. Die Aufzählung wäre also 
unvollständig - außerdem klammert sie die Kapitalist*innen aus, die im vorherigen Absatz aber aufgeführt 
wurden.

Andere Änderungen zielen auf sprachlichen Feinschliff ab und führen einen Hinweis auf die gefährliche 
Situation in Sachsen-Anhalt ein, die wir nicht außer acht lassen sollten.

Antrag L02-Ä05
Laufende Nummer: 52 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: LAG Demokratische Linke
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 10 - 47

 10 Wieder sehen wir, dass die herrschendeTeile der herrschenden Klasse hierbei als Steigbügelhalter für
 11 den Faschismus agiert:agieren: Sie finanzieren nicht nur faschistische Parteien wie die
 12 AfD, sondern auch außerparteiliche Organisationen, Lobbyorganisationen,
 13 Desinformationskampagnen und Weiteres.
 14

 15 Der Kampf gegen den Faschismus ist untrennbar mit dem Kampf gegen seine
 16 gesellschaftlichen Voraussetzungen verbunden. Wenn Löhne unter Druck geraten,
 17 Mieten steigen, die - soziale - Infraktruktur und Daseinsvorsorge immer brüchiger werden und sich 

Reichtum und Macht konzentrieren, können rechte Kräfte
 18 soziale Ängste rassistisch und nationalistisch umdeuten. Unsere Antwort ist eine antifaschistische 

(Wirtschafts-)Politik und die
 19 solidarische Organisierung der arbeitenden KlasseMenschen über Herkunft, Geschlecht und
 20 Aufenthaltsstatus hinweg. Antifaschismus heißt deshalb auch, soziale Kämpfe zu
 21 stärken und gemeinsam mit Gewerkschaften, Mieter*inneninitiativen, migrantischen
 22 Organisationen und sozialen Bewegungen gesellschaftliche Gegenmacht aufzubauen.
 23

 24 Extrem rechte, rassistische, sexistische und queerfeindliche Politik findent
 25 immer mehr Anklang in der bürgerlichen Mitte, der arbeitenden Klasse und der 
 26 Jugendallen Teilen der Gesellschaft. Die Inklusion in der Schule ist in Gefahr, Obdachlose, 

Migrant*innen,
 27 Mitglieder der LGBTQIA+ Community und politisch Linke sind immer häufiger
 28 gewalttätigen Angriffen ausgesetzt, Lehrer*innen werden unter Vorwand der
 29 Neutralitätspflicht von politischer Aufklärungsarbeit und dem Schutz der
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 30 Demokratie abgehalten. Auch wenn wir aus Solidarität und nicht aus Eigennutz
 31 handeln muss klar sein: Im Falle eines faschistischen Regimes in Deutschland
 32 wird es uns alle treffen.
 33

 34 Auch in Hamburg nimmt die rechte Präsenz zu. Rechtsextreme, rassistische,
 35 völkische und sozialdarwinistische Positionen werden sichtbarer und
 36 selbstverständlicher. Sowohl auf der Straße, im Parlament, als auch im Alltag.
 37 Das lässt sich nicht allein an Zahlen messen. Rechte Bedrohung bedeutet für
 38 viele Hamburger*innen schon heute, angefeindet, eingeschüchtert, ausgeschlossen
 39 und angegriffen zu werden.
 40

 41 Den Mitgliedern der Partei Die Linke ist diese Entwicklung bekannt; die Haltung
 42 des Antifaschismus ist einer der Grundsätze unserer Politik. Doch der
 43 Antifaschismus darf nicht bloß eine innere Haltung bleiben. Die Geschichte
 44 zeigt: Selbst, wenn sich antifaschistische Kräfte zahlreich organisieren und
 45 gegen den Faschismus ankämpfen, können sie unterliegen. Wir müssen aus den
 46 Fehlern der Vergangenheit lernen und früh damit beginnen, die antifaschistischeeine 

antifaschistische Politik und
 47 Organisierung verstärkt als PrioritätPrioritäten zu verstehen, um uns den faschistischen 
 48 Kräften in unserer Gesellschaft mit Wissen, Haltung und Militanz
 49 entgegenzustellen.
 50

 51 Wer von extrem Rechten eingeschüchtert, bedroht, angegriffen, ausgegrenzt wird,
 52 soll sich auf uns verlassen können. Bei der Verteidigung der Grund- und
 53 Menschenrechte, der erkämpften demokratischen, emanzipatorischen
 54 Errungenschaften - der Arbeiter*innenbewegung, der Frauenbewegung und anderer
 55 fortschrittlicher Bewegungen -, beim Kampf gegen die Angriffe auf Vielfalt,
 56 gegen Ausgrenzung, gegen die völkische Umgestaltung des Bildungswesens oder die
 57 Angriffe auf die Freiheit der Kunst unterstützen wir euch. "Wir kämpfen an eurer
 58 Seite", muss unsere Botschaft, aber vor allem unsere Praxis sein.
 59

 60 Forderungen

Begründung und Anmerkungen

Antrag der LAG Demokratische Linke

Keineswegs ist es so, dass die gesamte herrschende Klasse als Steigbügelhalter für den Faschismus agiert. 
Für einen Teil der herrschenden Klasse wären eine nationalistische Abschottung und auch eine repressive 
Migrationspolitik äußerst schädlich. Richtig ist, dass es in der herrschenden Klasse Teile gab und gibt, die 
als Steigbügelhalter des Faschismus agierten und agieren.

Unsere Antwort gegen den Faschismus sollte neben der Organisierung gegen den Faschismus auch eine 
antifaschistische (Wirtschafts-)Politik sein. Auch ist allein eine Organisierung der arbeitenden Klasse als 
antifaschistische Antwort nicht ausreichend.

Extrem rechte, rassistische, sexistische und queerfeindliche Politik findet nicht nur in der bürgerlichen 
Mitte, der arbeitenden Klasse und der Jugend, sondern leider in allen Teilen der Gesellschaft über Klassen 
und Alter hinweg Anklang.
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Antrag L02-Ä13
Laufende Nummer: 131 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: LAG Antifa/gegen Rechts
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 10 - 15

 10 Wieder sehen wir, dass die herrschende Klasse sich hierbei als Steigbügelhalter für 
 11 den Faschismus agiert: Sie finanzieren nicht nur faschistischeextrem rechter Parteien wie die 
 12 AfD, sondern auch außerparteiliche Organisationen, Lobbyorganisationen, 
 13 Desinformationskampagnen und Weiteres.

 14 bedient: Dabei gilt bis heute der Satz von Max Horkheimer: Wer aber vom Kapitalismus nicht reden 
will, sollte auch vom Faschismus schweigen.

Der Kampf gegen den Faschismus ist untrennbar mit dem Kampf gegen seine 
 16 gesellschaftlichen Voraussetzungen verbunden. Wenn Löhne unter Druck geraten,
 17 Mieten steigen und sich Reichtum und Macht konzentrieren, können rechte Kräfte
 18 soziale Ängste rassistisch und nationalistisch umdeuten. Unsere Antwort ist die
 19 solidarische Organisierung der arbeitenden Klasse über Herkunft, Geschlecht und
 20 Aufenthaltsstatus hinweg. Antifaschismus heißt deshalb auch, soziale Kämpfe zu
 21 stärken und gemeinsam mit Gewerkschaften, Mieter*inneninitiativen, migrantischen
 22 Organisationen und sozialen Bewegungen gesellschaftliche Gegenmacht aufzubauen.
 23

 24 Extrem rechte, rassistische, sexistische und queerfeindliche Politik finden
 25 immer mehr Anklang in der bürgerlichen Mitte, der arbeitenden Klasse und der
 26 Jugend. Die Inklusion in der Schule ist in Gefahr, Obdachlose, Migrant*innen,
 27 Mitglieder der LGBTQIA+ Community und politisch Linke sind immer häufiger
 28 gewalttätigen Angriffen ausgesetzt, Lehrer*innen werden unter Vorwand der
 29 Neutralitätspflicht von politischer Aufklärungsarbeit und dem Schutz der
 30 Demokratie abgehalten. Auch wenn wir aus Solidarität und nicht aus Eigennutz
 31 handeln muss klar sein: Im Falle eines faschistischen Regimes in Deutschland
 32 wird es uns alle treffen.
 33

 34 Auch in Hamburg nimmt die rechte Präsenz zu. Rechtsextreme, rassistische,
 35 völkische und sozialdarwinistische Positionen werden sichtbarer und
 36 selbstverständlicher. Sowohl auf der Straße, im Parlament, als auch im Alltag.
 37 Das lässt sich nicht allein an Zahlen messen. Rechte Bedrohung bedeutet für
 38 viele Hamburger*innen schon heute, angefeindet, eingeschüchtert, ausgeschlossen
 39 und angegriffen zu werden.
 40

 41 Den Mitgliedern der Partei Die Linke ist diese Entwicklung bekannt; die Haltung
 42 des Antifaschismus ist einer der Grundsätze unserer Politik. Doch der
 43 Antifaschismus darf nicht bloß eine innere Haltung bleiben. Die Geschichte
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 44 zeigt: Selbst, wenn sich antifaschistische Kräfte zahlreich organisieren und
 45 gegen den Faschismus ankämpfen, können sie unterliegen. Wir müssen aus den
 46 Fehlern der Vergangenheit lernen und früh damit beginnen, die antifaschistische
 47 Organisierung verstärkt als Priorität verstehen, um uns den faschistischen
 48 Kräften in unserer Gesellschaft mit Wissen, Haltung und Militanz
 49 entgegenzustellen.
 50

 51 Wer von extrem Rechten eingeschüchtert, bedroht, angegriffen, ausgegrenzt wird,
 52 soll sich auf uns verlassen können. Bei der Verteidigung der Grund- und
 53 Menschenrechte, der erkämpften demokratischen, emanzipatorischen
 54 Errungenschaften - der Arbeiter*innenbewegung, der Frauenbewegung und anderer
 55 fortschrittlicher Bewegungen -, beim Kampf gegen die Angriffe auf Vielfalt,
 56 gegen Ausgrenzung, gegen die völkische Umgestaltung des Bildungswesens oder die
 57 Angriffe auf die Freiheit der Kunst unterstützen wir euch. "Wir kämpfen an eurer
 58 Seite", muss unsere Botschaft, aber vor allem unsere Praxis sein.
 59

 60 Forderungen

Begründung und Anmerkungen

Emil Carlebach, "Symbol Buchenwald" in: F. Deppe/G. Fülberth/R. Rilling, "Antifaschismus", 1996, S. 186:
„Carl Krauch, Aufsichtsratsvorsitzender der IG-Farben, sechs Jahre Gefängnis wegen Versklavung und 
Massenmord (die er natürlich nicht abzusitzen brauchte), konnte 1945 im Frankfurter Auschwitz-Prozeß 
seine Opfer noch im Massengrab beschimpfen: 'Das waren meist asoziale Elemente, so politische Häftlinge'. 
Diese Vorstellung, daß 'die Masse', 'der Pöbel', dazu da sei, für die 'Herren', die 'Führer' zu schuften und zu 
sterben - das haben diese Leute nicht von Hitler und Himmler gelernt, das haben Hitler und Himmler von 
ihnen gelernt“

Antragstellerin: LAG Antifa/gegen Rechts

Antrag L02-Ä14
Laufende Nummer: 132 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: LAG Antifa/gegen Rechts
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 15 - 21

 10 Wieder sehen wir, dass die herrschende Klasse hierbei als Steigbügelhalter für
 11 den Faschismus agiert: Sie finanzieren nicht nur faschistische Parteien wie die
 12 AfD, sondern auch außerparteiliche Organisationen, Lobbyorganisationen,
 13 Desinformationskampagnen und Weiteres.
 14

 15 Der Kampf gegen den Faschismus ist untrennbar mit dem Kampf gegen seine 
 16 gesellschaftlichen Voraussetzungenfür soziale Gleichheit, Frieden und Solidarität verbunden. 

WennDamit Löhne unter Druck geraten,
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 17 Mieten steigen und sich Reichtum und Macht konzentrieren, können rechte Kräfte 
 18 soziale Ängste rassistisch und nationalistisch umdeuten.wird herrschenderseits aufgerüstet und 

übernimmt die extreme Rechte die Funktion der Spaltung der arbeitenden Klasse, indem Ungleichheit 
für natürlich erklärt wird. Wir fallen nicht herein auf die gegenwärtig propagierten Feindbilder wie 
„der Islam“, „die Arbeitslosen“ , Russland oder China: Unsere Antwort ist die

 19 solidarische Organisierung der arbeitenden Klasse über Herkunft, Geschlecht und
 20 Aufenthaltsstatus hinweg. Antifaschismus heißt deshalb auch, friedenspolitische und soziale Kämpfe 

zu
 21 stärken und gemeinsam mit Friedensbewegung, Gewerkschaften, Mieter*inneninitiativen, 

migrantischen 
 22 Organisationen und sozialen Bewegungen gesellschaftliche Gegenmacht aufzubauen.
 23

 24 Extrem rechte, rassistische, sexistische und queerfeindliche Politik finden
 25 immer mehr Anklang in der bürgerlichen Mitte, der arbeitenden Klasse und der
 26 Jugend. Die Inklusion in der Schule ist in Gefahr, Obdachlose, Migrant*innen,
 27 Mitglieder der LGBTQIA+ Community und politisch Linke sind immer häufiger
 28 gewalttätigen Angriffen ausgesetzt, Lehrer*innen werden unter Vorwand der
 29 Neutralitätspflicht von politischer Aufklärungsarbeit und dem Schutz der
 30 Demokratie abgehalten. Auch wenn wir aus Solidarität und nicht aus Eigennutz
 31 handeln muss klar sein: Im Falle eines faschistischen Regimes in Deutschland
 32 wird es uns alle treffen.
 33

 34 Auch in Hamburg nimmt die rechte Präsenz zu. Rechtsextreme, rassistische,
 35 völkische und sozialdarwinistische Positionen werden sichtbarer und
 36 selbstverständlicher. Sowohl auf der Straße, im Parlament, als auch im Alltag.
 37 Das lässt sich nicht allein an Zahlen messen. Rechte Bedrohung bedeutet für
 38 viele Hamburger*innen schon heute, angefeindet, eingeschüchtert, ausgeschlossen
 39 und angegriffen zu werden.
 40

 41 Den Mitgliedern der Partei Die Linke ist diese Entwicklung bekannt; die Haltung
 42 des Antifaschismus ist einer der Grundsätze unserer Politik. Doch der
 43 Antifaschismus darf nicht bloß eine innere Haltung bleiben. Die Geschichte
 44 zeigt: Selbst, wenn sich antifaschistische Kräfte zahlreich organisieren und
 45 gegen den Faschismus ankämpfen, können sie unterliegen. Wir müssen aus den
 46 Fehlern der Vergangenheit lernen und früh damit beginnen, die antifaschistische
 47 Organisierung verstärkt als Priorität verstehen, um uns den faschistischen
 48 Kräften in unserer Gesellschaft mit Wissen, Haltung und Militanz
 49 entgegenzustellen.
 50

 51 Wer von extrem Rechten eingeschüchtert, bedroht, angegriffen, ausgegrenzt wird,
 52 soll sich auf uns verlassen können. Bei der Verteidigung der Grund- und
 53 Menschenrechte, der erkämpften demokratischen, emanzipatorischen
 54 Errungenschaften - der Arbeiter*innenbewegung, der Frauenbewegung und anderer
 55 fortschrittlicher Bewegungen -, beim Kampf gegen die Angriffe auf Vielfalt,
 56 gegen Ausgrenzung, gegen die völkische Umgestaltung des Bildungswesens oder die
 57 Angriffe auf die Freiheit der Kunst unterstützen wir euch. "Wir kämpfen an eurer
 58 Seite", muss unsere Botschaft, aber vor allem unsere Praxis sein.
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 59

 60 Forderungen

Begründung und Anmerkungen

Antragstellerin: LAG Antifa/gegen Rechts

Antrag L02-Ä15
Laufende Nummer: 133 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: LAG Antifa/gegen Rechts
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 24 - 26

 10 Wieder sehen wir, dass die herrschende Klasse hierbei als Steigbügelhalter für
 11 den Faschismus agiert: Sie finanzieren nicht nur faschistische Parteien wie die
 12 AfD, sondern auch außerparteiliche Organisationen, Lobbyorganisationen,
 13 Desinformationskampagnen und Weiteres.
 14

 15 Der Kampf gegen den Faschismus ist untrennbar mit dem Kampf gegen seine
 16 gesellschaftlichen Voraussetzungen verbunden. Wenn Löhne unter Druck geraten,
 17 Mieten steigen und sich Reichtum und Macht konzentrieren, können rechte Kräfte
 18 soziale Ängste rassistisch und nationalistisch umdeuten. Unsere Antwort ist die
 19 solidarische Organisierung der arbeitenden Klasse über Herkunft, Geschlecht und
 20 Aufenthaltsstatus hinweg. Antifaschismus heißt deshalb auch, soziale Kämpfe zu
 21 stärken und gemeinsam mit Gewerkschaften, Mieter*inneninitiativen, migrantischen
 22 Organisationen und sozialen Bewegungen gesellschaftliche Gegenmacht aufzubauen.
 23

 24 Extrem rechte, rassistische, sexistische und queerfeindliche PolitikAuffassungen finden
 25 immer mehrdurch die fortschrittlichen Bewegungen 1968 ff. immer weniger Anklang in der 

bürgerlichen Mitte, der arbeitenden Klasse und der 
 26 JugendBevölkerung. Diese Bewegungen betrafen die gesamte Lebensführung - aufgeklärt, 

emanzipatorisch, solidarisch, streitbar und mit einer großen Portion Humor gegen die spießigen 
Verhältnisse. 
Dementgegen verroht aktuell ein Teil der Bevölkerung zunehmend und sucht sein Heil in 
Autoritarismus, Nationalismus und Sozialdarwinismus. Die Inklusion in der Schule ist in Gefahr, 
Obdachlose, Migrant*innen, 

 27 Mitglieder der LGBTQIA+ Community und politisch Linke sind immer häufiger
 28 gewalttätigen Angriffen ausgesetzt, Lehrer*innen werden unter Vorwand der
 29 Neutralitätspflicht von politischer Aufklärungsarbeit und dem Schutz der
 30 Demokratie abgehalten. Auch wenn wir aus Solidarität und nicht aus Eigennutz
 31 handeln muss klar sein: Im Falle eines faschistischen Regimes in Deutschland
 32 wird es uns alle treffen.
 33

 34 Auch in Hamburg nimmt die rechte Präsenz zu. Rechtsextreme, rassistische,
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 35 völkische und sozialdarwinistische Positionen werden sichtbarer und
 36 selbstverständlicher. Sowohl auf der Straße, im Parlament, als auch im Alltag.
 37 Das lässt sich nicht allein an Zahlen messen. Rechte Bedrohung bedeutet für
 38 viele Hamburger*innen schon heute, angefeindet, eingeschüchtert, ausgeschlossen
 39 und angegriffen zu werden.
 40

 41 Den Mitgliedern der Partei Die Linke ist diese Entwicklung bekannt; die Haltung
 42 des Antifaschismus ist einer der Grundsätze unserer Politik. Doch der
 43 Antifaschismus darf nicht bloß eine innere Haltung bleiben. Die Geschichte
 44 zeigt: Selbst, wenn sich antifaschistische Kräfte zahlreich organisieren und
 45 gegen den Faschismus ankämpfen, können sie unterliegen. Wir müssen aus den
 46 Fehlern der Vergangenheit lernen und früh damit beginnen, die antifaschistische
 47 Organisierung verstärkt als Priorität verstehen, um uns den faschistischen
 48 Kräften in unserer Gesellschaft mit Wissen, Haltung und Militanz
 49 entgegenzustellen.
 50

 51 Wer von extrem Rechten eingeschüchtert, bedroht, angegriffen, ausgegrenzt wird,
 52 soll sich auf uns verlassen können. Bei der Verteidigung der Grund- und
 53 Menschenrechte, der erkämpften demokratischen, emanzipatorischen
 54 Errungenschaften - der Arbeiter*innenbewegung, der Frauenbewegung und anderer
 55 fortschrittlicher Bewegungen -, beim Kampf gegen die Angriffe auf Vielfalt,
 56 gegen Ausgrenzung, gegen die völkische Umgestaltung des Bildungswesens oder die
 57 Angriffe auf die Freiheit der Kunst unterstützen wir euch. "Wir kämpfen an eurer
 58 Seite", muss unsere Botschaft, aber vor allem unsere Praxis sein.
 59

 60 Forderungen

Begründung und Anmerkungen

“die eigene Persönlichkeit ist auf bizarre Weise zusammengesetzt: es finden sich in ihr Elemente des 
Höhlenmenschen und Prinzipien der modernsten und fortgeschrittensten Wissenschaft, Vorurteile aller 
vergangenen, lokal bornierten geschichtlichen Phasen und Intuitionen einer künftigen Philosophie, wie sie 
einem weltweit vereinigten Menschengeschlecht zu eigen sein wird. …”
Antonio Gramsci, Gefängnishefte, S. 1376

Antragstellerin: LAG Antifa/gegen Rechts

Antrag L02-Ä16
Laufende Nummer: 135 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: LAG Antifa/gegen Rechts
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 30 - 34

 10 Wieder sehen wir, dass die herrschende Klasse hierbei als Steigbügelhalter für
 11 den Faschismus agiert: Sie finanzieren nicht nur faschistische Parteien wie die
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 12 AfD, sondern auch außerparteiliche Organisationen, Lobbyorganisationen,
 13 Desinformationskampagnen und Weiteres.
 14

 15 Der Kampf gegen den Faschismus ist untrennbar mit dem Kampf gegen seine
 16 gesellschaftlichen Voraussetzungen verbunden. Wenn Löhne unter Druck geraten,
 17 Mieten steigen und sich Reichtum und Macht konzentrieren, können rechte Kräfte
 18 soziale Ängste rassistisch und nationalistisch umdeuten. Unsere Antwort ist die
 19 solidarische Organisierung der arbeitenden Klasse über Herkunft, Geschlecht und
 20 Aufenthaltsstatus hinweg. Antifaschismus heißt deshalb auch, soziale Kämpfe zu
 21 stärken und gemeinsam mit Gewerkschaften, Mieter*inneninitiativen, migrantischen
 22 Organisationen und sozialen Bewegungen gesellschaftliche Gegenmacht aufzubauen.
 23

 24 Extrem rechte, rassistische, sexistische und queerfeindliche Politik finden
 25 immer mehr Anklang in der bürgerlichen Mitte, der arbeitenden Klasse und der
 26 Jugend. Die Inklusion in der Schule ist in Gefahr, Obdachlose, Migrant*innen,
 27 Mitglieder der LGBTQIA+ Community und politisch Linke sind immer häufiger
 28 gewalttätigen Angriffen ausgesetzt, Lehrer*innen werden unter Vorwand der
 29 Neutralitätspflicht von politischer Aufklärungsarbeit und dem Schutz der 

 30 Demokratie abgehalten. Auch wenn wir ausKonsequente Solidarität und nicht aus Eigennutz 
 31 handeln muss klar sein: Im Falle eines faschistischen Regimes in Deutschland 
 32 wird es unsAufklärung überwinden alle treffen.

 33 Konkurrenz.

Auch in Hamburg nimmt die rechte Präsenz zu. Rechtsextreme, rassistische, 
 35 völkische und sozialdarwinistische Positionen werden sichtbarer und
 36 selbstverständlicher. Sowohl auf der Straße, im Parlament, als auch im Alltag.
 37 Das lässt sich nicht allein an Zahlen messen. Rechte Bedrohung bedeutet für
 38 viele Hamburger*innen schon heute, angefeindet, eingeschüchtert, ausgeschlossen
 39 und angegriffen zu werden.
 40

 41 Den Mitgliedern der Partei Die Linke ist diese Entwicklung bekannt; die Haltung
 42 des Antifaschismus ist einer der Grundsätze unserer Politik. Doch der
 43 Antifaschismus darf nicht bloß eine innere Haltung bleiben. Die Geschichte
 44 zeigt: Selbst, wenn sich antifaschistische Kräfte zahlreich organisieren und
 45 gegen den Faschismus ankämpfen, können sie unterliegen. Wir müssen aus den
 46 Fehlern der Vergangenheit lernen und früh damit beginnen, die antifaschistische
 47 Organisierung verstärkt als Priorität verstehen, um uns den faschistischen
 48 Kräften in unserer Gesellschaft mit Wissen, Haltung und Militanz
 49 entgegenzustellen.
 50

 51 Wer von extrem Rechten eingeschüchtert, bedroht, angegriffen, ausgegrenzt wird,
 52 soll sich auf uns verlassen können. Bei der Verteidigung der Grund- und
 53 Menschenrechte, der erkämpften demokratischen, emanzipatorischen
 54 Errungenschaften - der Arbeiter*innenbewegung, der Frauenbewegung und anderer
 55 fortschrittlicher Bewegungen -, beim Kampf gegen die Angriffe auf Vielfalt,
 56 gegen Ausgrenzung, gegen die völkische Umgestaltung des Bildungswesens oder die
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 57 Angriffe auf die Freiheit der Kunst unterstützen wir euch. "Wir kämpfen an eurer
 58 Seite", muss unsere Botschaft, aber vor allem unsere Praxis sein.
 59

 60 Forderungen

Begründung und Anmerkungen

Perspektive statt Alarmismus!

Antragstellerin: LAG Antifa/gegen Rechts

Antrag L02-Ä17
Laufende Nummer: 134 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: LAG Antifa/gegen Rechts
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 33 - 34

 10 Wieder sehen wir, dass die herrschende Klasse hierbei als Steigbügelhalter für
 11 den Faschismus agiert: Sie finanzieren nicht nur faschistische Parteien wie die
 12 AfD, sondern auch außerparteiliche Organisationen, Lobbyorganisationen,
 13 Desinformationskampagnen und Weiteres.
 14

 15 Der Kampf gegen den Faschismus ist untrennbar mit dem Kampf gegen seine
 16 gesellschaftlichen Voraussetzungen verbunden. Wenn Löhne unter Druck geraten,
 17 Mieten steigen und sich Reichtum und Macht konzentrieren, können rechte Kräfte
 18 soziale Ängste rassistisch und nationalistisch umdeuten. Unsere Antwort ist die
 19 solidarische Organisierung der arbeitenden Klasse über Herkunft, Geschlecht und
 20 Aufenthaltsstatus hinweg. Antifaschismus heißt deshalb auch, soziale Kämpfe zu
 21 stärken und gemeinsam mit Gewerkschaften, Mieter*inneninitiativen, migrantischen
 22 Organisationen und sozialen Bewegungen gesellschaftliche Gegenmacht aufzubauen.
 23

 24 Extrem rechte, rassistische, sexistische und queerfeindliche Politik finden
 25 immer mehr Anklang in der bürgerlichen Mitte, der arbeitenden Klasse und der
 26 Jugend. Die Inklusion in der Schule ist in Gefahr, Obdachlose, Migrant*innen,
 27 Mitglieder der LGBTQIA+ Community und politisch Linke sind immer häufiger
 28 gewalttätigen Angriffen ausgesetzt, Lehrer*innen werden unter Vorwand der
 29 Neutralitätspflicht von politischer Aufklärungsarbeit und dem Schutz der
 30 Demokratie abgehalten. Auch wenn wir aus Solidarität und nicht aus Eigennutz
 31 handeln muss klar sein: Im Falle eines faschistischen Regimes in Deutschland
 32 wird es uns alle treffen.
 33

 33

Auch
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Es liegt an uns, ob
 in Hamburg 
nimmt 
die rechte Präsenz zu
nimmt
. Rechtsextreme, rassistische, 

 35 völkische und sozialdarwinistische Positionen werden sichtbarer und
 36 selbstverständlicher. Sowohl auf der Straße, im Parlament, als auch im Alltag.
 37 Das lässt sich nicht allein an Zahlen messen. Rechte Bedrohung bedeutet für
 38 viele Hamburger*innen schon heute, angefeindet, eingeschüchtert, ausgeschlossen
 39 und angegriffen zu werden.
 40

 41 Den Mitgliedern der Partei Die Linke ist diese Entwicklung bekannt; die Haltung
 42 des Antifaschismus ist einer der Grundsätze unserer Politik. Doch der
 43 Antifaschismus darf nicht bloß eine innere Haltung bleiben. Die Geschichte
 44 zeigt: Selbst, wenn sich antifaschistische Kräfte zahlreich organisieren und
 45 gegen den Faschismus ankämpfen, können sie unterliegen. Wir müssen aus den
 46 Fehlern der Vergangenheit lernen und früh damit beginnen, die antifaschistische
 47 Organisierung verstärkt als Priorität verstehen, um uns den faschistischen
 48 Kräften in unserer Gesellschaft mit Wissen, Haltung und Militanz
 49 entgegenzustellen.
 50

 51 Wer von extrem Rechten eingeschüchtert, bedroht, angegriffen, ausgegrenzt wird,
 52 soll sich auf uns verlassen können. Bei der Verteidigung der Grund- und
 53 Menschenrechte, der erkämpften demokratischen, emanzipatorischen
 54 Errungenschaften - der Arbeiter*innenbewegung, der Frauenbewegung und anderer
 55 fortschrittlicher Bewegungen -, beim Kampf gegen die Angriffe auf Vielfalt,
 56 gegen Ausgrenzung, gegen die völkische Umgestaltung des Bildungswesens oder die
 57 Angriffe auf die Freiheit der Kunst unterstützen wir euch. "Wir kämpfen an eurer
 58 Seite", muss unsere Botschaft, aber vor allem unsere Praxis sein.
 59

 60 Forderungen

Begründung und Anmerkungen

Antifaschismus ist mehr, als „den Nazi“ recherchieren und ihn blockieren. Linke Kultur- und Sozialpolitik 
müssen deutlich ausgeweitet werden, sodass es keinen (mentalen) Raum für rechtes Gedankengut gibt.

Antragstellerin: LAG Antifa/gegen Rechts

Antrag L02-Ä02
Laufende Nummer: 40 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung
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Zeile 39 - 58

 10 Wieder sehen wir, dass die herrschende Klasse hierbei als Steigbügelhalter für
 11 den Faschismus agiert: Sie finanzieren nicht nur faschistische Parteien wie die
 12 AfD, sondern auch außerparteiliche Organisationen, Lobbyorganisationen,
 13 Desinformationskampagnen und Weiteres.
 14

 15 Der Kampf gegen den Faschismus ist untrennbar mit dem Kampf gegen seine
 16 gesellschaftlichen Voraussetzungen verbunden. Wenn Löhne unter Druck geraten,
 17 Mieten steigen und sich Reichtum und Macht konzentrieren, können rechte Kräfte
 18 soziale Ängste rassistisch und nationalistisch umdeuten. Unsere Antwort ist die
 19 solidarische Organisierung der arbeitenden Klasse über Herkunft, Geschlecht und
 20 Aufenthaltsstatus hinweg. Antifaschismus heißt deshalb auch, soziale Kämpfe zu
 21 stärken und gemeinsam mit Gewerkschaften, Mieter*inneninitiativen, migrantischen
 22 Organisationen und sozialen Bewegungen gesellschaftliche Gegenmacht aufzubauen.
 23

 24 Extrem rechte, rassistische, sexistische und queerfeindliche Politik finden
 25 immer mehr Anklang in der bürgerlichen Mitte, der arbeitenden Klasse und der
 26 Jugend. Die Inklusion in der Schule ist in Gefahr, Obdachlose, Migrant*innen,
 27 Mitglieder der LGBTQIA+ Community und politisch Linke sind immer häufiger
 28 gewalttätigen Angriffen ausgesetzt, Lehrer*innen werden unter Vorwand der
 29 Neutralitätspflicht von politischer Aufklärungsarbeit und dem Schutz der
 30 Demokratie abgehalten. Auch wenn wir aus Solidarität und nicht aus Eigennutz
 31 handeln muss klar sein: Im Falle eines faschistischen Regimes in Deutschland
 32 wird es uns alle treffen.
 33

 34 Auch in Hamburg nimmt die rechte Präsenz zu. Rechtsextreme, rassistische,
 35 völkische und sozialdarwinistische Positionen werden sichtbarer und
 36 selbstverständlicher. Sowohl auf der Straße, im Parlament, als auch im Alltag.
 37 Das lässt sich nicht allein an Zahlen messen. Rechte Bedrohung bedeutet für
 38 viele Hamburger*innen schon heute, angefeindet, eingeschüchtert, ausgeschlossen 

 39 und angegriffen zu werden.

 40 Den Mitgliedern der Partei Die Linke ist diese Entwicklung bekannt; die Haltung 
 41 des Antifaschismus istund angegriffen zu werden.

Für uns Linke ist die antifaschistische Haltung einer der Grundsätze unserer Politik. Doch der
 42 Antifaschismus darf nicht bloß eine innere Haltung bleiben. Die Geschichte
 43 zeigt: Selbst, wenn sich antifaschistische Kräfte zahlreich organisieren und
 44 gegen den Faschismus ankämpfen, können sie unterliegen. Wir müssen aus den 
 45 Fehlern der Vergangenheit lernen und früh damit beginnen, die antifaschistische
 46 Organisierung verstärkt als Priorität verstehen, um uns den faschistischen
 47 Kräften in unserer Gesellschaft mit Wissen, Haltung und Militanz
 48 entgegenzustellen.
 49

 50 Wer von extrem Rechten eingeschüchtert, bedroht, angegriffen, ausgegrenzt wird,
 51 soll sich auf uns verlassen können. Bei der Verteidigung der Grund- und
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 52 Menschenrechte, der erkämpften demokratischen, emanzipatorischen
 53 Errungenschaften - der Arbeiter*innenbewegung, der Frauenbewegung und anderer
 54 fortschrittlicher Bewegungen -, beim Kampf gegen die Angriffe auf Vielfalt,

. Beim Kampf gegen Ausgrenzung, gegen die Angriffe auf Vielfalt, gegen die völkische Umgestaltung 
des Bildungswesens oder die

 56 Angriffe auf die Freiheit der Kunst unterstützen wir euch. "Wir kämpfen an eurer 
 57 Seite"mit euch", muss unsere Botschaft, aber vor allem unsere Praxis sein.
 58

 59

 60 Forderungen

Begründung und Anmerkungen

Antragsteller: Landesvorstand

Es ist unklar, welche Vergangenheit gemeint ist, aus der gelernt werden soll. Auch sollte der Antrag 
bisherige antifaschistische Arbeit der Partei nicht außer acht lassen.

Antrag L02-Ä18
Laufende Nummer: 136 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: LAG Antifa/gegen Rechts
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 44 - 48

 10 Wieder sehen wir, dass die herrschende Klasse hierbei als Steigbügelhalter für
 11 den Faschismus agiert: Sie finanzieren nicht nur faschistische Parteien wie die
 12 AfD, sondern auch außerparteiliche Organisationen, Lobbyorganisationen,
 13 Desinformationskampagnen und Weiteres.
 14

 15 Der Kampf gegen den Faschismus ist untrennbar mit dem Kampf gegen seine
 16 gesellschaftlichen Voraussetzungen verbunden. Wenn Löhne unter Druck geraten,
 17 Mieten steigen und sich Reichtum und Macht konzentrieren, können rechte Kräfte
 18 soziale Ängste rassistisch und nationalistisch umdeuten. Unsere Antwort ist die
 19 solidarische Organisierung der arbeitenden Klasse über Herkunft, Geschlecht und
 20 Aufenthaltsstatus hinweg. Antifaschismus heißt deshalb auch, soziale Kämpfe zu
 21 stärken und gemeinsam mit Gewerkschaften, Mieter*inneninitiativen, migrantischen
 22 Organisationen und sozialen Bewegungen gesellschaftliche Gegenmacht aufzubauen.
 23

 24 Extrem rechte, rassistische, sexistische und queerfeindliche Politik finden
 25 immer mehr Anklang in der bürgerlichen Mitte, der arbeitenden Klasse und der
 26 Jugend. Die Inklusion in der Schule ist in Gefahr, Obdachlose, Migrant*innen,
 27 Mitglieder der LGBTQIA+ Community und politisch Linke sind immer häufiger
 28 gewalttätigen Angriffen ausgesetzt, Lehrer*innen werden unter Vorwand der
 29 Neutralitätspflicht von politischer Aufklärungsarbeit und dem Schutz der
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 30 Demokratie abgehalten. Auch wenn wir aus Solidarität und nicht aus Eigennutz
 31 handeln muss klar sein: Im Falle eines faschistischen Regimes in Deutschland
 32 wird es uns alle treffen.
 33

 34 Auch in Hamburg nimmt die rechte Präsenz zu. Rechtsextreme, rassistische,
 35 völkische und sozialdarwinistische Positionen werden sichtbarer und
 36 selbstverständlicher. Sowohl auf der Straße, im Parlament, als auch im Alltag.
 37 Das lässt sich nicht allein an Zahlen messen. Rechte Bedrohung bedeutet für
 38 viele Hamburger*innen schon heute, angefeindet, eingeschüchtert, ausgeschlossen
 39 und angegriffen zu werden.
 40

 41 Den Mitgliedern der Partei Die Linke ist diese Entwicklung bekannt; die Haltung
 42 des Antifaschismus ist einer der Grundsätze unserer Politik. Doch der
 43 Antifaschismus darf nicht bloß eine innere Haltung bleiben. Die Geschichte 

 44 zeigt: Selbst, wenn sich antifaschistische Kräfte zahlreich organisieren und
 45 gegen den Faschismus ankämpfen, könnenmit humanistischer Perspektive kämpfen, erwirken sie 

unterliegendie Befreiung von Faschismus und Weltkrieg und bauen eine Welt des Friedens und der 
Freiheit auf. Wir müssen aus den

 46 Fehlern der Vergangenheit lernen und früh damit beginnen, die antifaschistische 
 47 Organisierung verstärktVerwirklichung der in Menschenrechtserklärung, UN-Charta und -Sozialpakt 

sowie Grundgesetz gefassten Konsequenzen aus der Befreiung in der antifaschistischen 
Organisierung als Priorität zu verstehen, um uns den faschistischen

 48 Kräften in unserer Gesellschaft mit Wissen, Haltung und MilitanzGewaltlosigkeit
 49 entgegenzustellen.
 50

 51 Wer von extrem Rechten eingeschüchtert, bedroht, angegriffen, ausgegrenzt wird,
 52 soll sich auf uns verlassen können. Bei der Verteidigung der Grund- und
 53 Menschenrechte, der erkämpften demokratischen, emanzipatorischen
 54 Errungenschaften - der Arbeiter*innenbewegung, der Frauenbewegung und anderer
 55 fortschrittlicher Bewegungen -, beim Kampf gegen die Angriffe auf Vielfalt,
 56 gegen Ausgrenzung, gegen die völkische Umgestaltung des Bildungswesens oder die
 57 Angriffe auf die Freiheit der Kunst unterstützen wir euch. "Wir kämpfen an eurer
 58 Seite", muss unsere Botschaft, aber vor allem unsere Praxis sein.
 59

 60 Forderungen

Begründung und Anmerkungen

Sozialismus statt Defätismus!

Antragstellerin: LAG Antifa/gegen Rechts

Antrag L02-Ä10
Laufende Nummer: 68 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: zugelassen
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Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 48 - 51

 10 Wieder sehen wir, dass die herrschende Klasse hierbei als Steigbügelhalter für
 11 den Faschismus agiert: Sie finanzieren nicht nur faschistische Parteien wie die
 12 AfD, sondern auch außerparteiliche Organisationen, Lobbyorganisationen,
 13 Desinformationskampagnen und Weiteres.
 14

 15 Der Kampf gegen den Faschismus ist untrennbar mit dem Kampf gegen seine
 16 gesellschaftlichen Voraussetzungen verbunden. Wenn Löhne unter Druck geraten,
 17 Mieten steigen und sich Reichtum und Macht konzentrieren, können rechte Kräfte
 18 soziale Ängste rassistisch und nationalistisch umdeuten. Unsere Antwort ist die
 19 solidarische Organisierung der arbeitenden Klasse über Herkunft, Geschlecht und
 20 Aufenthaltsstatus hinweg. Antifaschismus heißt deshalb auch, soziale Kämpfe zu
 21 stärken und gemeinsam mit Gewerkschaften, Mieter*inneninitiativen, migrantischen
 22 Organisationen und sozialen Bewegungen gesellschaftliche Gegenmacht aufzubauen.
 23

 24 Extrem rechte, rassistische, sexistische und queerfeindliche Politik finden
 25 immer mehr Anklang in der bürgerlichen Mitte, der arbeitenden Klasse und der
 26 Jugend. Die Inklusion in der Schule ist in Gefahr, Obdachlose, Migrant*innen,
 27 Mitglieder der LGBTQIA+ Community und politisch Linke sind immer häufiger
 28 gewalttätigen Angriffen ausgesetzt, Lehrer*innen werden unter Vorwand der
 29 Neutralitätspflicht von politischer Aufklärungsarbeit und dem Schutz der
 30 Demokratie abgehalten. Auch wenn wir aus Solidarität und nicht aus Eigennutz
 31 handeln muss klar sein: Im Falle eines faschistischen Regimes in Deutschland
 32 wird es uns alle treffen.
 33

 34 Auch in Hamburg nimmt die rechte Präsenz zu. Rechtsextreme, rassistische,
 35 völkische und sozialdarwinistische Positionen werden sichtbarer und
 36 selbstverständlicher. Sowohl auf der Straße, im Parlament, als auch im Alltag.
 37 Das lässt sich nicht allein an Zahlen messen. Rechte Bedrohung bedeutet für
 38 viele Hamburger*innen schon heute, angefeindet, eingeschüchtert, ausgeschlossen
 39 und angegriffen zu werden.
 40

 41 Den Mitgliedern der Partei Die Linke ist diese Entwicklung bekannt; die Haltung
 42 des Antifaschismus ist einer der Grundsätze unserer Politik. Doch der
 43 Antifaschismus darf nicht bloß eine innere Haltung bleiben. Die Geschichte
 44 zeigt: Selbst, wenn sich antifaschistische Kräfte zahlreich organisieren und
 45 gegen den Faschismus ankämpfen, können sie unterliegen. Wir müssen aus den
 46 Fehlern der Vergangenheit lernen und früh damit beginnen, die antifaschistische
 47 Organisierung verstärkt als Priorität verstehen, um uns den faschistischen 

 48 Kräften in unserer Gesellschaft mit Wissen, Haltung und Militanz und Haltung
 49 entgegenzustellen.

 50  und Widerstand zu leisten.
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Wer von extrem Rechten eingeschüchtert, bedroht, angegriffen, ausgegrenzt wird, 
 52 soll sich auf uns verlassen können. Bei der Verteidigung der Grund- und
 53 Menschenrechte, der erkämpften demokratischen, emanzipatorischen
 54 Errungenschaften - der Arbeiter*innenbewegung, der Frauenbewegung und anderer
 55 fortschrittlicher Bewegungen -, beim Kampf gegen die Angriffe auf Vielfalt,
 56 gegen Ausgrenzung, gegen die völkische Umgestaltung des Bildungswesens oder die
 57 Angriffe auf die Freiheit der Kunst unterstützen wir euch. "Wir kämpfen an eurer
 58 Seite", muss unsere Botschaft, aber vor allem unsere Praxis sein.
 59

 60 Forderungen

Begründung und Anmerkungen

Antragsteller: Landesvorstand

Wir sind eine friedliche Partei und rufen nicht zu Gewalt auf. Gewalt darf ohnehin nur das allerletzte Mittel 
sein.
Wir verstehen, dass im Angesicht der direkten Gefahr durch extreme Rechte, Gegengewalt als notwendiges 
Mittel verstanden werden kann. Als Partei zu solcher aufzurufen, ist nicht unsere Aufgabe und 
widerspricht unserem Verständnis als demokratisch-sozialistische Partei, auf demokratischem Weg für 
eine bessere Gesellschaft zu streiten.

Darüber hinaus ist der Begriff der Militanz nicht eindeutig verständlich, sondern bildet ein breites 
Spektrum möglicher Beduetungen ab. So kann der Begriff "ein kämpferisches (aber nicht unbedingt 
automatisch gewalttätiges), tatbetonendes Auftreten und Handeln mit linksradikalen Absichten und 
Zielen" umfassen [1]. Er kann aber auch für "Kriegerisch; für eine politische oder religiöse Überzeugung 
mit gewaltsamen Mitteln kämpfen" [2] stehen. Tatbetontes Auftreten ist im Antifaschismus notwendig, 
doch kriegerisch sollten wir grundsätzlich nicht sein.

Eine solche sprachliche Unklarheit ist nicht zielführend im Sinne des Beschlusses. Zudem werden solche 
Unklarheiten uns medial und von politischen Konkurent*innen nicht zu unseren Gunsten ausgelegt, 
sondern skandalisert. Dagegen müssen wir uns mit verständlicher Sprache und entsprechenden 
Erläuterungen absichern, statt Schlagworte zu nutzen.

[1] https://www.linke-militanz.de/ueber-uns/begriffsverstaendnis-linker-militanz/

[2] Eckart Thurich: Politik – Demokratie in Deutschland. Seite 37. In: Bundeszentrale für politische Bildung. 
13. September 2011, abrufbar unter: https://www.bpb.de/shop/buecher/pocket/34360/politik-
demokratie-in-deutschland/

Antrag L02-Ä21
Laufende Nummer: 58 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: Gernot Wolter (BV Eimsbüttel, del-BV:OL), LAG Gegen jeden 
Antisemitismus

Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 49 - 51

 10 Wieder sehen wir, dass die herrschende Klasse hierbei als Steigbügelhalter für
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 11 den Faschismus agiert: Sie finanzieren nicht nur faschistische Parteien wie die
 12 AfD, sondern auch außerparteiliche Organisationen, Lobbyorganisationen,
 13 Desinformationskampagnen und Weiteres.
 14

 15 Der Kampf gegen den Faschismus ist untrennbar mit dem Kampf gegen seine
 16 gesellschaftlichen Voraussetzungen verbunden. Wenn Löhne unter Druck geraten,
 17 Mieten steigen und sich Reichtum und Macht konzentrieren, können rechte Kräfte
 18 soziale Ängste rassistisch und nationalistisch umdeuten. Unsere Antwort ist die
 19 solidarische Organisierung der arbeitenden Klasse über Herkunft, Geschlecht und
 20 Aufenthaltsstatus hinweg. Antifaschismus heißt deshalb auch, soziale Kämpfe zu
 21 stärken und gemeinsam mit Gewerkschaften, Mieter*inneninitiativen, migrantischen
 22 Organisationen und sozialen Bewegungen gesellschaftliche Gegenmacht aufzubauen.
 23

 24 Extrem rechte, rassistische, sexistische und queerfeindliche Politik finden
 25 immer mehr Anklang in der bürgerlichen Mitte, der arbeitenden Klasse und der
 26 Jugend. Die Inklusion in der Schule ist in Gefahr, Obdachlose, Migrant*innen,
 27 Mitglieder der LGBTQIA+ Community und politisch Linke sind immer häufiger
 28 gewalttätigen Angriffen ausgesetzt, Lehrer*innen werden unter Vorwand der
 29 Neutralitätspflicht von politischer Aufklärungsarbeit und dem Schutz der
 30 Demokratie abgehalten. Auch wenn wir aus Solidarität und nicht aus Eigennutz
 31 handeln muss klar sein: Im Falle eines faschistischen Regimes in Deutschland
 32 wird es uns alle treffen.
 33

 34 Auch in Hamburg nimmt die rechte Präsenz zu. Rechtsextreme, rassistische,
 35 völkische und sozialdarwinistische Positionen werden sichtbarer und
 36 selbstverständlicher. Sowohl auf der Straße, im Parlament, als auch im Alltag.
 37 Das lässt sich nicht allein an Zahlen messen. Rechte Bedrohung bedeutet für
 38 viele Hamburger*innen schon heute, angefeindet, eingeschüchtert, ausgeschlossen
 39 und angegriffen zu werden.
 40

 41 Den Mitgliedern der Partei Die Linke ist diese Entwicklung bekannt; die Haltung
 42 des Antifaschismus ist einer der Grundsätze unserer Politik. Doch der
 43 Antifaschismus darf nicht bloß eine innere Haltung bleiben. Die Geschichte
 44 zeigt: Selbst, wenn sich antifaschistische Kräfte zahlreich organisieren und
 45 gegen den Faschismus ankämpfen, können sie unterliegen. Wir müssen aus den
 46 Fehlern der Vergangenheit lernen und früh damit beginnen, die antifaschistische
 47 Organisierung verstärkt als Priorität verstehen, um uns den faschistischen
 48 Kräften in unserer Gesellschaft mit Wissen, Haltung und Militanz 

 49 entgegenzustellen.

 50 Wir lernen auch aus inhaltlichen Fehlern, um glaubwürdig im Kampf gegen den Faschismus zu sein. 
Dazu gehört es, kompromisslos auf Seiten der Menschen zu stehen. Migrationskritische, latent 
rassistische Strömungen konnten lange in der Partei agieren, bevor sie überwiegend zum BSW 
wechselten. Dies haben wir hinter uns gelassen. Eine unzweifelhafte, grauzonenfreie Abgrenzung zu 
antisemitischen Mustern und Argumentationen wird wieder zum Standard in unserer Arbeit. Die 
Klarheit in der Bekämpfung des Antisemitismus ist auch deswegen zwingend, da dieser die 
wesentliche Agitationsgrundlage der Nazis war. Jede Unklarheit hier beschädigt die Glaubwürdigkeit 
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im Kampf gegen die heutigen Wiedergänger der Nazis. 

Wer von extrem Rechten eingeschüchtert, bedroht, angegriffen, ausgegrenzt wird, 
 52 soll sich auf uns verlassen können. Bei der Verteidigung der Grund- und
 53 Menschenrechte, der erkämpften demokratischen, emanzipatorischen
 54 Errungenschaften - der Arbeiter*innenbewegung, der Frauenbewegung und anderer
 55 fortschrittlicher Bewegungen -, beim Kampf gegen die Angriffe auf Vielfalt,
 56 gegen Ausgrenzung, gegen die völkische Umgestaltung des Bildungswesens oder die
 57 Angriffe auf die Freiheit der Kunst unterstützen wir euch. "Wir kämpfen an eurer
 58 Seite", muss unsere Botschaft, aber vor allem unsere Praxis sein.
 59

 60 Forderungen

Begründung und Anmerkungen

Antrag der LAG Gegen jeden Antisemitismus

Antrag L02-Ä19
Laufende Nummer: 137 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: LAG Antifa/gegen Rechts
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 52 - 58

 10 Wieder sehen wir, dass die herrschende Klasse hierbei als Steigbügelhalter für
 11 den Faschismus agiert: Sie finanzieren nicht nur faschistische Parteien wie die
 12 AfD, sondern auch außerparteiliche Organisationen, Lobbyorganisationen,
 13 Desinformationskampagnen und Weiteres.
 14

 15 Der Kampf gegen den Faschismus ist untrennbar mit dem Kampf gegen seine
 16 gesellschaftlichen Voraussetzungen verbunden. Wenn Löhne unter Druck geraten,
 17 Mieten steigen und sich Reichtum und Macht konzentrieren, können rechte Kräfte
 18 soziale Ängste rassistisch und nationalistisch umdeuten. Unsere Antwort ist die
 19 solidarische Organisierung der arbeitenden Klasse über Herkunft, Geschlecht und
 20 Aufenthaltsstatus hinweg. Antifaschismus heißt deshalb auch, soziale Kämpfe zu
 21 stärken und gemeinsam mit Gewerkschaften, Mieter*inneninitiativen, migrantischen
 22 Organisationen und sozialen Bewegungen gesellschaftliche Gegenmacht aufzubauen.
 23

 24 Extrem rechte, rassistische, sexistische und queerfeindliche Politik finden
 25 immer mehr Anklang in der bürgerlichen Mitte, der arbeitenden Klasse und der
 26 Jugend. Die Inklusion in der Schule ist in Gefahr, Obdachlose, Migrant*innen,
 27 Mitglieder der LGBTQIA+ Community und politisch Linke sind immer häufiger
 28 gewalttätigen Angriffen ausgesetzt, Lehrer*innen werden unter Vorwand der
 29 Neutralitätspflicht von politischer Aufklärungsarbeit und dem Schutz der
 30 Demokratie abgehalten. Auch wenn wir aus Solidarität und nicht aus Eigennutz
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 31 handeln muss klar sein: Im Falle eines faschistischen Regimes in Deutschland
 32 wird es uns alle treffen.
 33

 34 Auch in Hamburg nimmt die rechte Präsenz zu. Rechtsextreme, rassistische,
 35 völkische und sozialdarwinistische Positionen werden sichtbarer und
 36 selbstverständlicher. Sowohl auf der Straße, im Parlament, als auch im Alltag.
 37 Das lässt sich nicht allein an Zahlen messen. Rechte Bedrohung bedeutet für
 38 viele Hamburger*innen schon heute, angefeindet, eingeschüchtert, ausgeschlossen
 39 und angegriffen zu werden.
 40

 41 Den Mitgliedern der Partei Die Linke ist diese Entwicklung bekannt; die Haltung
 42 des Antifaschismus ist einer der Grundsätze unserer Politik. Doch der
 43 Antifaschismus darf nicht bloß eine innere Haltung bleiben. Die Geschichte
 44 zeigt: Selbst, wenn sich antifaschistische Kräfte zahlreich organisieren und
 45 gegen den Faschismus ankämpfen, können sie unterliegen. Wir müssen aus den
 46 Fehlern der Vergangenheit lernen und früh damit beginnen, die antifaschistische
 47 Organisierung verstärkt als Priorität verstehen, um uns den faschistischen
 48 Kräften in unserer Gesellschaft mit Wissen, Haltung und Militanz
 49 entgegenzustellen.
 50

 51 Wer von extrem Rechten eingeschüchtert, bedroht, angegriffen, ausgegrenzt wird, 

 52 soll sich auf unsDie Linke verlassen können. Bei der Verteidigung der Grund- und
 53 Menschenrechte, der erkämpften demokratischen, emanzipatorischen
 54 Errungenschaften - der Arbeiter*innenbewegung, der Frauenbewegung und anderer
 55 fortschrittlicher Bewegungen -, beim Kampf gegen die Angriffe auf Vielfalt,
 56 gegen Ausgrenzung, gegen die völkische Umgestaltung des Bildungswesens oder die
 57 Angriffe auf die Freiheit der Kunst unterstützen wir euch. "Wir kämpfen an eurer 
 58 Seite"wir gemeinsam. "Es ist eine gemeinsame Angelegenheit", muss unsere Botschaft, aber vor allem 

unsere Praxis sein.
 59

 59

 60 Forderungen

Begründung und Anmerkungen

Solidarität und egalitärer Kampf statt Paternalismus!

Antragstellerin: LAG Antifa/gegen Rechts

Antrag L02-Ä06
Laufende Nummer: 53 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: LAG Demokratische Linke
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 63 - 79
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Die LAG Antifa, unterstützt und finanziert vom Landesvorstand, hält 
regelmäßige,Die LAG Antifa will darauf hinwirken, dass landesweite, antifaschistische Konferenzen 
ab. Im Mittelpunkt 
soll die Frage nach erfolgreichen Strategien im Kampf gegen Faschismus 
stehen. 
Thematisiert werden soll auch, wie die Linke durch den besonderen Schutz, 
den sie als Partei genießt, außerparteiliche Strukturen unterstützen kann. 
Eingeladen werden Expert*innen und Vertreter*innen von 
zivilgesellschaftlichen, antifaschistischen, sozialen und migrantischen 
Vereinen, Initiativen, Gruppen, Bündnissen und Organisationen, 
gewerkschaftliche Aktive, aber auch andere Landesarbeitsgemeinschaften, da 
wir Antifaschismus als Querschnittsthema verstehen und interdisziplinär 
betrachten müssen. Zur Planung und Umsetzung dieserabgehalten werden. Der Landesvorstand 
wird ein offener 
Arbeitskreis gegründet, in welchem die LAG Antifa, der Landesvorstand und 
weitereaufgefordert, sie dabei zu unterstützen und dies zu finanzieren. Im Mittelpunkt soll die Frage 
nach erfolgreichen Strategien im Kampf gegen Faschismus stehen. 
Thematisiert werden soll neben einer antifaschistischen (Wirtschafts-)Politik auch, wie die Linke 
durch den besonderen Schutz, den sie als Partei genießt, außerparteiliche Strukturen unterstützen 
kann. Eingeladen werden sollen Expert*innen und Vertreter*innen von zivilgesellschaftlichen, 
antifaschistischen, sozialen und migrantischen Vereinen, Initiativen, Gruppen, Bündnissen und 
Organisationen, gewerkschaftliche Aktive, aber auch andere Landesarbeitsgemeinschaften, da wir 
Antifaschismus als Querschnittsthema verstehen und interdisziplinär betrachten müssen. Zur 
Planung und Umsetzung soll auf die Expertise in der LAG Antifa, dem Landesvorstand und weiteren 
an der Planung interessierten Landesarbeitsgemeinschaften,
Bündnisse, Organisationen, Initiativen, Vereine und Gruppen vertreten sind. 
Dieser trifftVereinen und Gruppen zurückgegriffen werden. Es ist elementar wichtig, sich in 
regelmäßigen Abständen und setzt diemit bestehenden Strukturen zu vernetzen. Insbesondere soll 
auf die Expertise der RLS zurückgegriffen werden und ggf. diese bei der Organisation einer solchen 
Konferenz unterstützt werden. Die erste Konferenz
bis spätestens 01/2027 umsoll 2027/28 stattfinden.

Begründung und Anmerkungen

Antrag der LAG Demokratische Linke

Der LPT kann keinen Finanzantrag beschließen, erst recht keinen, der den Landesvorstand binden soll, 
regelmäßige Konferenzen zu finanzieren. Wie im nächsten Absatz ausdrücklich hervorgehoben, ist es 
vielmehr auch aus politischen Gründen elementar, sich mit bestehenden Strukturen zu vernetzen. 
Insbesondere kann auf die Expertise der RLS zurückgegriffen werden. Es erscheint nicht möglich, dass die 
LAG Antifaschismus eine erste Konferenz spätestens 01/2027 abhält. Vielmehr sollte auch bei der 
Organisation einer solchen Konferenz, die realistischer Weise erst 2027/28 stattfinden kann, eine 
Vernetzung mit bestehenen Strukturen vorgenommen werden.

Antrag L02-Ä03
Laufende Nummer: 41 • Änderungsantrag zu L02
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Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 64 - 79

 63 Die LAG Antifa, unterstützt und finanziert vom Landesvorstand, hält 

 64

 65

 66

 67

 68

 69

 70

 71

 72

 73

 74

 75

 76

 77

 78

 79

regelmäßige, landesweite, antifaschistische Konferenzen ab. Im Mittelpunkt
soll die Frage nach erfolgreichen Strategien im Kampf gegen Faschismus
stehen. 
Thematisiert werden soll auch, wie die Linke durch den besonderen Schutz,
den sie als Partei genießt, außerparteiliche Strukturen unterstützen kann.
Eingeladen werden Expert*innen und Vertreter*innen von
zivilgesellschaftlichen, antifaschistischen, sozialen und migrantischen
Vereinen, Initiativen, Gruppen, Bündnissen und Organisationen,
gewerkschaftliche Aktive, aber auch andere Landesarbeitsgemeinschaften, da 
wir Antifaschismus als Querschnittsthema . Wir verstehen und interdisziplinär 
betrachtenAntifaschismus als Querschnittsthema und müssen ihn interdisziplinär betrachten. Zur 
Planung und Umsetzung dieser wird ein offener
Arbeitskreis gegründet, in welchem die LAG Antifa, der Landesvorstand und
weitere an der Planung interessierte Landesarbeitsgemeinschaften,
Bündnisse, Organisationen, Initiativen, Vereine und Gruppen vertreten sind.
Dieser trifft sich in regelmäßigen Abständen und setzt die erste Konferenz 
bis spätestens 01/2027 um.

Begründung und Anmerkungen

Antragsteller: Landesvorstand

Über den Turnus der Veranstaltungen sollten die Veranstaler*innen selbst entscheiden.

Antrag L02-Ä20
Laufende Nummer: 138 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: LAG Antifa/gegen Rechts
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 89 - 96

 89

 90

 91

 92

 93

 94

 95

Die Partei begibt sich von der antifaschistischen Haltung in die Handlung. 
Dies bedeutet einerseits die verstärkte Mobilisierung zu und Beteiligung an 
antifaschistischen Protesten und Aktionen des zivilen Ungehorsams, 
andererseits auch die Befähigung und Ermutigung der Parteimitglieder durch 
Aktionstrainings, Workshops zum Umgang mit Repressionen, digitaler 
Sicherheit und Datenschutz, Demo-Anmeldungen, Erste Hilfe auf Demos und 
weiteren Themen. Der Landesparteitag beauftragt den Landesvorstand — in 
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 96 Zusammenarbeit mit Expert*innen und der LAG Antifa — solche anzubietenist Kopfarbeit: mit Herz 
und Verstand. Dies bedeutet einerseits die verstärkte Mobilisierung zu und Beteiligung an tätigem 
Erinnern an Faschismus, Widerstand und Befreiung, antifaschistischen Protesten und Aktionen des 
zivilen Ungehorsams, andererseits auch die Befähigung und Ermutigung der Parteimitglieder durch 
Kunstveranstaltungen, Bildungsarbeit, nonkonforme Parteikultur. Als erstes Vorhaben, intensiviert 
die Partei ihre Arbeit für die Einführung eines arbeitsfreien Feiertags am 8. Mai.

Begründung und Anmerkungen

Organisierter Kampf um die Köpfe statt Aktionismus!

Antragstellerin: LAG Antifa/gegen Rechts

Antrag L02-Ä04
Laufende Nummer: 42 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 89 - 90

 89

 90

Die Partei begibt sich von derLinke Hamburg verbindet die antifaschistischen Haltung in diemit der 
antifaschistischen Handlung.
Dies bedeutet einerseits die verstärkte weiterhin die Mobilisierung zu und verstärkte Beteiligung an 

 91

 92

 93

 94

 95

 96

antifaschistischen Protesten und Aktionen des zivilen Ungehorsams,
andererseits auch die Befähigung und Ermutigung der Parteimitglieder durch
Aktionstrainings, Workshops zum Umgang mit Repressionen, digitaler
Sicherheit und Datenschutz, Demo-Anmeldungen, Erste Hilfe auf Demos und
weiteren Themen. Der Landesparteitag beauftragt den Landesvorstand — in
Zusammenarbeit mit Expert*innen und der LAG Antifa — solche anzubieten.

Begründung und Anmerkungen

Antragsteller: Landesvorstand

Die Linke Hamburg ruft seit geraumer Zeit zu antifaschistischen Protesten und Aktionen an, unterstützt 
diese umfassend durch Schulungen, Material etc. und ist zentraler Akteur des antifaschistischen 
Widerstands.
Es ist richtig, dies wie im Antrag gefordert weiter zu forcieren. Aus Respekt vor den Aktivitäten der 
Genoss*innen sollte aber nicht der Eindruck suggeriert werden, die Partei wäre bis jetzt untätig gewesen

Antrag L02-Ä07
Laufende Nummer: 54 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: LAG Demokratische Linke
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung
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Zeile 90 - 96

 89 Die Partei begibt sich von der antifaschistischen Haltung in die Handlung. 

 90

 91

 92

 93

 94

 95

 96

Dies bedeutet neben der bereits auf dem 8. LPT im Oktober 2023 ("Für eine radikal menschliche 
Politik, statt Angst vor AfD & Co.", https://cloud.die-linke-hh.de/index.php/s/qd2C6iDWwSFxPMx?
dir=/&editing=false&openfile=true) beschlossenen Vierfachstrategie und allgemein einer 
antifaschistischen (Wirtschafts-)Politik einerseits auch die verstärkte Mobilisierung zu und 
Beteiligung an
antifaschistischen Protesten und Aktionen des zivilen Ungehorsams,
andererseits auch die Befähigung und Ermutigung der Parteimitglieder durch
Aktionstrainings, Workshops zum Umgang mit Repressionen, digitaler
Sicherheit und Datenschutz, Demo-Anmeldungen, Erste Hilfe auf Demos und
weiteren Themen. Der Landesparteitag beauftragt den Landesvorstand — in
Zusammenarbeit mit Expert*innen und der LAG Antifa — weiter an der Umsetzung der 
Vierfachstrategie zu arbeiten sowie solche Aktionstrainings und Workshops anzubieten.

"gute Wirtschafts- und Sozialpolitik",

Auklärung über den neolibarelen Charakter der AfD-Poltik,

"affektive Poltikstrategie" für "eine fortschrittliche Gesellschaftspolitik (Gleichberechtigung, 
Inklusion) und den ökosozialen Umbau der Industriegesellschaft",

Schaffung "persönlichen Vertrauens" u.a. durch Haustürgespräche und offene Büros

Begründung und Anmerkungen

Antrag der LAG Demokratische Linke

Die antifaschistische Politik der Partei sollte nicht nur Mobilisierung sein, sondern auch ein konkretes 
Politikangebot. Hierbei sollte auf die Beschlusslage zurückgegriffen werden. Der 8. LPT hat hierzu eine 
Vierfachstratetgie beschlossen, die weiterhin tragfähig erscheint.

Antrag L02-Ä08
Laufende Nummer: 55 • Änderungsantrag zu L02

Antragsteller*in: Eckart Wagner (BV HH-Mitte, del-BV:OL-Ers03, 10.10.26: nachgerückt, 
11.10.26: nachgerückt), LAG Demokratische Linke

Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 102 - 104

 102

 103

 104

Der Landesvorstand unterstütztsoll wie bisher prüfen, die Anreise zu Protesten und Aktionen des
zivilen Ungehorsams, die weiter entfernt stattfinden, finanziell und 
bewirbt dieszu unterstützen und diese transparent bei Parteimitgliedern zu bewerben.

Begründung und Anmerkungen

Antrag der LAG Demokratische Linke
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Der LPT kann den Landesvorstand nicht umfassend finanziell binden. In jedem Fall kann der 
Landesvorstand nicht gefordert sein, jeden Protest und jede Aktion des zivilen Ungehorsam, unabhängig 
von ihrem Inhalt und ihrem Ort finanziell zu unterstützen und zu bewerben.

Antrag L03-Ä14
Laufende Nummer: 144 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 7 - 15

 4 Wir alle erleben derzeit mit Hitzewellen, Dürren, Waldbränden und Stürmen direkt
 5 Auswirkungen der Klimakatastrophe. Mit über 12.000 geschätzten Hitzetoten in
 6 Deutschland im Sommer 2026 wurde eine Übersterblichkeit erreicht, die die 

 7 während der Coronakrise übersteigt. Währenddessen hat Deutschland seinen Anteil 
 8 am CO2-Budget zur Einhaltung des 1,5-Grad-Ziels bereits aufgebraucht (so der 
 9 Sachverständigenrat für Umweltfragen der Bundesregierung, März 2025), dabei hat 
 10 das Bundesverfassungsgericht im März 2021 die Verpflichtung des Staats zu 
 11 wirksamem Klimaschutz aus den Freiheitsrechten künftiger Generationen 
 12 abgeleitet. Hamburgs CO2-Emissionen wiederum sind 2025 um 2,6% im Vergleich zum 
 13 Vorjahr gestiegen. (Schätzbilanz von Umweltbehörde und Statistikamt Nord, Juni 
 14 2026) Die mindestens benötigte Verringerung von 98% gegenüber 1990 stagniert 
 15 also bei einem Niveau von 41,3%Laut der International Disaster Database waren 2025 87,8 Millionen 

Menschen weltweit, durch Dürren, Erdrutsche, Sturmfluten etc. unmittelbar durch den Klimawandel 
stark in ihrer Lebensqualität eingeschränkt. Der Klimawandel ist ein von den Industriestaaten 
verursachtes, internationales Problem, welches sich nicht lokal lösen, sondern nur durch 
internationale Verständigung und Kooperation beheben lässt. Hamburg und damit dem rot-grünen 
Senat, der 

 16 eigentlich die Klimaneutralität bis 2045 umsetzen wollte, bescheinigte der WWF
 17 im Bundesländer-Ranking zur Energiewende im September 2025 noch den letzten
 18 Platz bei der Realisierung von Klimaschutzmaßnahmen.

Zeile 19 - 22

 19 Doch gerade wegen dieser ernsten Lage lohnt es, um jede Veränderung und um jedes 
 20 Zehntelgrad zu kämpfen. Wir müssen sofort handeln, schnellstmöglich 
 21 Klimaneutralität erreichen und die Stadt an bereits eingetretene Folgen der 
 22 Klimakatastrophe anpassen. Das sehen auch große Teile der Hamburger Bevölkerung 
 23 so und stimmten vor einem Jahr eindeutig für den Zukunftsentscheid - und somit
 24 für sozialverträgliche Klimaneutralität bis 2040 gekoppelt an jährliche
 25 Emissionsziele. Darauf reagierte Tschentscher mit dem verantwortungslosen
 26 Statement, dass in der aktuellen Legislaturperiode bis 2030 keine grundlegende
 27 Umplanung nötig sei. Der letzte Zwischenbericht zeigt zwar, dass einige Bereiche
 28 inhaltlich sinnvoll angegangen werden, aber nicht mit ausreichender Intensität
 29 und Priorität und somit die vom Senat teilweise schon formulierten Versprechen
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 30 nichts wert sind. Außerdem ist seitdem für die Öffentlichkeit weitestgehend
 31 intransparent, welche Maßnahmen die Regierung ergreift und plant. Gleichzeitig
 32 kritisierte der Senat, dass der Zukunftsentscheid bei seiner Gesetzesänderung
 33 keine konkreten Pläne zur Umsetzung eines sozialverträglichen Klimaschutzes
 34 mitgeliefert hat. Diesem Vorwurf wollen wir hiermit einen Katalog von Maßnahmen
 35 entgegensetzen.

weitere Antragstellende

AG Studierendenpolitik

Antrag L03-Ä07
Laufende Nummer: 98 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: Dieter Lesemann, LAG Klimagerechtigkeit, Emily Stiers, Erik Böhm, 
Laura Bader, Sandra Bläß, Wiebke Jürgens

Status: übernommen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 36

 36 Die Linke fordert seit langemforderte schon vor dem Zukunftsentscheid eine Klimaneutralität bis 
203540 und legt dabei einen 

 37 Schwerpunkt auf Gerechtigkeit. Untrennbar davon ist, dass es einen Systemwandel
 38 braucht, der die Klimakatastrophe an ihrer strukturellen Ursache bekämpft, mit
 39 planetaren Grenzen vereinbar ist und die Überreichen als Haupt verursachende in
 40 Verantwortung nimmt. Aus diesem Grund muss die Umsetzung von den
 41 Verursacher*innen und der Stadt als Verantwortliche für die Daseinsvorsorge
 42 getragen werden, statt weiter Gelder in teure, klimaschädliche und
 43 geschichtsvergessene Prestigeprojekte zu investieren. Außerdem muss die breite
 44 Bevölkerung mit ihren Perspektiven und Lebensrealitäten in der Veränderung
 45 begleitet und darin einbezogen werden, unter anderem durch Klimaanpassung,
 46 stabilisierende Sozialmaßnahmen, Umverteilung und Demokratisierung.

Begründung und Anmerkungen

Die Forderung Klimaneutralität bis 2035 wurde erst zur letzten Bürgerschaftswahl ins Wahlprogramm der 
Linken in Hamburg aufgenommen. Weiterhin fordert die Bundes-Linke eine Klimaneutralität bis 2040. Hier 
sollten die Forderungen gleich sein zwischen Landes- und Bundesebene.

Weitere Antragstellende:
- LAG Klimagerechtigkeit
- Emily Stiers
- Erik Böhm
- Laura Bader
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-Sandra Bläß
- Wiebke Jürgens

Antrag L03-Ä10
Laufende Nummer: 140 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 37

 36 Die Linke fordert seit langem Klimaneutralität bis 2035 und legt dabei einen 

 37 Schwerpunkt auf Gerechtigkeit. Untrennbar davon ist, dass es einen Systemwandechsel 
 38 braucht, der die Klimakatastrophe an ihrer strukturellen Ursache bekämpft, mit
 39 planetaren Grenzen vereinbar ist und die Überreichen als Haupt verursachende in
 40 Verantwortung nimmt. Aus diesem Grund muss die Umsetzung von den
 41 Verursacher*innen und der Stadt als Verantwortliche für die Daseinsvorsorge
 42 getragen werden, statt weiter Gelder in teure, klimaschädliche und
 43 geschichtsvergessene Prestigeprojekte zu investieren. Außerdem muss die breite
 44 Bevölkerung mit ihren Perspektiven und Lebensrealitäten in der Veränderung
 45 begleitet und darin einbezogen werden, unter anderem durch Klimaanpassung,
 46 stabilisierende Sozialmaßnahmen, Umverteilung und Demokratisierung.

weitere Antragstellende

AG Studierendenpolitik

Antrag L03-Ä11
Laufende Nummer: 141 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 38 - 46

 36 Die Linke fordert seit langem Klimaneutralität bis 2035 und legt dabei einen
 37 Schwerpunkt auf Gerechtigkeit. Untrennbar davon ist, dass es einen Systemwandel 

 38 braucht,. der die Klimakatastrophe an ihrer strukturellen Ursache bekämpft, mit 
 39 planetaren Grenzen vereinbar ist und die Überreichen als Haupt verursachende in 
 40 Verantwortung nimmt. Aus diesem Grund muss die Umsetzung von den 
 41 Verursacher*innen und der Stadt als Verantwortliche für die Daseinsvorsorge 
 42 getragen werden, statt weiter Gelder in teure, klimaschädliche und 
 43 geschichtsvergessene Prestigeprojekte zu investieren. Außerdem muss die breite 
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 44 Bevölkerung mit ihren Perspektiven und Lebensrealitäten in der Veränderung 
 45 begleitet und darin einbezogen werden,. Der Krieg und mit ihm das Militär sind eine der brutalsten 

Erscheinungen der Profitorientierung. Sie verursachen mittunter die größte Zerstörung an Mensch, 
Klima, Kultur und Umwelt. Britische NGOs beziffern den Jährlichen CO2 Ausstoß des Militärs auf 2,75 
Milliarden Tonnen. Auch die Kriegsvorbereitungen der NATO wie das Manöver Red Storm Charlie fallen 
unter anderem durch Klimaanpassung, 

 46 stabilisierende Sozialmaßnahmen, Umverteilung und Demokratisierungdiese Summe, ein weiter 
Grund dafür zu kämpfen, dass solche Manöver nie wieder stattfinden. Darüber hinaus kämpft die 
Linke Hamburg für den Stopp aller Rüstungsexporte über den Hafen, den Stopp aller 
Rüstungsproduktion sowie die Abrüstung aller Streitkräfte.

weitere Antragstellende

AG Studierendenpolitik

Antrag L03-Ä06
Laufende Nummer: 99 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: Dieter Lesemann, LAG Klimagerechtigkeit, Emily Stiers, Erik Böhm, 
Laura Bader, Sandra Bläß, Wiebke Jürgens

Status: übernommen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 99 - 103

 99 9. Windkraftparks generell nur mit Speichersystemen oder Elektrolyseuranlagen
 100 zur Erzeugung von Wasserstoff oder Anlagen zur Erzeugung von Wärmeenergie genehmigen und 

bestehende Windparks
 101 schnellstmöglich entsprechendmit solchen Anlagen zur Erzeugung von sekundären Energieträgern 

(z.B.: H2) oder Energieformen (z.B.: Wärme), die bis zur weiteren Nutzung und Weiterverarbeitung in 
Langzeitspeichern zwischengelagert werden können, nachrüsten. Begründung: Windkraftanlagen 
sollen bei

 102 Überschuss-Stromerzeugung oder ausgelasteten Stromspeichern nicht mehr vom Energieversorger 
abgeschaltet werden,

 103 sondern nicht im Stromnetz nutzbarer Überschussstrom muss gespeichertstattdessen zur Produktion 
von sekundären Energieträgern oder Energieformen genutzt werden.

Begründung und Anmerkungen

Der Ursprungstext ist insofern missverständlich ausgedrückt, da er den Eindruck erweckt, bei den 
Speichersystemen handele es sich um reine Stromspeicher. Diese sind jedoch nicht in unbegrenzter Größe 
zur Vermeidung überlasteter Stromnetze machbar. Die Maßnahme soll jedoch die Erzeugung und 
Speicherung in Langzeitspeichern von sekundären Energieträgern und Energieformen fordern.

Diese Maßnahme soll auch der EEG-Reform 2027 (vorbehaltliches Inkrafttreten 1. Januar 2027) soweit 
schon jetzt hinsichtlich der geplanten Einspeisebegrenzungen (Drosselung oder rein anteilige 
Stromeinspeisung) oder einer entschädigungslosen Abregelung (Redispatch-Vorbehalt) entgegenwirken .
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Zusätzliche Antragsteller:

- LAG Klimagerechtigkeit

- Emily Stiers

- Erik Böhm

- Laura Bader

- Sandra Bläß

-Wiebke Jürgens

Antrag L03-Ä01
Laufende Nummer: 59 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: Gernot Wolter (BV Eimsbüttel, del-BV:OL), LAG Demokratische Linke
Status: übernommen in geänderter Fassung
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 114 - 117

 114 13. Unabhängige und kostenlose Energieberatung Beratung zu Energieerzeugung, Energienutzung und 
energetischer Sanierung für alle Miethaushalte mit 

 115 geringen Einkommen . (Derzeit Haushalte (derzeit ist z.B. Energieberatung nur für Bezieher*innen von 
Grundsicherung,

 116 Sozialhilfe, Wohngeld, BAföG, Kinderzuschlag und Haushalte unterhalb der
 117 Pfändungsfreigrenzentabelle)Pfändungsfreigrenzentabelle kostenlos). Die Beratung ist von der Stadt 

aufsuchend zu gestalten.

Begründung und Anmerkungen

Es ist grundsätzlich richtig, vorrangig Haushalte mit geringen Einkünften mit kostenlosen staatlichen 
Leistungen zu versorgen. Die Umsetzung einer die Klimakrise bekämpfenden Strategie duldet aber zeitlich 
keine Abschichtung zwischen den Haushalten. Alle müssen proaktiv angesprochen und mit individuellen 
Lösungen versorgt werden.

Antrag L03-Ä12
Laufende Nummer: 142 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 239

 227 Landwirtschaft und Ernährung spielen bei der Klimakatastrophe ebenfalls eine
 228 bedeutende Rolle. Aus diesem Grund braucht es in viel größerem Umfang
 229 ökologischen Landbau und innerhalb dessen Regionalität sowie Reduzierung der
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 230 Tierproduktion. Die chemisch basierte agro-industrielle Landwirtschaft trägt mit
 231 der aus ihr folgenden Bodendegradierung und dem Methanausstoß aus der
 232 Massentierhaltung genauso zum Ausstoß klimaschädlicher Emissionen bei wie die
 233 Herstellung von chemischen Düngern und Schädlingsbekämpfungsmitteln, die diese
 234 Form der Landwirtschaft benötigt. Durch eine geänderte, organische Bearbeitung
 235 der Böden mit vielfältigen Fruchtfolgen hingegen binden diese Böden bedeutend
 236 mehr Kohlenstoff als konventionell bearbeitete. Mit dem Einsatz von Grün- und
 237 anderen natürlichen Düngern sowie der Re-Mineralisierung durch
 238 Gesteinsmehlausbringung werden die Emissionen bei der Düngemittelherstellung 

 239 verringert. Agrarindustrieller Großgrundbesitz sowie Saatgut- und Agrochemiekonzerne sind in 
Gemeineigentum zu überführen, damit das Stoffwechselverhältnis von Gesellschaft und Natur 
bewusst reproduktionsfähig gestaltet und eine flächendeckende biologische Landwirtschaft in der 
Bundesrepublik ermöglicht wird - im solidarischen Austausch mit der kleinbäuerlichen 
Landwirtschaft des globalen Südens, statt sie durch Exportdumping zu ruinieren.

weitere Antragstellende

AG Studierendenpolitik

Antrag L03-Ä05
Laufende Nummer: 100 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: Dieter Lesemann, LAG Klimagerechtigkeit, Emily Stiers, Erik Böhm, 
Laura Bader, Sandra Bläß, Wiebke Jürgens

Status: übernommen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 243

 242 41. Die Stadt Hamburg transformiert nach dem Vorbild der Stadt Kopenhagen mit 

 243 der Kopenhagen House of Food-Stiftung und dem Berliner „Kantine- Zukunft“- Projekt mit 
begleitender Beratung die 

 244 Nahrungsmittelversorgung öffentlicher Küchen zu einem Bio-Anteil in den
 245 Grundzutaten bis zu 90%. Die Beratung zielt auf die gleichzeitige Transformation
 246 des Ernährungsaufbaus und der Kochprozesse, mit der eine Umstellung ohne
 247 Kostensteigerung möglich ist und es nicht zu 20-30% Kostensteigerungen kommt,
 248 die bei einem einfachen Austausch der Nahrungsmittel zu erwarten wären. Mit
 249 weiteren Vorgaben zu Saisonalität, Vielfalt, Abfallminimierung, grünem Transport
 250 und Verpackung kann die öffentliche Lebensmittelbeschaffung einen großen Beitrag
 251 zur Förderung regionaler Bio-Betriebe leisten und somit zum Schutz von Klima,
 252 Umwelt und Artenvielfalt in Hamburg und seiner Umgebung beitragen. Zusätzlich
 253 wird ein großer Beitrag zur gesunden Ernährung der Hamburger Bürger*innen in
 254 allen Kantinen in öffentlicher Hand geleistet, z.B. in Bildungseinrichtungen,
 255 Krankenhäusern, usw.

Begründung und Anmerkungen
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Um sich nicht nur auf ein Vorbild zu stützen, soll die Maßnahme noch um ein , mit Berlin sogar in einer 
vergleichbaren Stadt, zweites erfolgreiches Projekt ergänzt werden.

Zusätzliche Antragsteller:

- LAG Klimagerechtigkeit

- Emily Stiers

- Erik Böhm

- Laura Bader

- Sandra Bläß

-Wiebke Jürgens

Antrag L03-Ä04
Laufende Nummer: 102 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: Dieter Lesemann, LAG Klimagerechtigkeit, Emily Stiers, Erik Böhm, 
Laura Bader, Sandra Bläß, Wiebke Jürgens

Status: übernommen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 256 - 259

 256 42. Die Stadt Hamburg fördert verstärkt regionale und biologische Landwirtschaft
 257 sowie Initiativen für Urban Gardening und Solidarische Landwirtschaft (SoLaWis)
 258 und trägt so nicht nur zu einer Ernährung mit höheren Nährwerten und
 259 verringerten Schadstoffen, sondern auch zu Böden, die potentiell deutlich mehr CO2 
 260 speichern können, Abfallminimierung und Transportverringerung bei.

Begründung und Anmerkungen

1. Streichung des Wortes „verstärkt“, da eine Bezugsgröße, die das Wort rechtfertigt, fehlt.

2. Streichung des Wortes „und“, da so der Zusammenhang der Gleichzeitigkeit zwischen regionaler und 
biologischer Landwirtschaft besser sichtbar wird.

3. Ergänzung mit einem vorgesetzten „potentiell“ vor dem Wort „deutlich“. So wird die Vielfältigkeit der 
Faktoren mit einbezogen, von denen das Potential zur CO2-Speicherung abhängt.

Zusätzliche Antragsteller:

- LAG Klimagerechtigkeit

- Emily Stiers

- Erik Böhm

- Laura Bader

- Sandra Bläß

-Wiebke Jürgens
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Antrag L03-Ä16
Laufende Nummer: 162 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: Eric Golbs (BV Harburg, del-BV:OL)
Status: übernommen in geänderter Fassung
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 292

 284 45. Wiedervernässung von Mooren steht im Flächen- und somit im
 285 Interessenkonflikt mit landwirtschaftlicher Nutzung. Ein Ansatz zum finanziellen
 286 Ausgleich kann hier die Kombination von Paludikulturen (z.B. Röhricht für
 287 Dachreet) in Kombination mit Photovoltaik sein, der gleichzeitig noch zusätzlich
 288 zur CO2-Einsparung mitwirkt. Unter anderem durch Abschattung kann die
 289 Verdunstung gedämpft werden und sommerlichem Austrocknen und dem mit diesem
 290 Umstand verbundenen Emittieren von Methan entgegenwirken. Die Stadt Hamburg
 291 unterstütz im Rahmen der Wiedervernässung bei Prüfung und Umsetzung dieses 

 292 Ausgleichansatzes. Die Stadt Hamburg soll ebenfalls die Zusammenführung von Flächen unterstützen.

Begründung und Anmerkungen

Ein Haupthindernis bei der Wiedervernässung sind die kleinteiligen Besitzverhältnisse der Moorflächen. 
Zum Teil sind Landwirte an einer Wiedervernässung interessiert, können diese jedoch nicht umsetzen, 
weil direkt angrenzende Moorgrundstücke nicht zur Verfügung stehen.

Antrag L03-Ä03
Laufende Nummer: 104 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: Dieter Lesemann, LAG Klimagerechtigkeit, Emily Stiers, Erik Böhm, 
Laura Bader, Sandra Bläß, Wiebke Jürgens

Status: übernommen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 315 - 316

 315 49. Zur Verminderung des Ressourcenverbrauchs und im Sinne des neu geltenden
 316 Rechts auf Reparatur fördert die Stadt Hamburg Leih- und Reparaturläden und führt einen 

Reparaturbonus ein.

Begründung und Anmerkungen

 Diese Ergänzung wurde hinzugefügt als nochmalige Forderung gemäß dem Antrag der Fraktion Die Linke in 
der Hamburger Bürgerschaft - Drucksache 22/16286 („Reparieren statt wegwerfen - Einführung 
Reparaturbonus 1.0“) vom 18.09.2024.

Zusätzliche Antragsteller:

- LAG Klimagerechtigkeit
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- Emily Stiers

- Erik Böhm

- Laura Bader

- Sandra Bläß

-Wiebke Jürgens

Antrag L03-Ä13
Laufende Nummer: 143 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: AG Studierendenpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 338 - 343

 334 Viele grundlegende Punkte wie energetische Umstellung von Produktionsabläufen
 335 und Optimierung von Anlagetechnik geht der Senat bereits an, setzt aber oft auf
 336 Freiwilligkeit, befristete Unterstützung und wartet auf Bund und EU. Ein Anstieg
 337 industrieller Emissionen um 6% von 2023 zu 2024 zeigt, dass industrielle 

 338 Transformation als “Das Gleiche in Grün” nicht ausreicht. Wir müssen die 
 339 Systemfrage stellen und Formen des Wirtschaftens entwickeln, die Mensch undDas neoliberale 

Wirtschaften sowie das Privateigentum sind die größten
 340 Umwelt vor den Profit stellen. Dieser Unsicherheit des Übergangs zwischen der 
 341 Umformung der jetzigen Industrie und dem Aufbau einer neuen Wirtschaft können 
 342 wir-zerstörer und Klimakiller. Nach der Profitlogik ist jeglicher Raubbau an Mensch und Natur 

gerechtfertigt sobald er nur durch schrittweise Gestaltung im Prozess gemeinsam begegnen - als 
Partei 

 343 und im Dialog mit dengenug Profit abwirft. Die geschaffenen Produktivkräfte sind der zerstörerischen 
Wirkung des Privateigentums zu entziehen. Die Linke kämpft für eine Wirtschaft, in der die 
Bedürfnisse und Genüsse des Menschen Maßstab aller Produktion sind, also den demokratischen 
Sozialismus. Nur vergesellschaftet kann die Produktion zur Förderung der Lebensqualität aller und 
somit auch einem produktiven Mensch-Natur-Austauschverhältnis dienen.

weitere Antragstellende

AG Studierendenpolitik

Antrag L03-Ä17
Laufende Nummer: 165 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: Eric Golbs (BV Harburg, del-BV:OL)
Status: übernommen in geänderter Fassung
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung
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Zeile 378

 374 60. Nachhaltigkeitspotenziale vom Hafen voranbringen: Sanierung und
 375 effizientere, intensivere Nutzung bestehender Flächen statt neu zu bauen,
 376 Gütertransporte von der Straße auf Schiene und Wasserwege verlegen, Landstrom
 377 weiter ausbauen und Nutzungspflicht für Kreuzfahrt- und Containerschiffe sofort 

 378 umsetzen, Reedereien auf emissionsfreie Antriebe und Kraftstoffe verpflichten. Eine internationale 
Hafenstrategie zur Verteilung von Kapazitäten und Reduktion von Schiffsverkehr entwickeln

Begründung und Anmerkungen

Zurzeit stehen viele Häfen in direkter Konkurrenz zu einander. So buhlen Rotterdam, Antwerpen, aber 
auch Wilhelmshaven und weitere um den Umschlag von Transporten und Schiffskapazitäten. Dadurch 
werden unnötig Überkapazitäten aufgebaut und Naturräume wie die Elbe unnötig tief ausgebaggert. Eine 
kooperative Strategie der Häfen könnte zusätzlich Schiffsverkehr reduzieren.

Antrag L03-Ä15
Laufende Nummer: 158 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: LAG Antimilitarismus, LAG Bewegungslinke
Status: übernommen in geänderter Fassung
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 439

 439

Klimapolitik heißt Antimilitarismus

Militär und Rüstungsindustrie sind eng mit der fossilen Wirtschaft verzahnt. Militärmissionen dienen 
keineswegs der „Friedenssicherung“ sondern primär dem Schutz von Öl- und Gas-Handelswegen 
sowie der Durchsetzung imperialer Ausbeutungsverhältnisse. Kriege selbst hinterlassen langfristig 
verheerende ökologische Schäden durch brennende Raffinerien, zerstörte Ökosysteme und massive 
CO�-Emissionen. So stößt beispielsweise ein einzelner Flug eines F-35-Kampfjets bis zu 28 Tonnen 
CO� aus. Die immensen Rüstungsausgaben führen nicht nur zu Sozialkürzungen sondern blockieren 
auch wichtige Investitionen für einen klimafreundlichen Umbau der Wirtschaft. Die aus Deutschland 
wesentlich mit angetriebene globale Rüstungsspirale bedroht mit einem ggf. auch atomar 
eskalierenden Krieg globaler Großmächte den Bestand menschlichen Lebens insgesamt. Linke 
Klimapolitik ist deshalb konsequent antimilitaristisch. Wir fordern:

Die Beendigung aller Pläne zum Aufbau einer Hamburger Rüstungswirtschaft.

Die Beendigung der Rüstungs- und Sicherheitskooperationen mit Rheinmetall im Hamburger Hafen

Geltung von Völkerrecht und die Einstellung aller militärischen Kooperationen mit Staaten, die, wie 
Russland, die USA, Saudi-Arabien, China, Iran oder Israel Menschenrechte mit Füßen treten oder 
Völkerrecht verletzen. Insbesondere Deutschland muss sich an Völkerrecht halten!

Ein Verbot von Waffenexporten und Munitionstransporten durch den Hafen

Die Durchsetzung der Zivilklausel an allen Hamburger Hochschulen. Forschungsgelder sollen nur 
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noch an Einrichtungen mit einer zivilen Forschungsverpflichtung vergeben werden.

Die Beendigung von Militärmanövern wie Red Storm

Hamburg muss endlich seine Verpflichtungen aus dem Mayors for Peace Agreement erfüllen

Ein strikter Stopp von Aufrüstung und die Umwidmung militärischer Investitionsmittel für zivile 
Zwecke, insbesondere den sozial-ökologischen Umbau der Infrastruktur.

Antrag L03-Ä08
Laufende Nummer: 92 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: LAG Betrieb und Gewerkschaft, LAG Bewegungslinke
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 450

 441 Klimaanpassungsmaßnahmen sind kein Thema der Zukunft mehr, sondern müssen
 442 Menschen schnellstmöglich vor der Klimakatastrophe schützen, die uns bereits
 443 trifft. Klimaanpassung ergänzt den Klimaschutz, ersetzt ihn aber nicht: Ohne
 444 konsequente Emissionsminderung verschlimmern sich die Umstände weiter und der
 445 Anpassung werden immer stärkere Grenzen gesetzt. Zugleich sind die Folgen des
 446 Klimawandels sozial ungleich verteilt: Besonders vulnerable Gruppen wie Ältere,
 447 Pflegebedürftige, Kinder, Vorerkrankte, Behinderte, einkommensschwache Haushalte
 448 und Wohnungslose sind überproportional betroffen und werden seltener durch
 449 Klimaanpassungsmaßnahmen geschützt (z.B. gedämmte Wohnungen). Alle Maßnahmen 

 450 sind sozialverträglich und gerecht umzusetzen und unter demokratischer Beteiligung der 
Beschäftigten zu entwickeln. Entsteht durch eine Maßnahme eine finanzielle Mehrbelastung vor allem 
bei durchschnittlichen und niedrigen Einkommen, ist ein entsprechender Sozialausgleich 
einzuplanen.

Antrag L03-Ä09
Laufende Nummer: 93 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: LAG Betrieb und Gewerkschaft
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 450

 441 Klimaanpassungsmaßnahmen sind kein Thema der Zukunft mehr, sondern müssen
 442 Menschen schnellstmöglich vor der Klimakatastrophe schützen, die uns bereits
 443 trifft. Klimaanpassung ergänzt den Klimaschutz, ersetzt ihn aber nicht: Ohne
 444 konsequente Emissionsminderung verschlimmern sich die Umstände weiter und der
 445 Anpassung werden immer stärkere Grenzen gesetzt. Zugleich sind die Folgen des
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 446 Klimawandels sozial ungleich verteilt: Besonders vulnerable Gruppen wie Ältere,
 447 Pflegebedürftige, Kinder, Vorerkrankte, Behinderte, einkommensschwache Haushalte
 448 und Wohnungslose sind überproportional betroffen und werden seltener durch
 449 Klimaanpassungsmaßnahmen geschützt (z.B. gedämmte Wohnungen). Alle Maßnahmen 

 450 sind sozialverträglich und gerecht umzusetzen. Um politische Veränderung in Richtung 
Klimagerechtigkeit zu bewirken reicht es nicht, einen Maßnahmenkatalog vorzulegen. Dieser muss mit 
Beschäftigten und in der Öffentlichkeit diskutiert werden. Die LAG Klimagerechtigkeit wird beauftragt, 
unter Einbindung der AG Betrieb und Gewerkschaft und des Landesvorstandes Formate für 
Beschäftigte und Betriebsräte zu entwickeln und durchzuführen, um mit ihnen gemeinsam Ideen für 
eine ökologische Transformation ihres Industriezweiges weiterzudenken.

Antrag L03-Ä02
Laufende Nummer: 60 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: Gernot Wolter (BV Eimsbüttel, del-BV:OL), LAG Demokratische Linke
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 549

 547 97. Hochwasserprävention an Gebäuden (Rückstausicherungen, Souterrain-Schutz).
 548 Schwammstadt-Prinzip und unterirdische Retention verbindlich und konsequent 

 549 umsetzen.

Innerparteiliche Bildungsarbeit

Klimapolitik und der Kampf gegen die Überschreitung der planetaren Grenzen müssen wieder 98. 
mehr in unserer Partei verankert werden. Dazu bedarf es fortgesetzter Bildungsarbeit, die 
landesweit zu organisieren ist. Der Landesvorstand wird aufgefordert, der Klimapolitik unter 
Einbeziehung der LAGen Klimagerechtigkeit und Mobilität einen entsprechenden Stellenwert in 
der Bildungsarbeit einzuräumen.

Begründung und Anmerkungen

In der Begründung führen die Antragsteller:innen zurecht aus, dass wie so oft Beschlusslagen alleine noch 
keinen Fortschritt bringen. Ob der umfangreiche Versuch, möglichst vollständig notwendige Maßnahmen 
aufzulisten, dem tatsächlich etwas entgegen setzen kann,bleibt fraglich, wenn das Thema nicht immer 
wieder auf die Agenda kommt. Dazu wird es sich lohnen, allen Genoss:innen hierzu Bildungsangebote zu 
machen, da nicht alle kontinuierlich zum Thema arbeiten können aber dennoch auf der Höhe der 
Notwendigkeiten sein wollen. In der Bildungsarbeit kann dieser Maßnahmenkatalog gut fruchtbar 
gemacht werden.

Antrag L03-Ä18
Laufende Nummer: 167 • Änderungsantrag zu L03

Antragsteller*in: Eric Golbs (BV Harburg, del-BV:OL)
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Status: übernommen in geänderter Fassung
Sachgebiet: L - Leitantrag und Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 549

 547 97. Hochwasserprävention an Gebäuden (Rückstausicherungen, Souterrain-Schutz).
 548 Schwammstadt-Prinzip und unterirdische Retention verbindlich und konsequent 

 549 umsetzen.

Bildungsarbeit

 Zur Umsetzung aller aufgezählter Maßnahmen ist eine umfassende Aus- und 98. 
Weiterbildungsoffensive von und für Fachkräfte notwendig.

Antrag R01-Ä01
Laufende Nummer: 46 • Änderungsantrag zu R01

Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: übernommen
Sachgebiet: R - Anträge zu Regularien und Ablauf des Parteitags

Zeile 9

 9 TOP 8: Satzungsändernde Anträge

Begründung und Anmerkungen

Es wurden keine satzungsändernden Anträge gestellt, daher kann der TOP entfallen.

Antrag R02-Ä02
Laufende Nummer: 89 • Änderungsantrag zu R02

Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: übernommen
Sachgebiet: R - Anträge zu Regularien und Ablauf des Parteitags

Zeile 11

 11 11:50 Uhr: TOP 6: Einbringung der Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

 12 12:05 Uhr: TOP 4: Aussprache/Generaldebatte

Zeile 12

 12 13:2013:35 Uhr: TOP 5: Entlastung des Landesvorstands

Zeile 13
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 13 13:3013:45 Uhr: + + + PAUSE + + +

Zeile 14

 14 14:3014:45 Uhr: Rede der Parteivorsitzenden Ines Schwerdtner

 15 14:50 Uhr: TOP 6: Anträge von grundsätzlicher Bedeutung

Zeile 15

 15 16:0016:20 Uhr: + + + PAUSE + + +

Zeile 16

 16 16:3016:50 Uhr: Grußwort unkürzbar-Bündnis

 17 16:55 Uhr: TOP 7: Wahl des neuen Landesvorstands: Beschluss über die Größe des 
 17 Landesvorstands

Zeile 18

 18 16:4517:05 Uhr: TOP 7: Wahl des neuen Landesvorstands: Wahl Landessprecher*innen

Zeile 19

 19 17:3017:50 Uhr: TOP 7: Wahl des neuen Landesvorstands: Wahl Landesschatzmeister*in

Zeile 20

 20 17:5018:10 Uhr: TOP 7: Wahl des neuen Landesvorstands: Wahl Landesgeschäftsführer*in

Zeile 21

 21 18:1018:30 Uhr: TOP 7: Wahl des neuen Landesvorstands: Wahl Jugendpolitische*r 
 22 Sprecher*in

Zeile 23

 23 18:3018:50 Uhr: Ende des ersten Tages

Antrag R02-Ä01
Laufende Nummer: 63 • Änderungsantrag zu R02

Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: übernommen
Sachgebiet: R - Anträge zu Regularien und Ablauf des Parteitags
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Zeile 31

 31 14:00 Uhr: TOP 8: Satzungsändernde AnträgeGrußwort Mieter*innen Holstenstraße

14:05 Uhr: Vorstellung Mietenkampagne

Zeile 32

 32 14:3014:15 Uhr: TOP 9: Weitere Anträge
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